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Vorsitz des Präsidenten | Presidenza del presidente: dott. Roberto Bizzo 
 

Ore 10.02 Uhr 
 
Namensaufruf - appello nominale 

 
PRESIDENTE: La seduta è aperta. Ai sensi dell’articolo 59, comma 3, del regolamento interno il processo 

verbale della seduta precedente è messo a disposizione delle consigliere e dei consiglieri provinciali in forma car-
tacea. Su di esso possono essere presentate, per iscritto, richieste di rettifica alla Presidenza entro la fine della 
seduta. Qualora non dovesse pervenire alcuna richiesta di rettifica, il processo verbale si intende approvato. 

Copie del processo verbale sono a disposizione delle consigliere e dei consiglieri presso le collaboratrici e i 
collaboratori addetti alla stesura del processo verbale stesso. 

Per la seduta odierna si è giustificato il consigliere Wurzer. 
 
Punto 358) all'ordine del giorno: Disegno di legge provinciale n. 107/16: "Disposizioni collegate alla legge 

di stabilità 2017". 
 
Punkt 358 der Tagesordnung: Landesgesetzentwurf Nr. 107/16: "Bestimmungen in Zusammenhang mit 

dem Stabilitätsgesetz 2017". 
 
Punto 359) all'ordine del giorno: Disegno di legge provinciale n. 108/16: "Disposizioni per la formazione 

del bilancio di previsione per gli esercizi 2017, 2018 e 2019".  
 
Punkt 359 der Tagesordnung: Landesgesetzentwurf Nr. 108/16: "Bestimmungen über das Erstellen des 

Haushaltes für die Finanzjahre 2017, 2018 und 2019".  
 
Punto 360) all'ordine del giorno: Disegno di legge provinciale n. 106/16: "Bilancio di previsione della Pro-

vincia autonoma di Bolzano per gli esercizi 2017, 2018 e 2019".  
 
Punkt 360 der Tagesordnung: Landesgesetzentwurf Nr. 106/16: "Haushaltsvoranschlag der Autonomen 

Provinz Bozen für die Finanzjahre 2017, 2018 und 2019".  
 

La seduta odierna è dedicata alla lettura delle relazioni presentate ai tre sopraindicati disegni di legge, rela-
tivi alla manovra di bilancio di previsione 2017.  

Do la parola al Presidente della Giunta Komptascher per la lettura della relazione programmatica sul bilan-
cio della Provincia per l'anno finanziario 2017. 

 
KOMPATSCHER (Landeshauptmann - SVP): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrter 

Herr Vizepräsident, sehr geehrte Abgeordnete zum Südtiroler Landtag, wertes Hohes Haus, anläss-
lich meiner Rede zum Haushaltsvoranschlag der Region wurde beklagt, dass dieser sehr knapp be-
messen wäre. Diesen Grund zur Klage werden Sie bezüglich der Rede zum Haushalt des Landes 
nicht haben.  

Die Südtiroler Landesregierung arbeitet daran, den Gestaltungsspielraum Südtirols auszu-
bauen, die Lebensqualität in unserer Heimat weiter zu stärken und die Verwurzelung aller drei 
Sprachgruppen in ihrer Heimat Südtirol zu festigen. Um dies zu erreichen, setzen wir ganz klar den 
Weg fort, den Südtirol bisher erfolgreich gegangen ist. Dieser führt uns in Richtung einer Stärkung 
und eines soliden Ausbaus der Autonomie. Politik und Verwaltung haben die gemeinsame Aufgabe, 
unsere Autonomie im Sinne der Bürgerinnen und Bürger zu gestalten und umzusetzen. Der Landes-
haushalt ist dabei das zentrale Steuerungsinstrument der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung. 
In diesem Jahr haben wir bei der Festveranstaltung auf Schloss Sigmundskron am 5. September und 
im Rahmen einer großen historischen Tagung am 18. November in der Freien Universität in Bozen 
an die völkerrechtliche Grundlage für die Sonderrechte Südtirols erinnert. Anlass dafür war der 70. 
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Jahrestag des Gruber-Degasperi-Abkommens. Während wir auf Schloss Sigmundskron die Außen-
minister Italiens und Österreichs, Paolo Gentiloni und Sebastian Kurz, begrüßen konnten, besuchte 
am vergangenen 18. November EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker unser Land. Bei 
den beiden Veranstaltungen ging es uns nicht oder nicht allein darum, das Abkommen zu feiern, 
sondern – gemeinsam mit unseren politischen Partnern in Rom, Wien und Brüssel – den Fokus auf 
den Wert und die Zukunftsfähigkeit unserer Autonomie im europäischen Kontext zu richten. Noch 
heute wird der Pariser Vertrag lebhaft und kontrovers diskutiert: Die einen sprechen von einer Magna 
Charta für Südtirol, die anderen von einem einmaligen Dokument österreichischer Schwäche, weil 
das Abkommen im ersten Moment zu einer Regionalautonomie geführt hat. Damit war einerseits der 
Rückkehr Südtirols zu Österreich endgültig der Riegel vorgeschoben, andererseits kam es durch das 
Statut von 1948 auch noch zum Verlust einer wirklich inneren Selbstbestimmung. Unbestreitbar ist, 
dass der Pariser Vertrag die juridische Grundlage für unsere Autonomie war und ist. Italien ist mit 
dem am 5. September 1946 unterzeichneten Abkommen eine Verpflichtung gegenüber Österreich 
eingegangen. Die Umsetzung dieser Verpflichtung ist die Südtirol-Autonomie. Der Pariser Vertrag ist 
somit das Fundament, auf dem die Politikergenerationen vor uns nach und nach und mit Beharrlich-
keit ein solides Haus gebaut haben. Heute arbeiten wir an der quantitativen und qualitativen Erweite-
rung. Die auf dem Pariser Vertrag basierende Autonomie hat Südtirol Frieden und eine weitrei-
chende Eigenständigkeit gebracht. Unsere Heimat hat sich dank unserer Autonomie zu einem blü-
henden Land entwickelt. Südtirol verfügt über eine gute Lebensqualität und einen hohen Lebens-
standard. In den 1960er Jahren standen wir im Vergleich zu vielen anderen italienischen Provinzen 
schlecht da. Wir waren ein armes Land. Heute bescheinigen uns die unterschiedlichsten Rankings 
und Statistiken, dass sich unsere Heimat wirtschaftlich erfolgreich entwickelt hat und unser Land eine 
hohe Lebensqualität bietet. Nur auf der Grundlage unserer Autonomie und dem aus ihr resultieren-
den Gestaltungsspielraum für die Politik, konnten der Fleiß und der Einsatz der Südtirolerinnen und 
Südtiroler diese positive Entwicklung in Gang setzen. Neben dem vordringlichen Ziel des Schutzes 
und des Erhalts der Sprache, Kultur und Traditionen der Minderheiten, hat sich die Autonomie als 
hervorragendes Entwicklungsinstrument unseres Landes erwiesen. Erfolge können im Bewusstsein 
der Menschen aber schnell verblassen und zur Selbstverständlichkeit werden. So ist es auch im 
Falle unserer Autonomie. Allzu sorglos wird unsere hart erkämpfte Autonomie klein oder gar schlecht 
geredet. Das geschieht insbesondere immer dann, wenn in Südtirol Entscheidungen getroffen wer-
den, die staatlichen und/oder europäischen Richtlinien folgen, aber längst nicht allen passen, wie 
beispielsweise im Falle der medizinischen Sicherheitsstandards. Diese sind aber keine Frage der 
Autonomie und auch keine Verhandlungssache. Europäischen Standards und Richtlinien kann sich 
Südtirol genauso wenig entziehen, wie sich unsere kleine und sehr Die auf dem Pariser Vertrag ba-
sierende Autonomie hat Südtirol Frieden und eine weitreichende Eigenständigkeit gebracht. Allzu 
sorglos wird unsere hart erkämpfte Autonomie klein oder gar schlecht geredet. 4 offene Volkswirt-
schaft globalen wirtschaftlichen Entwicklungen und der Macht der internationalen Finanzmärkte ent-
ziehen kann. Deutlich vor Augen geführt wurde uns das im Jahr 2008. Die damalige Wirtschaftskrise 
führte in Italien zu einer dramatischen Verlangsamung des Wirtschaftswachstums. Das und die hohe 
Staatsverschuldung verhinderten, dass der italienische Staat in der akutesten Phase des Nachfrage-
einbruchs durch konjunkturfördernde Maßnahmen der Abwärtsspirale gegensteuern konnte. In Kom-
bination mit dem Rückgang der Sparquote der privaten Haushalte und der Verschlechterung der Au-
ßenhandelsbilanz stieg das Misstrauen der Finanzmärkte. Es kam zur Schuldenkrise. Die Folgen 
sind uns allen bekannt: Der Staat Italien setzte es sich zum Ziel, die öffentlichen Haushalte zu sanie-
ren und die haushaltsrechtlichen Zwänge, die der Beitritt Italiens zur Einheitswährung dem Staat 
auferlegt hat, einzuhalten. Dabei bezog er auch die autonomen Provinzen in die staatlichen Maß-
nahmen zur Sanierung der öffentlichen Finanzen ein. In Folge dessen kam es zu mehreren aufein-
anderfolgenden einseitigen Eingriffen in unseren Landeshaushalt. Dies alles hat in Südtirol nicht nur 
zu einer Schwächung der Wirtschaft geführt, sondern ganz generell ein Gefühl der Unsicherheit ent-
stehen lassen, weil plötzlich eine verbindliche Planung nicht mehr gegeben war. Darauf haben wir 
bereits im ersten Jahr dieser Legislatur reagiert und mit der italienischen Regierung den Sicherungs-
pakt abgeschlossen. Der Vertrag schreibt klar und deutlich den Beitrag fest, den das Land Südtirol 
zur Sanierung der öffentlichen Haushalte leisten muss. Damit ermöglicht der Pakt Planbarkeit und 
Stabilität und gibt gleichzeitig Sicherheit. Es sind mehrere Schutzmechanismen, die einseitige Ein-
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griffe in unseren Haushalt verhindern: Dazu zählen neben der Festsetzung eines jährlichen Fixbei-
trags, der sich über klar festgelegte Parameter errechnet, die Umkehrung des Inkassoprinzips und 
der Einbezug Österreichs. Im Notenwechsel mit Österreich nimmt Italien Bezug auf die Streitbeile-
gung von 1992 und erklärt, dass der Staat Italien auch künftig das Einvernehmen bei allen Aspekten 
der Umsetzung des Autonomiestatuts suchen wird. Der Sicherungspakt ist ein Beispiel für die Not-
wendigkeit der ständigen Weiterentwicklung unserer Autonomie, immer unter Berücksichtigung des 
Pariser Vertrags und der damit eingegangenen völkerrechtlichen Verpflichtungen. 5 Der Sicherungs-
pakt ist ein Beispiel für die Notwendigkeit der ständigen Weiterentwicklung unserer Autonomie, im-
mer unter Berücksichtigung des Pariser Vertrags und der damit eingegangenen völkerrechtlichen 
Verpflichtungen. Wir haben durch das Heben der Finanzregelung auf die bilaterale Ebene unsere 
Autonomie abgesichert und die Gestaltungshoheit im Bereich der Finanzen ausgebaut. Nur auf diese 
Weise war es möglich, in einer Phase der allgemeinen wirtschaftlichen Verunsicherung und einer 
rückläufigen Konjunktur, mit einer neuen Steuer- und Wirtschaftspolitik wichtige antizyklische Maß-
nahmen zu setzen. In diesem Zusammenhang verweise ich auf die Schritt für Schritt eingeführten 
und in Summe umfangreichen Steuerentlastungen. Hatten die auf Landesebene gewährten Steuer-
reduzierungen im Jahr 2013 einen Umfang von 100 Millionen Euro, so verzichten wir im Ihnen vorlie-
genden Haushaltsentwurf für das Jahr 2017 auf rund 320 Millionen an Abgaben der Bürgerinnen und 
Bürger an das Land. Diese beachtliche Summe bleibt in den Taschen der Menschen. Gleichzeitig 
haben wir ein verbindliches Programm für öffentliche Investitionen im Hoch- und Tiefbau aufgelegt 
und durch die Einführung des Bausparmodells und die Vorauszahlung der staatlichen Steuerabsetz-
beträge für die Wiedergewinnungsmaßnahmen im privaten Wohnbau einen starken Anreiz für private 
Investitionen gegeben. Zwischen Juli 2015 und Juli 2016 wurden im Bereich des Bausparens insge-
samt 382 Darlehensanträge genehmigt und dafür über 28 Millionen Euro zweckgebunden. Von den 
Steuervorschüssen haben zwischen Juli 2014 und Juli 2016 rund 780 Personen Gebrauch gemacht. 
Dafür haben wir knapp 27 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Dies alles zusätzlich zur bereits be-
stehenden Wohnbauförderung, für die im Dreijahreszeitraum über 175 Millionen Euro an Beiträgen 
gewährt wurden. Die Resultate sind nicht von der Hand zu weisen. Laut Wirtschaftsbarometer der 
Handelskammer ist die Ertragserwartung so hoch wie seit Jahren nicht mehr. Auch im Baugewerbe. 
Dies wirkt sich positiv auf den Arbeitsmarkt aus. In Südtirol ist die Arbeitslosenquote in den vergan-
genen knapp drei Jahren von 4,6 auf 3,7 Prozent gesunken. Die Entwicklung in Südtirol geht wieder 
in Richtung Vollbeschäftigung. Mit europäischen Spitzenregionen mithalten können wir auch bei der 
Erwerbstätigenquote und bei der Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts (BIP). Unser BIP pro Kopf 
entspricht aktuell 145 Prozent des europäischen Mittelwertes und erhebt Südtirol damit zu einer der 
6 wohlhabendsten Regionen Italiens und Europas. Dieses Niveau werden wir halten. Nach einem 
Plus von 0,9 Prozent im laufenden Jahr, wird das nominale Wachstum des Südtiroler Bruttoinlands-
produkts im kommenden Jahr vor allem dank Fertigungsindustrie und Export auf 1,4 Prozent ge-
schätzt. Dies alles, so bescheinigte die Ratingagentur Fitch Ratings im September 2016, ist Ergebnis 
eines gut aufgestellten Landeshaushalts und einer effizienten Wirtschaftspolitik. Wir haben unser 
Land wieder fit für die Zukunft gemacht. Und auf dieser guten Basis werden wir in der zweiten Hälfte 
der Legislatur aufbauen. Wie eingangs deutlich gemacht, ist es Ziel der Landesregierung, unseren 
Gestaltungsspielraum auszubauen, die Lebensqualität in unserem Land weiter zu stärken und die 
Verwurzelung aller drei Sprachgruppen mit ihrer Heimat Südtirol zu festigen. Die Bürgerinnen und 
Bürger sollen stolz auf ihr Land sein, nicht nur weil es sich hier gut leben lässt, sondern auch weil 
Südtirol ihnen und den nachfolgenden Generationen gute Perspektiven bietet. Wir wollen unsere 
Heimat stärken, die Zukunft sichern. Mit Diplomatie und Hartnäckigkeit haben wir gemeinsam mit 
den Parlamentariern in Rom in den letzten knapp drei Jahren das Ziel verfolgt, die Lücken, die durch 
die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes nach der Verfassungsreform von 2001 entstan-
den waren, zu schließen und unsere Zuständigkeiten zurückzugewinnen bzw. zu erweitern. Wir ha-
ben dabei die ausschließliche Zuständigkeit des Landes im Bereich der Lokalsteuern und der Lokal-
finanzen erlangt. Mit dem bereits genannten Sicherungspakt konnten wir die finanzielle Position 
Südtirols erheblich festigen. Auf der Habenseite können wir elf Durchführungsbestimmungen verbu-
chen, die vom Ministerrat bereits genehmigt wurden. Weitere fünf Durchführungsbestimmungen sind 
auf der Zielgeraden, da sie bereits von der jeweiligen Kommission an den Ministerrat übermittelt 
wurden. Andere 13 haben wir an die Kommissionen geschickt und es folgen noch weitere. In elf 
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Staatsgesetzen haben wir Zuständigkeiten übertragen bekommen, Kompetenzen abgesichert, Südti-
roler Besonderheiten gewahrt und Erleichterungen geschaffen. Zudem haben wir die Anfechtung von 
Landesgesetzen deutlich reduziert. Wir haben unser Land wieder fit für die Zukunft gemacht. Und auf 
dieser guten Basis werden wir in der zweiten Hälfte der Legislatur aufbauen. 7 Gelungen ist es auch, 
dass im italienischen Verfassungstext, über den am 4. Dezember staatsweit abgestimmt wurde und 
der abgelehnt wurde, weitreichende Garantien für Südtirol Eingang fanden. Sehr geehrter Herr Prä-
sident, sehr geehrte Abgeordnete zum Südtiroler Landtag, lassen sie mich angesichts der Aktualität 
und Tragweite kurz auf den Ausgang des Referendums zur Verfassungsreform eingehen. Die Ver-
fassungsreform Renzi-Boschi hätte die Abschaffung des perfekten Zweikammersystems, die Redu-
zierung der Abgeordnetenzahl, die Kürzung der Staatsausgaben, die Abschaffung des Nationalen 
Rates für Wirtschaft und Arbeit CNEL und die Überarbeitung des Titels V, Teil II der Verfassung vor-
gesehen. Die Reform war auf nationaler Ebner heftig diskutiert. Auch in unserem Land schieden sich 
die Geister, insbesondere rund um die Überarbeitung des genannten Titel V, Teil II. Wir alle – oder 
fast alle – sind uns darin einig, dass diese Verfassungsreform, im Gegensatz zu den vorherigen, eine 
zentralistische Ausrichtung des Staatsgefüges zum Ziel hatte, wobei viele der bisher den Regionen 
zustehenden Kompetenzen zurück an den Staat gegangen wären. Dieser Zentralismus auf Staats-
ebene ist falsch. Das habe ich immer gesagt und das hat die Südtiroler Volkspartei, der ich ange-
höre, immer klar gesagt. Trotzdem hätte die Verfassungsreform Chancen für Südtirol geboten. Die 
Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs hat nach der Reform 2001 unsere Kompetenzen ge-
schmälert. Mit der Verfassungsreform hätten wir dem einen Riegel vorschieben können, weil sie die 
Gelegenheit gewesen wäre, den Kompetenz-Katalog neu zu schreiben und dabei verloren Gegan-
genes wieder herzustellen. Sie wäre auch eine Gelegenheit gewesen, unsere Zuständigkeiten weiter 
auszubauen. Der Schlüssel dazu lag in der Schutzklausel. Nach langen Verhandlungen war es ge-
lungen, diese im Text der Verfassungsreform zu verankern. Diese Schutzklausel hätte nicht nur be-
wirkt, dass unser Land von der Reform ausgenommen ist, weil eine Abänderung des Autonomiesta-
tuts nur mit unserem Einvernehmen möglich gewesen wäre. Sie hatte auch erstmals im italienischen 
Verfassungsrecht verankert, dass unsere Autonomie nur mit unserer Zustimmung abgeändert wer-
den kann. Bis zum Einvernehmen hätte für Südtirol weiterhin der Status quo gegolten. Für die 
Schutzklausel mussten wir gemeinsam mit unseren Parlamentariern eine lange Überzeugungsarbeit 
leisten. Es ging vor allem darum, den Ausdruck „Anpassung der 8 Sonderstatute“ mit dem Ausdruck 
„Überarbeitung der Sonderstatute“ zu ersetzen, eine Begrifflichkeit, die weit mehr Potenzial bietet: 
Der ursprüngliche Begriff hätte eine passive Anpassung des Autonomiestatuts an die zentralistische 
Ausrichtung der Verfassungsreform zur Folge gehabt. Der neue Begriff hingegen hätte der Beson-
derheit der Überarbeitung unseres Autonomiestatuts Rechnung getragen. Zu all dem kommt, dass 
die Überarbeitung des Autonomiestatuts nur unter Einbeziehung Österreichs, als Signatarstaat des 
Pariser Vertrages mit entsprechender Schutzfunktion für Südtirol, geschehen hätte können. Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, sehr geehrte Abgeordnete zum Südtiroler Landtag! Ich bin ein Befürworter ei-
ner dynamischen, sich immer weiter entwickelnden Autonomie. Neben den Chancen, die sich durch 
die Schutzklausel eröffnet hätten, hätte sich eine weitere Chance zum Ausbau unserer Autonomie 
aufgetan. Die neuen Bestimmungen hätten es möglich gemacht, auf vereinfachte und schnellere 
Weise neue Zuständigkeiten zu übernehmen. Ein einfaches Gesetz, das im Einvernehmen zwischen 
der italienischen Regierung und dem Land Südtirol eingebracht wird, hätte gereicht. Nun bleibt es 
dabei, dass dies nur über ein Gesetz mit Verfassungsrang möglich ist. Während der Vorschlag zur 
Verfassungsreform auf Staatsebene keine Mehrheit fand, sprachen sich die Südtiroler Wählerinnen 
und Wähler beim Referendum zur Verfassungsreform mit klarer Mehrheit für die vom Parlament be-
reits genehmigte Verfassungsreform aus. Ich sehe das Ergebnis als klaren Auftrag an die Südtiroler 
Landesregierung, die Verhandlungen mit der Regierung in Rom zur Weiterentwicklung und zum 
Ausbau der Autonomie fortzusetzen. Zunächst gilt es, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass 
die seit 2001 notwendige Überarbeitung des Autonomiestatuts ohne Risiko, das heißt im Einverneh-
men, vorgenommen werden kann, so wie es von der Schutzklausel laut Verfassungsreform vorgese-
hen gewesen wäre. Wir halten an unserer Richtung fest, im europäischen Geist. Wir verstehen uns 
als Brücke zwischen dem Norden und dem Süden Europas, als kleines Europa in Europa, als ein 
mehrsprachiges Land, in dem drei Sprachgruppen nicht nur friedlich zusammenleben, sondern zu-
sammenwirken. In diesem Zusammenhang kommt dem Autonomiekonvent eine wichtige Rolle zu. 
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Das Ziel des im Südtiroler Landtag angesiedelten Konvents ist es, ein Dokument zu verfassen, in 
dem festgehalten wird, wie sich Südtirol langfristig auf 9 sozialer, kultureller und juridischer Ebene 
und im europäischen Kontext weiterentwickeln soll. Der Konvent muss eine Zielvorstellung entwi-
ckeln, die auf einer breiten und sprachgruppenübergreifenden Basis fußt. Der Landeshaushalt ist das 
Steuerungsinstrument, um unsere Heimat zu stärken und die Zukunft zu sichern. Der Ihnen vorlie-
gende Haushaltsentwurf ist der zweite Haushalt, der den Grundsätzen des sogenannten „harmoni-
sierten Haushalts“ folgt. Die Erstanwendung gestaltete sich als nicht ganz einfach, sodass im laufen-
den Jahr 2016 Schätzungen und Zuordnungen überarbeitet werden mussten und mehrere Haus-
haltsänderungsgesetze notwendig wurden. Diese Änderungen haben zur Folge, dass der vorlie-
gende Entwurf für 2017 mit dem ursprünglichen Haushalt des Jahres 2016 nicht vollständig ver-
gleichbar ist. Der von der Landesregierung am 25. Oktober 2016 verabschiedete Entwurf zum Lan-
deshaushalt umfasst ein Gesamtvolumen von 5,636 Milliarden Euro. Nach Abzug der Durchlaufpos-
ten in Höhe von 304 Millionen Euro und der Rückstellung des Beitrags zur Sanierung des Staats-
haushaltes in Höhe von 476 Millionen Euro, ergibt sich ein verfügbarer Haushalt von 4,856 Milliarden 
Euro. Der verwendbare Haushalt sinkt somit gegenüber dem Vorjahr um 42 Millionen. Der Grund 
dafür besteht darin, dass wir im Jahr 2016 von den Vorleistungen zur Sanierung des Staatshaushalts 
aus dem Jahr 2015 profitiert haben. In der Folge konnte ein Beitrag von 160 Millionen Euro an Über-
schüssen in Abzug gebracht werden. Diesmal kommt der volle Betrag im Haushalt zum Tragen. Wir 
haben somit einen leicht reduzierten verfügbaren Haushalt auf der einen Seite und auf der anderen 
Seite einige Mehrausgaben. Für das Personal stellen wir auf der Grundlage des neuen bereichs-
übergreifenden Kollektivvertrages zusätzliche 54 Millionen Euro bereit. In den Bereichen Gesund-
heitswesen und Soziales geben wir weitere 45 Millionen Euro für zusätzliche 100 Ärztinnen und 
Ärzte, 120 Pflegekräfte und die Pflegesicherung aus. Trotzdem ist es gelungen, einen Haushaltsent-
wurf zu erstellen, der keine spürbaren Kürzungen der Leistungen für Bürger vorsieht und der die bis-
her beschlossenen Steuererleichterungen fortschreibt. Zu den Steuererleichterungen, die auch für 
das Jahr 2017 vorgesehen sind, zählen die verschiedenen Begünstigungen im Bereich der Kraftfahr-
zeuge mit Gebühren und Der Landeshaushalt ist das Steuerungsinstrument, um unsere Heimat zu 
stärken und die Zukunft zu sichern. 10 Steuersätzen auf Minimalniveau sowie Vorteile für Halter von 
umweltfreundlichen Fahrzeugen. Bei der Wertschöpfungssteuer IRAP halten wir den niedrigen Steu-
ersatz von 2,68 Prozent, was für die lokale Wirtschaft einer Entlastung von 86 Millionen Euro gleich-
kommt. Im Bereich des Regionalzuschlags auf die Einkommensteuer IRPEF wird im Jahr 2017 die 
mit dem Stabilitätsgesetz 2016 beschlossene Ausweitung der „No Tax Area“ von 20.000 auf 28.000 
Euro voll greifen. Das bedeutet weitere Entlastungen von 14 Millionen Euro für die Familien. Ich darf 
daran erinnern, dass wir somit auf insgesamt 127 Millionen Euro an IRPEF-Einnahmen verzichten 
und nur mehr 16 Millionen Euro effektiv einheben. Das Entlastungspaket komplett machen 56 Millio-
nen Euro. Mit diesen Geldern gleichen wir die durch die reduzierten Steuersätze bedingten Minder-
einnahmen der Gemeinden im Bereich der Gebäudeimmobiliensteuer GIS aus. Das heißt: Im Haus-
halt verzichten wir auf insgesamt 320 Millionen an Steuereinnahmen. Darüber hinaus wurde im Jahr 
2016 im Stabilitätsgesetz des Staates eine Senkung des ordentlichen IRES-Steuersatzes von 27,5 
auf 24 Prozent vorgesehen. Diese Steuerreduzierung wird mit dem Jahr 2017 wirksam. Für die Un-
ternehmen bedeutet das eine Entlastung von 40 Millionen Euro und für den Landeshaushalt Minder-
einnahmen von etwa 36 Millionen Euro. Diesen Betrag kompensieren wir nicht etwa an anderer 
Stelle durch eine Anhebung der lokalen Steuern, sondern geben die Entlastungsmaßnahme direkt an 
die Unternehmen weiter. Es sind heute nicht alle damit glücklich, dass die Landesregierung das 
Gießkannensystem im Beitragswesen durch Steuerentlastungen ersetzt hat. Hätten wir es uns ein-
fach gemacht, dann hätten wir das Gießkannensystem beibehalten. Denn Beiträge fördern die Wie-
derwahl, weil sie politische Dankbarkeit schaffen. Unser jetziges System erfordert viel politische Dis-
ziplin. Doch wir sind überzeugt, dass das neue System nicht nur wesentlich wirksamer ist, sondern 
auch einen wichtigen Beitrag zur Verminderung der Bürokratie leistet. Die Landesregierung geht den 
Weg der Entlastungen weiter. Die Arbeitnehmer und Familien erhalten dadurch mehr Freiraum. Und 
unsere Betriebe werden gestärkt, weil sie wettbewerbsfähiger sind und von den höheren Konsum-
ausgaben profitieren. Das schafft wiederum Arbeitsplätze. Die Landesregierung geht den Weg der 
Entlastungen weiter. Im Haushalt verzichten wir auf insgesamt 320 Millionen an Steuereinnahmen. 
11 Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Abgeordnete zum Südtiroler Landtag! Die Südtiroler 
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Landesregierung hat ganz im Sinne des Koalitionsprogramms das Thema Beschäftigung in den Mit-
telpunkt gerückt, weil entlohnte Arbeit sowohl für den Einzelnen als auch für die Gesellschaft eine 
wichtige Funktion hat. Sie dient der Einkommenssicherung, reduziert die Notwendigkeit von Trans-
ferleistungen und eröffnet gesellschaftliche Teilhabechancen. Zugleich ist Erwerbsarbeit die maß-
gebliche Quelle zur Finanzierung unseres Sozialsystems und erfüllt für Männer und Frauen persön-
lich auch eine psychosoziale Funktion. Die positiven Arbeitsmarktdaten sind die Bestätigung dafür, 
dass wir auf dem richtigen Weg sind. Sie sind für uns aber kein Grund, die Hände in den Schoß zu 
legen. Die Herausforderungen im Bereich Arbeit sind noch groß und es sind starke Anstrengungen 
notwendig, wenn wir unseren Mehrjahresplan für Beschäftigung erreichen wollen. Dieser hat das Er-
reichen einer Beschäftigungsquote von 80 Prozent bis zum Jahr 2020 zum Ziel gesetzt. Südtirol liegt 
derzeit bei 76,7 Prozent. Wir haben im Haushaltsvoranschlag deshalb mehr Mittel für die Maßnah-
men im Bereich der Arbeit vorgesehen. Gleichzeitig wollen wir die Umsetzung des Programms des 
Europäischen Sozialfonds, ein ganz besonders wichtigstes Instrument zur Förderung der Beschäfti-
gung, beschleunigen. Um stark zu sein, braucht Südtirol eine hohe Beschäftigungsquote. Vor allem 
auch außerhalb der größeren Zentren gilt es, Arbeitsplätze zu erhalten und neue zu schaffen. Einen 
Beitrag dazu leistet die Wirtschaftsförderung. So sind bei verschiedenen Fördermaßnahmen Zu-
schläge für Betriebe in strukturschwachen Gebieten vorgesehen. Ausgehend von der Studie zu den 
strukturschwachen Gebieten, die derzeit vom Landesinstitut für Statistik erarbeitet wird, werden wir 
prüfen, ob wir unsere Förderungen noch gezielter und akzentuierter ausrichten können. In der Lan-
desverwaltung und in den Gesellschaften des Landes ist es nicht unser Ziel, Arbeitsplätze zu zentra-
lisieren. Viel mehr wollen wir wohnortnahe Arbeitsplätze erhalten und schaffen. Eine Chance dazu 
bietet der neue Technologiepark NOI, der voraussichtlich Ende 2017 fertig gestellt sein wird. Wir 
werden darauf achten, dass bestimmte Cluster auch dezentral angesiedelt werden. So hat das 
Pustertal auf Grund der dort angesiedelten Automobilzulieferer beste Voraussetzungen, dass dort als 
Außenstelle zum NOI-Techpark Die positiven Arbeitsmarktdaten sind die Bestätigung dafür, dass wir 
auf dem richtigen Weg sind. Sie sind für uns aber kein Grund, die Hände in den Schoß zu legen. 12 
ein „Automotive & Smart Mobility Center“ entsteht. Der Bereich Automotive ist in Südtirol wirtschaft-
lich sehr stark, besonders innovativ, bietet gut entlohnte Arbeitsplätze und muss deshalb gestärkt 
werden. Generell gilt es, Nachfrage und Angebot noch gezielter zusammenzuführen. Die neue elekt-
ronische Arbeitsbörse wird ab Jänner 2017 dazu beitragen. Unser Ziel ist es auch, die derzeit am 
Erwerbsleben geringer beteiligten Bevölkerungsgruppen stärker in den Arbeitsmarkt einzubinden. 
Die Erwerbsquote der Frauen liegt derzeit bei 64,3 Prozent. Hier besteht noch viel Luft nach oben. 
Wenn Frauen stärker am Erwerbsleben teilhaben sollen und wollen, müssen wir an den Rahmenbe-
dingungen arbeiten. Es geht vor allem um den Erhalt des Arbeitsplatzes bei Erziehungs- oder Pfle-
gepausen sowie um den Wiedereinstieg in die Arbeitswelt. Im Jahr 2015 wurde auf Betreiben des 
Landes eine gemeinsame Absichtserklärung der Sozialpartner zur Unterstützung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf unterzeichnet, wobei die Vereinbarkeit für Mütter und Väter gleichermaßen 
gelten muss. Ich möchte die Gelegenheit nutzen und daran erinnern, dass es um ein gesellschafts-
politisches Anliegen geht und Unternehmerverbände und Gewerkschaften ebenso wie das Land und 
die Gemeinden gefordert sind, hier ihren Beitrag zu leisten. Gemäß dem Landesgesetz zur Förde-
rung und Unterstützung der Familien in Südtirol ist neben der finanziellen Unterstützung und der 
frühzeitigen Stärkung von Familien die Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf eine 
zentrale Säule. Wir richten deshalb im kommenden Jahr unser Augenmerk auf den quantitativen und 
qualitativen Ausbau der Kleinkinderbetreuung. Wir haben dazu ein neues Finanzierungsmodell für 
die Kleinkinderbetreuung verabschiedet, das mit Anfang 2017 zur Anwendung kommt. Jede Ge-
meinde muss für 15 Prozent ihrer Kinder zwischen null und drei Jahren einen Platz bei Tagesmüt-
tern, in Kitas oder Kinderhorten bieten. Derzeit sind es fast 70 Gemeinden, die unter der 15-Prozent-
Marke liegen, und mir ist bewusst, dass nun ein gewisser Druck besteht. Wir dürfen dieses Anliegen 
aber nicht mehr länger aufschieben. Es geht darum, dass die Familien und Frauen in den Dörfern 
und Tälern dieselben Chancen haben, wie jene in den großen Ortschaften und Städten. Aktuell ist 
das nicht so und das muss sich ändern. 13 Die Bedeutung der Familie für den einzelnen Menschen 
und als Grundstein der Gesellschaft steht außer Zweifel. Deshalb wird sie stark unterstützt. Wir för-
dern Familien mit Kindern über finanzielle Beiträge, die sie nach ihren Bedürfnissen für die Betreu-
ung zu Hause oder die Inanspruchnahme von Betreuungseinrichtungen verwenden können. Wir un-
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terstützen über die Familienagentur jene Körperschaften, die für Familien arbeiten oder Kinder-
betreuung anbieten, und liefern Informationen zur frühzeitigen Stärkung der Familie. Um diesen 
vielfältigen und wichtigen Aufgaben nachkommen zu können, haben wir die Mittel für das zuständige 
Ressort deutlich auf 84 Millionen Euro aufgestockt. Zudem ermöglicht es uns die Delegierung des 
regionalen Familiengeldes an die Länder Südtirol und Trentino, familienpolitische Maßnahmen künf-
tig besser aufeinander abzustimmen, die Mittel noch gezielter einzusetzen und die Beitragsabwick-
lung zu vereinfachen. Tatsache ist, für die Familie wird heute sehr viel geleistet. Zählte Südtirol im 
Jahr 2006 insgesamt 5.409 Geburten, kamen 2015 in Südtirol knapp 5.340 Kinder zur Welt. Im zeitli-
chen Verlauf gab es minimale Schwankungen nach oben und nach unten. Der Unterschied: 2006 
standen 41,5 Millionen Euro für die Finanzierung der Leistungen an Familien zur Verfügung und 
2017 werden es rund 75 Millionen sein. Die Zukunftsfähigkeit eines Landes ist eng mit der Schul- 
und Ausbildung verbunden, die Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen zuteil wird und von 
diesen in Anspruch genommen werden kann. Einerseits weil Bildung, Arbeitsmarkt und Beschäfti-
gung eng miteinander verbunden sind. Je besser die Ausbildung, desto geringer ist die Gefahr, von 
Arbeitslosigkeit betroffen zu sein. Anderseits tragen gute Bildungsangebote dazu bei, die soziale 
Schere zu schließen. Bildungsausgaben sind deswegen als Investitionen in die Zukunft unserer Kin-
der und Jugendlichen zu sehen. Ganz gleich ob Kindergarten, Pflichtschule, berufliche oder akade-
mische Ausbildung, wir achten darauf, dass allen Heranwachsenden, egal welcher sozialer Herkunft 
oder Sprachgruppe und ganz gleich, aus welchem Teil Südtirols sie kommen, ob vom Dorf oder der 
Stadt, die gleichen Chancen und Möglichkeiten offen stehen. Echte Chancengleichheit Die Bedeu-
tung der Familie für den einzelnen Menschen und als Grundstein der Gesellschaft steht außer Zwei-
fel. Deshalb wird sie stark unterstützt. Bildungsausgaben sind als Investitionen in die Zukunft unserer 
Kinder und Jugendlichen zu sehen. 14 und Chancengerechtigkeit bedeutet auch die Unterstützung 
und Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Beeinträchtigung. Im Haushaltsvoranschlag sind 
deshalb mehr Mittel für die Bildungsförderung vorgesehen, die wir auf rund 62 Millionen Euro aufge-
stockt haben. Damit wollen wir die Gleichstellung aller Bildungsempfänger sichern und die Umset-
zung von Maßnahmen garantieren, die auch den Benachteiligten eine Ausbildung auf höchstem Ni-
veau ermöglicht. Die finanzielle Ausstattung unserer drei Schulämter ist hingegen unverändert. Im 
Bereich der Bildung stehen 2017 bzw. im Bildungsjahr 2017/2018 einige große Aufgaben an. Wir 
werden das Landesgesetz zu den Mitbestimmungsgremien in den Kindergärten und Schulen in be-
währter partizipativer Arbeitsweise, für die diese Landesregierung steht, erarbeiten. Dabei steht das 
Interesse der Kinder und Jugendlichen im Vordergrund. Zwei weitere Schwerpunkte sind die Anpas-
sung der Kollektivverträge für die Lehrpersonen der Grund-, Mittel- und Oberschulen sowie die In-
formatisierung unserer Schulverwaltung. Im Bereich der Kindergärten ist im Kindergartenjahr 
2017/2018 mit einem weiteren Anstieg der Kinderzahlen zu rechnen. Gearbeitet wird weiter am 
Austausch und der Zusammenarbeit der Bildungsressorts und Ämter sowie der drei Universitäten 
Bozen, Innsbruck und Trient. Ein Fokus der deutschen, italienischen und ladinischen Schule liegt 
weiterhin auf der Entwicklung und Förderung der Sprachkompetenzen. Südtirol zählt zu den wenigen 
Regionen Europas, die die Zielvorgabe des Europäischen Rates schon heute erfüllen, wonach jedes 
Kind in der EU neben seiner Muttersprache zusätzlich zwei weitere Sprachen erlernen soll. Die 
Chancen, die sich unserem Land aufgrund seiner Mehrsprachigkeit bieten, wollen wir nutzen. Die 
Mehrsprachigkeit ist ein persönlicher Reichtum, der den Horizont erweitert, eine Qualifikation für den 
Arbeitsmarkt und im Standortwettbewerb ein starker Vorteil für unser Land. Eine Besonderheit und 
gleichzeitig italienweites Vorzeigebeispiel ist die Südtiroler Lehrlingsausbildung. Von der dualen Be-
rufsausbildung profitieren die jungen Menschen und die Wirtschaft gleichermaßen. Einerseits ermög-
lichen es Lehrverträge den Jugendlichen, Ausbildung und Arbeit zu verbinden. Andererseits sichert 
die Lehrlingsausbildung den Fachkräftenachwuchs für die Wirtschaft. Der Slogan „Karriere mit Lehre“ 
hat nach wie vor volle Berechtigung, weil theoretisch und praktisch gut Die Mehrsprachigkeit ist ein 
persönlicher Reichtum, der den Horizont erweitert, eine Qualifikation für den Arbeitsmarkt und im 
Standortwettbewerb ein starker Vorteil für unser Land. 15 ausgebildete Arbeitskräfte in der Berufs-
welt gefragt sind. Wir müssen aber feststellen, dass die Lehrverträge nach dem dualen System seit 
dem Jahr 2006 von 4.692 auf 3.470 im Jahr 2015 gesunken sind. Das entspricht einem Rückgang 
von 26 Prozent. Die Landesregierung hat es sich deshalb zum Ziel gesetzt, das duale Ausbildungs-
system aufzuwerten und zu stärken. Um dieses Ziel zu erreichen, haben wir die Landeslehrlingsord-
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nung überarbeitet und zuvor im Rahmen der Arbeitsmarktreform „Jobs act“ wichtige Änderungen für 
die Weiterentwicklung des Lehrlingswesens verankert. Dazu zählen insbesondere die Matura über 
einen Lehrvertrag, die Beibehaltung der saisonalen Lehrverträge im Gastgewerbe und die Möglich-
keit der Verlängerung der Lehrzeit. Wir sind nun dabei, die im Juni 2015 zwischen Land und Sozial-
partnern gemeinsam auf den Weg gebrachte Initiative „Lehrlingspakt“ umzusetzen. Das übergeord-
nete Ziel der auf die Jahre 2015-2018 angelegten Initiative ist es, die Zahl der Lehrlinge von 2014 auf 
jeden Fall zu halten und möglichst um 5 Prozent zu steigern. Insbesondere wollen wir die Jugendli-
chen beim Einstieg in die Arbeitswelt unterstützen, Lehrbetriebe entlasten und ihre Ausbildungsleis-
tung wertschätzen. Wir wollen den Jugendlichen die Vorteile der dualen Ausbildung näherbringen 
und die Qualität in der Lehrlingsausbildung fördern. Neue Impulse wollen wir auch im Bereich der 
Land-, forst- und hauswirtschaftlichen Berufsbildung setzen, wo das Modell der Zweiberuflichkeit 
ausgebaut werden soll. Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Abgeordnete zum Südtiroler 
Landtag! Ich habe heute davon gesprochen, dass wir die Lebensqualität in unserem Land weiter 
stärken und die Verwurzelung der Bürgerinnen und Bürger mit ihrer Heimat Südtirol festigen wollen. 
Um Wurzeln schlagen zu können, brauchen Menschen leistbaren Wohnraum. Seit Jahrzehnten un-
terstützt das Land Südtirol die Bürgerinnen und Bürger, damit sie sich ein Eigenheim verwirklichen 
können. Über die Wohnbauförderung des Landes wurde seit ihrem Bestehen viel privates Immobi-
lienvermögen geschaffen und alte Bausubstanz wieder attraktiv und wohnlich gemacht. Die Wohn-
bauförderung war und ist ein Instrument, um der Abwanderung aus den Tälern entgegenzuwirken. 
Das wird auch künftig so sein. Allerdings hat das Wohnbaugesetz, das in die Jahre gekommen ist, 
selbst Sanierungsbedarf. Wir werden deshalb im kommenden Jahr ein neues Wohnbaugesetz erar-
beiten. Unsere Ziele sind eine Vereinfachung durch weniger komplexe Verfahren und durch Reduzie-
rung der Um Wurzeln schlagen zu können, brauchen Menschen leistbaren Wohnraum. 16 Detailre-
gelungen, der Abbau von Doppelgleisigkeiten und mehr Wirksamkeit. Dies alles wird auch im Lichte 
der Ausrichtung des neuen Raumordnungsgesetzes geschehen. Für das Jahr 2017 sind für den 
Wohnungsbau 13,5 Millionen mehr an Finanzmitteln vorgesehen. Damit stehen im kommenden Jahr 
fast 140 Millionen Euro für die Wohnbauförderung, für den Erwerb von Flächen für den geförderten 
Wohnbau, für das Bausparen und für die Vorschüsse auf die Steuerabzüge zur Verfügung. Darüber 
hinaus wollen wir neue Wohnmodelle, wie z.B. das Social Housing und Co-Housing, sowie altersge-
rechte Wohn- und Lebensmodelle mit öffentlichen Mitteln unterstützen. Besonders hervorheben 
möchte ich die Leistungen, die das Land Südtirol über das Wohnbauinstitut erbringt. Das Wobi hat 
die Aufgabe, Wohnungen für einkommensschwache Familien, Menschen mit Behinderung oder so-
zial Benachteilige zu errichten, zu vermieten und wenn notwendig wieder zu sanieren. Das tut das 
Wobi seit 1972 und das erste Gebäude entstand nicht etwa – wie manch einer glauben könnte – in 
Bozen oder in einer der anderen Städte Südtirols, sondern in Sand in Taufers. Das Wobi bietet seine 
Leistungen flächendeckend an und diese sind beachtlich: In den derzeit rund 12.600 vermieteten 
Wohnungen leben insgesamt fast 30.000 Personen. Die Mieter entrichten jährlich zirka 30 Millionen 
Euro an Wohnungsmieten. Würde das Wohnbauinstitut für all seine Wohnungen eine Miete gemäß 
Landesmietzins verlangen, dann würden die Mieteinnahmen 95 Millionen Euro betragen, bei Miet-
preisen gemäß dem freien Markt sogar 150 Millionen Euro. Diese Zahlen belegen den enormen 
Mehrwert dieser Einrichtung für unser Land. Von den vielen Leistungen im Bereich Wohnbau profitie-
ren nicht nur die Antragsstellenden, sondern wir geben damit der Bauwirtschaft, dem Baunebenge-
werbe und ganz generell der lokalen Wirtschaft einen Schub. Das gilt nicht nur für den Bereich 
Wohnbau. Die öffentliche Hand ist der wichtigste Auftraggeber im Land. Überall dort, wo die öffentli-
che Hand finanzielle Mittel bereitstellt, damit Privatpersonen oder öffentliche Institutionen bauen und 
Infrastrukturen realisieren können, profitieren unsere Betriebe. Das gilt seit Jänner 2016 mehr denn 
je. Wir haben seitdem wieder ein eigenes Südtiroler Vergabegesetz, das den Zugang der kleinen und 
mittleren Unternehmen zu öffentlichen Aufträgen verbessert und regionale Kreisläufe stärkt und un-
terstützt. Die Wirtschaft hat sich besorgt gezeigt, dass wir im Haushaltsvoranschlag weniger Mittel für 
den Tief- und Hochbau sowie den Straßendienst vorgesehen haben. Das trifft zu. 2016 hatten wir 
aber eine analoge Situation. Wir hatten damals bei der Verabschiedung des 17 Landeshaushalts die 
Bereiche Gesundheit und Soziales nicht voll durchfinanziert, sondern die fehlenden Mittel erst im 
Laufe des Jahres über den Nachtragshaushalt bereitgestellt. Genau so wird es diesmal im Bereich 
der Infrastrukturen sein. Unsere Mehrjahresprogramme werden umgesetzt. Wir wissen, dass der Bau 
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von Infrastrukturen der Treibstoff für die Wirtschaft ist. Vor allem garantieren Infrastrukturmaßnah-
men die Erreichbarkeit, sichern die Vernetzung und sind wichtige Stellschrauben für die sozioöko-
nomische und kulturelle Entwicklung unseres Landes. Das gilt für den urbanen Raum, in ganz be-
sonderem Maße aber für unsere Dörfer und Weiler am Land, im Tal und am Berg. Und genau aus 
diesem Grund kann die Wirtschaft ganz beruhigt sein. Das Land wird weiterhin Geld in die Hand 
nehmen, mit dem es seine Investitionsvorhaben realisiert, um die Erreichbarkeit und Lebensqualität 
zu verbessern. Wir haben viele kleine, große und sehr große Bauvorhaben, die auf unserer Agenda 
stehen und die wir gemäß der von der Landesregierung vorgenommenen Priorisierung abarbeiten. 
Selbstverständlich gilt es, unsere Bauwerke auch in Schuss zu halten und die Sicherheit unserer 
Straßen zu gewährleisten. In einer Bergregion wie der unseren, mit über 2.800 Straßenkilometern, 
fast 1.700 Brücken und 206 Tunnels ist das keine einfache Aufgabe. Es gilt, in die Erneuerung des 
Straßenbelags zu investieren, Schutzbauwerke gegen Steinschlag zu errichten und mit Sicherheits-
maßnahmen die Gefahren bei bestimmten Straßenabschnitten zu entschärfen. Behoben werden 
müssen auch alle Schäden, die aufgrund von Umwelteinflüssen wie Lawinen-, Murenabgängen und 
Felsstürzen entstehen. Kostspielig und nicht einfach zu realisieren – eben weil Südtirol eine Bergre-
gion ist – ist der Ausbau der digitalen Infrastruktur. Wir haben es geschafft, Südtirol flächendeckend 
mit dem Backbone, also den Hauptsträngen und dem Basisnetz zu erschließen. Noch viel zu tun ist 
aber im Bereich der „letzten Meile“. Hier können wir nicht auf private Telekommunikationsunterneh-
men hoffen. Die Dörfer und Weiler am Land, im Tal und am Berg sind für diese Unternehmen eben 
auf Grund der hohen Investitionskosten schlichtweg wirtschaftlich uninteressant. Deshalb haben wir 
eine öffentlich-rechtliche Breitbandoffensive gestartet, wo wir als öffentliche Hand nicht nur die Infra-
struktur bauen, Infrastrukturmaßnahmen garantieren die Erreichbarkeit, sichern die Vernetzung und 
sind wichtige Stellschrauben für die sozioökonomische und kulturelle Entwicklung unseres Landes. 
18 sondern das Netz auch beleuchten wollen. Wir gehen diesen Weg, weil wir überzeugt sind, dass 
eine öffentlich-rechtliche Breitbandoffensive die geeignete Strategie ist, um dem globalen Trend der 
Urbanisierung entgegenzuwirken. Ultrabreitband sichert und schafft neue Arbeitsplätze im ländlichen 
Raum, vernetzt unser Land mit der Welt und macht uns so zukunftsfähig. Ebenso wie Internet und 
Mobilfunkabdeckung dazu beitragen, dass unser Land näher zusammenrückt, leisten die Investitio-
nen im Bereich des öffentlichen Nahverkehrs einen grundlegenden Beitrag dazu. Beides – digitale 
und physische Erreichbarkeit – sichern die gesellschaftliche Teilhabe der Bewohner der ländlichen 
Gemeinden und gleichen entfernungsbedingte Standortnachteile aus. Gemessen an den hohen Ge-
samtausgaben im Bereich der Mobilität ist im Haushaltsvoranschlag 2017 für den Nahverkehr eine 
um 4,7 Prozent leicht reduzierte Kapitelausstattung vorgesehen. Die insgesamt knapp 191 Millionen 
Euro sind aber nach wie vor eine konsistente Summe, mit der wir den Personennahverkehr weiter 
ausbauen, benutzerfreundlicher und attraktiver gestalten können. Ein großer Teil davon dient der 
Deckung der Kosten für die Zug- und Buslinien der verschiedenen Dienstleister im Nahverkehr, für 
Schülertransport, Skibusse, Shuttledienste und Nightliner, sowie der Instandhaltung der Infrastruktu-
ren. Davon werden ungefähr 41 Millionen Euro für Investitionen in neue Züge und Busse sowie für 
Beiträge für Seilbahnen und Schlepplifte, bereitgestellt. Südtirol hat eine lange Seilbahntradition und 
eine führende Rolle in diesem Bereich, die wir weiter stärken wollen. Wir werden die Neuausschrei-
bung der Dienste, welche bis 2018 erfolgen muss, und auch die Übergangszeit bis zur Neuvergabe, 
auf jeden Fall so gestalten, dass das öffentliche Interesse (also die Interessen der Benutzerinnen 
und Benutzer der öffentlichen Nahverkehrsdienste) verfolgt und im maximalen Ausmaß befriedigt 
wird. Auskommen muss Südtirol künftig ohne öffentlich finanzierten Flughafen. Die Südtirolerinnen 
und Südtiroler haben sich am 12. Juni 2016 mit großer Mehrheit gegen das von der Landesregierung 
vorgelegte Konzept ausgesprochen. Aus diesem Grund zieht sich das Land finanziell aus der Flug-
hafengesellschaft zurück. Ich hoffe, Ihnen im Rahmen der Haushaltsrede 2018 über einen erfolgrei-
chen Ausstieg berichten zu können. Die Bürger wollten bei diesem Projekt von landesweiter Bedeu-
tung mitentscheiden. 46,7 Prozent der Bürgerinnen und Bürger haben diese Möglichkeit genutzt. Für 
die 19 Volksbefragung hatte diese Landesregierung die Rahmenbedingungen geschaffen, und ich 
habe als Landeshauptmann das im Wahlkampf 2013 gegebene Versprechen eingelöst. Ich bin nach 
wie vor davon überzeugt, dass Südtirol von außen besser erreichbar werden muss. Erreichbarkeit 
vernetzt unser Land, stärkt den Wirtschaftsstandort Südtirol, damit der Lebensstandard und die Le-
bensqualität erhalten und verbessert werden können. Die Landesregierung wird deshalb mit aller 
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Kraft an den grenzüberschreitenden Schienenprojekten arbeiten. Der Ausbau und die Verbesserung 
der schienengebundenen Erreichbarkeit im Land und von außerhalb wird ganz im Sinne der Klima-
Strategie „Energie-Südtirol 2050“ erfolgen, ergänzt durch einen E-Mobility-Strategieplan. An diesem 
Plan hat eine Arbeitsgruppe im Jahr 2016 gearbeitet und nun einen Entwurf vorgelegt. Die Finanzie-
rung der Maßnahmen laut Strategieplan wird durch die Zweckbindung eines Anteils der Kfz-Steuer 
im Ausmaß von 10 Millionen Euro gewährleistet. Die entsprechende Norm ist im Entwurf zu den Be-
stimmungen im Zusammenhang mit dem Stabilitätsgesetz 2017 enthalten. Ein Land, das auf den Er-
halt bzw. die Steigerung der Lebensqualität seiner Bürgerinnen und Bürger Wert legt, braucht eine 
klare Strategie mit zielgenauen Planungs- und Genehmigungsinstrumenten, zeitgemäßen Bildungs-
angeboten, leistungsorientierten Forschungseinrichtungen und vor allem einer ausgeprägten Nach-
haltigkeitskultur. All das haben wir und findet sich in unserer Klima-Strategie „Energie-Südtirol 2050“. 
Wir sind dabei, die darin gesetzten langfristigen Ziele und Maßnahmen umzusetzen. Neben der so-
eben genannten Förderung nicht fossiler Energieträger im Straßenverkehr, geht es uns vor allem um 
die Optimierung der Energieeffizienz. Die Förderungen im Energiebereich, die derzeit überarbeitet 
werden, werden ganz stark in diese Richtung zielen. Neuerungen stehen auch im Bereich der 
Raumordnung an. Derzeit wird intensiv am neuen Gesetz für Raum und Landschaft gearbeitet. 
Rechtssicherheit, mehr Dialog mit den Bürgern, ein umsichtiger Umgang mit Grund und Boden, ein 
neues Verständnis von Landschaftsschutz und mehr Augenmerk auf eine schonende Mobilität sind 
dabei die Grundzüge. Mit dem neuen Gesetz werden wir Rechtssicherheit, mehr Dialog mit den Bür-
gern, ein umsichtiger Umgang mit Grund und Boden, ein neues Verständnis von Landschaftsschutz 
und mehr Augenmerk auf eine schonende Mobilität sind die Grundzüge des Gesetzes für Raum und 
Landschaft. 20 unserer Heimat aber keine Käseglocke überstülpen. Neben dem Erhalt der Kultur- 
und Naturlandschaft müssen Entwicklung für die Wirtschaft und das notwendige Maß an Freiraum für 
die Bürgerinnen und Bürger zugelassen werden. Zu den weiteren Schwerpunkten im Bereich Um-
weltpolitik, wo wir knapp 60 Millionen Euro für die Umweltagentur und über 6 Millionen Euro für die 
Abteilung Natur, Landschaft und Raumentwicklung vorgesehen haben, zählen die Umsetzung der 
neuen Kriterien für Umweltgelder, die jetzt auch für mittlere Ableitungen an die Gemeinden entrichtet 
werden müssen, die Umsetzung des Projekts zur Fernwärmeverteilung in Bozen, der Bau von Ab-
fallbewirtschaftungsanlagen und das Projekt „Green days“. Ziel dieses Projektes ist es, die Verkehrs-
ströme auf den Dolomitenpässen besser zu regeln und sie auf diese Weise aufzuwerten. Umweltpo-
litik und Nachhaltigkeit kommen nicht nur der in Südtirol ansässigen Bevölkerung zugute. Davon pro-
fitiert auch unser Tourismus. Eine intakte Natur- und gepflegte Kulturlandschaft binden unsere Gäste 
stärker an Südtirol als jede Rabattaktion. Einen wichtigen Beitrag zum Erhalt unserer über Jahrhun-
derte gewachsenen Kulturlandschaft leistet die Landwirtschaft. Darüber hinaus ist sie Garantin für 
die Produktion von qualitativ hochwertigen Lebensmitteln, die zur Exportleistung Südtirols beitragen, 
und Gestalterin des sozialen Lebens auf dem Land. Wenn wir unsere Heimat stärken und die Zu-
kunft sichern wollen, dann geht das nur über die und gemeinsam mit der Landwirtschaft und im Be-
sonderen mit der Berglandwirtschaft. Letztere steht unter massivem Druck. Konsumenten wollen bil-
lige Lebensmittel, verlangen aber höchste Qualität. Angesichts hoher Produktionskosten kann dieser 
Gegensatz nicht allein durch die Arbeitskraft der bäuerlichen Familie ausgeglichen werden. Die 
Landwirtschaft ist deswegen mehr als jeder andere Sektor auf Förderbeiträge angewiesen. Die Lan-
desregierung weiß um diese Notwendigkeit. Wir haben im Haushaltsvoranschlag für 2017 die finan-
ziellen Mittel für die Landwirtschaft auf 72 Millionen Euro aufgestockt. Hinzu kommen die Mittel aus 
dem ländlichen Entwicklungsprogramm, wo wir für die laufende Förderperiode 2014 bis 2020 eine 
Erhöhung der Mittel erreicht haben. Der Erhalt unserer Berglandwirtschaft ist aber nicht nur eine 
Frage der bereitgestellten finanziellen Mittel, sondern auch eine Frage der Innovationsfähigkeit. 
Diese Landesregierung hat den Aktionsplan Berglandwirtschaft als strategischen Plan für die Aus-
richtung der Forschung in den Bereichen Berglandwirtschaft und 21 Lebensmittelwissenschaften ins 
Leben gerufen und 25 Millionen Euro im Siebenjahreszeitraum 2015-2022 bereitgestellt. Die Zu-
kunftsfähigkeit unserer Landwirtschaft ist darüber hinaus ganz eng mit den Rahmenbedingungen 
verbunden, mit denen wir Zu- und Nebenerwerbsmöglichkeiten gestalten, und wie bestimmte Res-
sourcen, wie beispielsweise der Wald, noch besser wirtschaftlich nutzbar gemacht werden. Wichtig 
für den Erhalt der Berglandwirtschaft sind Produktveredelung und Investitionen in Technologie und 
Qualität. Am Beispiel unserer Milchwirtschaft zeigt sich das ganz deutlich. Dort ist es gelungen, über 
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die Produktveredelung eine weit höhere Wertschöpfung zu erzielen, als das über Versandmilch mög-
lich wäre. Die hohe Qualität der Produkte, die auch mit einem hohen Technologisierungsgrad in der 
Produktion verbunden ist, macht Milchprodukte aus Südtirol stark nachgefragt. So stammt jeder dritte 
Joghurt in Italien aus Südtirol. Ein Thema, auf das wir künftig in der Agrarpolitik verstärkt unser Au-
genmerk richten wollen, ist die Nachhaltigkeit. Auch hier geht es wiederum um Lebensqualität. Ziel 
der Landesregierung ist es, Umweltschutz, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und soziale Verantwor-
tung zusammenzuführen. Die Thematik der Nachhaltigkeit spielt insbesondere im Obstbau eine zu-
nehmend stärkere Rolle. Gerade dort entwickelt sich ein Spannungsfeld zwischen betriebswirtschaft-
lichen Erfordernissen und gesellschaftlichen Ansprüchen. Die öffentliche Diskussion ist dabei oft von 
Unverständnis und SchwarzWeiß-Denken geprägt. Fest steht, wir können auf eine leistungsfähige 
Obstwirtschaft nicht verzichten. Heute liegt die direkte und indirekte Wertschöpfung samt der Wert-
schöpfung, die Obstgenossenschaften generieren, bei 630 Millionen Euro. Ihr Anteil am internatio-
nalen Exportvolumen Südtirols macht gut 13 Prozent aus. 7.500 Bäuerinnen und Bauern und etwa 
2.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beziehen ihr Einkommen aus der Obstwirtschaft. Das 
sind beeindruckende Zahlen. Darüber hinaus wissen wir aus Umfragen in unseren touristischen 
Märkten, dass Obst und Wein aus Südtirol starke Botschafter der Marke Südtirol sind. Damit das so 
bleibt, muss neben der stetigen Entwicklung hin zu einer immer nachhaltigeren Landwirtschaft noch 
stärker auf die Kommunikation mit den Konsumenten geachtet werden. Für eine starke Heimat sind 
Spitzenleistungen in einzelnen Sektoren zu wenig. Vielmehr muss die Gesamtperformance der Wirt-
schaft stimmen. Ich bin überzeugt, dass das für Ziel der Landesregierung ist es, Umweltschutz, wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit und soziale Verantwortung zusammenzuführen. 22 unser Land zutrifft. 
Das beweisen auch die unterschiedlichsten Statistiken und Rankings, von denen ich am Beginn mei-
ner Rede gesprochen habe. Südtirol wird in regelmäßigen Abständen von der Wirtschaftszeitung „Il 
Sole 24 Ore“ die Goldmedaille in Lebensqualität verliehen; jüngst erst im Jahr 2015. Südtirol hat das 
höchste Pro-KopfBruttoinlandsprodukt aller Regionen Italiens. Mit knapp 40.000 Euro ist das sogar 
einer der höchsten Werte in Europa. Wir haben eine Arbeitslosenquote von 3,7 Prozent, mit sinken-
der Tendenz. Unser kleines Land mit seinen nur 520.000 Einwohnern ist jährlich Urlaubsziel von fast 
sechseinhalb Millionen Touristen. Über 12 Prozent der europäischen Apfelernte stammen aus Südti-
rol. Autoproduzenten aus der ganzen Welt verbauen in ihren Autos Bestandteile, die von Südtiroler 
Autozulieferbetrieben produziert werden. Alpine Technologien aus Südtirol finden sich mittlerweile 
rund um den Globus. Die hohe Dichte an Sternen und Hauben auf so kleinem Raum ist einzigartig. 
173 Mal wurden im Jahr 2016 von den wichtigsten italienischen Weinführern Bestnoten an Südtiroler 
Weine vergeben. Bei den Berufweltmeisterschaften gelingt es unserem kleinen Land Jahr für Jahr, 
sich ganz weit vorne zu platzieren. Das beweist, dass wir Top-Handwerksbetriebe haben, die auf ih-
ren Nachwuchs schauen. All das – und ich könnte die Aufzählung beliebig fortsetzen – ist Ausdruck 
einer erfolgreichen Wirtschaft, die sich auch im abgelaufenen Jahr sehr gut entwickelt hat. Laut dem 
Wirtschaftsbarometer der Handelskammer, das Mitte November veröffentlicht wurde, ist das Ge-
schäftsklima so gut wie seit zehn Jahren nicht mehr und ich bin sehr zuversichtlich, dass sich die 
Tendenz im Jahr 2017 fortsetzen wird. Der ebenfalls Mitte November veröffentlichte Bericht der ita-
lienischen Notenbank weist in diese Richtung. Nun, ich höre schon den Einwand, dass die Landes-
regierung einmal mehr versuchen würde, Südtirol nur schön zu reden. Meine Damen und Herren, ich 
lese die Daten als Bestätigung unserer (gemeinsamen) Wirtschafts- und Steuerpolitik. Und es ist 
meines Erachtens nicht die Aufgabe der Politik, Fakten schlechtzureden und den Menschen Angst 
einzujagen, wenn kein Grund dazu besteht. Die Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik war ein wesent-
licher Schwerpunkt der ersten Hälfte dieser Legislatur und das wird weiterhin so bleiben, weil wir die 
Wirtschaftskraft nötig brauchen, um den Standard in der Bildung, im Gesundheitswesen und im So-
zialen zu halten. In einigen Bereichen der Wirtschaftspolitik müssen wir auch noch aktiver werden. 
Ich möchte im Folgenden auf einige Schwerpunkte eingehen. 23 Einer der wichtigen Indikatoren, der 
von der europäischen Strategie für Wachstum und Entwicklung „Europa 2020“ vorgegeben wird, ist 
der Anteil der Ausgaben für Forschung und Entwicklung am Bruttoinlandsprodukt. Hier liegen wir laut 
den Daten des ASTAT bei 0,63 Prozent. Dieser Wert ist zugegebenermaßen noch weit entfernt vom 
EU-Ziel, das eine Steigerung der Ausgaben für Forschung und Entwicklung (F&E) bis 2020 auf drei 
Prozent des BIP vorsieht. Eine Ursache für den niedrigen Wert liegt auch darin begründet, dass un-
ser Land durch eine traditionelle und sehr fragmentierte Wirtschaftsstruktur mit einer unterdurch-
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schnittlichen Unternehmensgröße charakterisiert ist. Dies ist an und für sich nicht schlecht, wie un-
sere Wirtschaftsdaten beweisen. Allerdings ist der Anteil von Hochtechnologieunternehmen und wis-
sensintensiven Dienstleistungen niedrig. Dies hat unter anderem zur Folge, dass viele Hochqualifi-
zierte nach ihrer Ausbildung nicht in Südtirol bleiben oder nach ihrer Ausbildung nicht in ihre Heimat 
zurückkehren. Wenn wir das ändern möchten und der Jugend Zukunftsperspektiven im Land geben 
und die internationale Wettbewerbsfähigkeit unserer Betriebe anheben wollen, müssen die 
F&EAktivitäten deutlich gesteigert werden. Eine Steigerung ist aber nicht alleine eine Frage der Be-
reitstellung von finanziellen Ressourcen durch die öffentliche Hand, sondern auch eine Frage der 
Vernetzung der Forschungseinrichtungen untereinander, der Forschungseinrichtungen mit Unter-
nehmen, der Unternehmen mit anderen Unternehmen und der Attraktivität eines Wirtschaftsstand-
ortes für hochqualifiziertes Personal, Forscher und Wissenschaftler. Einen wichtigen Beitrag in die-
sem Sinne wird der NOI-Technologiepark leisten, den wir derzeit in Bozen Süd mit hohen öffentli-
chen Investitionen bauen. Erfahrungen aus anderen Ländern zeigen: Eine solche Einrichtung ist Im-
pulsgeber und Innovationsmotor für die Wirtschaft und den Wirtschaftsstandort. Der Südtiroler Tech-
nologiepark wird der Ort sein, wo Unternehmen der verschiedenen Sektoren und Forschungsein-
richtungen zusammenwirken, sich gegenseitig inspirieren und wo Arbeitsmöglichkeiten für qualifi-
zierte junge Hochschulabsolventinnen und Hochschulabsolventen entstehen. Im Technologiepark, 
der später praktisch ein eigenes Stadtviertel darstellen wird, wird auch das Handwerk mit der neuen 
Meisterschule seinen Platz finden. Während in unseren deutschsprachigen Nachbarländern, beson-
ders in Die Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik war ein wesentlicher Schwerpunkt der ersten Hälfte 
dieser Legislatur und das wird weiterhin so bleiben, weil wir die Wirtschaftskraft nötig brauchen, um 
den Standard in der Bildung, im Gesundheitswesen und im Sozialen zu halten. 24 Deutschland, be-
reits seit vielen Jahren Meisterschulen existieren, war die Meisterausbildung in Südtirol in den ver-
gangenen Jahren heimatlos. Das wird sich mit dem Technologiepark ändern. Zur Steigerung der 
F&E-Aktivitäten vergeben wir Beiträge an Unternehmen sowie an Garantiegenossenschaften und 
tragen zur Finanzierung der Universität, der Eurac und anderer Forschungseinrichtungen bei. Insge-
samt wurden dafür im Haushaltsvoranschlag Budgetmittel in Höhe von über 107 Millionen Euro vor-
gesehen. In der Wirtschaftsförderung liegen die Schwerpunkte auf dem Abbau der Beitragsrück-
stände und auf dem Abschluss der Förderreform. Sie wird 2017 mit der Einführung der Kapitalbei-
träge für betriebliche Investitionen in Form eines Wettbewerbssystems vollständig umgesetzt sein. 
Um den Zugang für das Handwerk sicherzustellen, werden wir dabei zwei separate Zugangsschie-
nen vorsehen, eine für kleine Unternehmen und eine für große. Selbstverständlich werden wir sehr 
genau die Auswirkungen der Förderreform beobachten und wenn nötig punktuell eingreifen. Jetzt 
aber bereits Schlüsse zu ziehen, ist sicher verfrüht. In ordnungspolitischer Hinsicht stehen im Be-
reich der Wirtschaft einige Aufgaben an, so beispielsweise im Bereich des Handels. Es ist die Lan-
despolitik, die heute und in der Vergangenheit im Bereich der Nahversorgung auf das Land geschaut 
hat und das auch weiterhin tun wird. Nicht einzelne Unternehmen. Wir haben gegen alle Wider-
stände von Seiten der Ministerien und der Lobbys unsere Handelspolitik verteidigt und auf diese 
Weise die Voraussetzungen für den Erhalt der Nahversorgung im ländlichen Raum gesichert. Die 
Aufrechterhaltung der Nahversorgung in den Dörfern und Tälern steht und fällt mit dem Einzelhandel 
im Gewerbegebiet. Diesen gilt es, auf das notwendige Maß zu beschränken. Im Juli 2016 ist die 
Durchführungsbestimmung in Kraft getreten, die es dem Land ermöglicht, die Raumplanung im Han-
del autonom zu regeln. Nun gilt es, mit den Bestimmungen im Zusammenhang mit dem Stabilitäts-
gesetz 2017 die entsprechende gesetzliche Norm im Raumordnungsgesetz zu ersetzen. Das Projekt 
„Zukunft Tourismus“, also die Reorganisation der Tourismusorganisationen, macht es notwendig, 
dass wir auch im Bereich Tourismus an gesetzlichen Bestimmungen Hand anlegen. Mit der Umset-
zung des Projekts betraut ist hingegen die IDM-Südtirol. Auf sie kommen nach erfolgter Reorganisa-
tion neue Aufgaben zu. Die zehn Tourismusverbände werden in Destinationsmanagementeinheiten 
(DME) zusammengefasst. Die DME werden dezentral angesiedelt, aber der IDM angeschlossen 
sein. Sie werden ab 1. Jänner 2018 aktiv sein und haben die Aufgabe, Themen, Produkte 25 und 
Erlebnisräume zu entwickeln. Das Projekt „Zukunft Tourismus“ verfolgt das Ziel, Südtirol noch besser 
zu vermarkten und die Begehrlichkeit und Bekanntheit der Dachmarke zu erhöhen. Wir haben diesen 
Prozess, der mit viel Überzeugungsarbeit verbunden war, begonnen, weil die Zukunftsfähigkeit des 
heimischen Tourismus für unser Land wesentlich ist. Der Tourismus ist in Südtirol in den vergange-
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nen 50 Jahren mehr und mehr gewachsen und hat dem Land viel Wohlstand gebracht, vor allem in 
den peripheren Gebieten. Diesen Wohlstand wollen wir sichern. Sehr geehrter Herr Präsident, sehr 
geehrte Abgeordnete zum Südtiroler Landtag! Südtirol weist die geringste Abwanderung aller Berg-
gebiete im Alpenbogen auf. Das ist das Ergebnis einer Politik, die darauf abzielte, Infrastrukturen und 
Dienstleistungen auch in entlegenen Gebieten zu schaffen und anzubieten. Dies hat wiederum den 
Erhalt der Berglandwirtschaft und der Kulturlandschaft begünstigt, Synergien zwischen Landwirt-
schaft und Tourismus ermöglicht und einen Handwerks- und Dienstleistungssektor, bestehend aus 
Klein- und Mittelunternehmen, verankert, der sehr stark auf lokale Wirtschaftskreisläufe baut. Dass 
wir diese Politik machen konnten und weiterhin machen können, ist der hohen Eigenständigkeit ge-
schuldet, die wir im Laufe der Jahre und Jahrzehnte erlangt haben. Diesen Weg gehen wir weiter. 
Geradezu exemplarisch dafür steht die Rückführung der Wasserkraft in Südtiroler Hand, die Mög-
lichkeit der Vergabe der Autobahnkonzession an In-House-Gesellschaften oder unser Vorhaben, die 
Postverteilung in Südtirol selbst zu regeln. Zwei Bereiche von grundlegender Bedeutung, wo diese 
Eigenständigkeit ganz besonders zum Ausdruck kommt, und die ich noch nicht angesprochen habe, 
sind das Gesundheitswesen und das Soziale. Wir haben in Südtirol sieben Krankenhäuser für rund 
eine halbe Million Einwohner. Krankenhäuser, die wir alle erhalten und weiterentwickeln, so wie das 
im Koalitionsvertrag und im Regierungsprogramm festgeschrieben wurde. Dafür sind wir bereit, pro 
Tag rund 3,5 Millionen Euro auszugeben. Oder anders ausgedrückt: rund 2.400 Euro pro Kopf und 
Jahr. Mit dem aktuellen Haushaltsentwurf werden im Vergleich zum Anfangshaushalt 2016 noch 
einmal 100 Euro pro Kopf draufgelegt. Insgesamt haben wir 1.234 Millionen Euro für das Gesund-
heitswesen vorgesehen. Das sind 24 Prozent unseres Haushalts. Südtirol weist die geringste Ab-
wanderung aller Berggebiete im Alpenbogen auf. 26 Wir geben fast ein Viertel unseres Budgets für 
das Gesundheitswesen aus. Wer behauptet, dass der Sanitätsbetrieb kaputt gespart wird, darf einen 
eingehenderen Blick auf den Landeshaushalt werfen. Seit Jahren wird über die Reorganisation des 
Sanitätsbetriebes diskutiert. Alles werde in Bozen konzentriert, ist ein Vorwurf, mit dem die Landes-
regierung laufend konfrontiert wird. Ein Vorwurf, den ich als überzeugter Vertreter der Südtiroler 
Volkspartei, jener Partei, die unserem Land die dezentrale Prägung gegeben hat, die es bis heute so 
stark gemacht hat, sehr ernst nehme. Ich kann ruhigen Gewissens sagen, dass dieser Vorwurf völlig 
aus der Luft gegriffen ist. Mit der geplanten Gesundheitsreform schaffen wir die Voraussetzungen für 
den Erhalt der peripheren Krankenhäuser. Die Gesundheitsreform dient zur langfristigen Sicherung 
der Gesundheitsdienste im ganzen Land und im Besonderen in der Peripherie. Erstmals garantieren 
Leistungsprofile ein umfassendes Angebot an Grundversorgungsleistungen, weil diese zum ersten 
Mal Bestandteil des Landesgesundheitsplans sind. Die Leistungsprofile sind ambitioniert und es wird 
eine große Herausforderung, die dafür notwendigen zusätzlichen Ärztinnen und Ärzte sowie das zu-
sätzliche Pflegepersonal zu finden und einzustellen. Die Gesundheitsreform sieht keinen Bettenab-
bau in der Peripherie vor, sondern eine im landesweiten Verhältnis stärkere Verlagerung der Akut-
betten in die Peripherie. Durch das Konzept „ein Krankenhaus, zwei Standorte“ stellen wir sicher, 
dass Leistungen langfristig nicht nur in hoher Qualität erbracht werden können, sondern auch er-
bracht werden dürfen, weil die Anzahl der Leistungen die Mindestvorgaben laut Qualitätsstandards 
überschreitet. Und zuletzt: Durch die Reorganisation werden endlich die Voraussetzungen für koor-
diniertes Handeln geschaffen. Das heißt: gemeinsamer Einkauf, einheitliches ITSystem, digitale Pa-
tientenakte und landesweite Vormerkzentrale. Dies löst die Hauptprobleme unseres Gesundheits-
systems. Wir machen die Gesundheitsreform, damit wir einen Betrieb schaffen, der die Bedürfnisse 
der Bürgerinnen und Bürger im ganzen Land in den Mittelpunkt hochwertiger Leistungen rückt, und 
nicht die Höhe bestehender Kirchtürme. Deshalb liegt unser Arbeitsschwerpunkt auf der Genehmi-
gung des überarbeiteten Gesetzes über die Neuregelung des Landesgesundheitsdienstes und der 
Umsetzung des Landesgesundheitsplanes. Wir werden gezielte Maßnahmen ergreifen und Investiti-
onen Wir machen die Gesundheitsreform, damit wir einen Betrieb schaffen, der die Bedürfnisse der 
Bürgerinnen und Bürger im ganzen Land in den Mittelpunkt hochwertiger Leistungen rückt, und nicht 
die Höhe bestehender Kirchtürme. 27 durchführen, um den Gesundheitsstandort Südtirol für Ärztin-
nen und Ärzte attraktiv zu machen. Dies auch mit der Zielsetzung, die Wartezeiten abzubauen. Att-
raktivität gewinnen wir aber ganz sicher nicht, wenn wir unser Gesundheitssystem permanent 
schlechtreden. Unser System ist nicht krank, sondern braucht lediglich ein Fitnessprogramm. Wir 
haben dieses ausgearbeitet und werden sicherstellen, dass es absolviert wird. Gemäß dem Leitsatz 
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„Vorbeugen ist besser als heilen“ investieren wir in den Aufbau der Gesundheitsförderung. In diesem 
Zusammenhang kommt dem Sport eine große Bedeutung zu, wo wir den Breitensport weiter fördern 
wollen. Ich habe heute viel über Lebensqualität gesprochen. Ein erfolgreiches und starkes Land wie 
Südtirol muss sich auch daran messen lassen, wie mit sozial Schwachen, Alten, Kranken und sozia-
len Randgruppen umgegangen wird. Das Astat hat in der jüngsten Studie zu den Einkommens- und 
Vermögensverhältnissen der Haushalte in Südtirol festgestellt, dass der Anteil der armutsgefährde-
ten Haushalte seit 2003 stabil bei 16,6 Prozent liegt. Es ist Aufgabe der Politik, der sozialen Un-
gleichheit entgegenzuwirken. Wir tun das, in dem wir in Aus- und Weiterbildung investieren. Diese ist 
der Schlüssel, um den individuell richtigen Beruf zu ergreifen, sich selbst zu verwirklichen und seinen 
Lebensunterhalt zu verdienen. Deshalb achten wir auf Chancengleichheit im Bildungssystem. Und 
wir versuchen, sozialer Ungleichheit entgegenzuwirken, indem wir Rahmenbedingungen für Wachs-
tum und Beschäftigung schaffen. Die dritte Schiene hingegen sind Transferleistungen über den Be-
reich Soziales. Wir haben die Mittel in diesem Bereich auf 468 Millionen Euro aufgestockt. Mit diesen 
Geldern werden zum einen die Sozialdienste finanziert. Zum anderen finanzieren wir damit Trans-
ferleistungen, wie die finanzielle Sozialhilfe, den Mietbeitrag oder Leistungen für Zivilinvalide, Min-
derjährige und Menschen mit Behinderung. Unterstützt werden auch unsere Senioren. Die Altersar-
mut ist auch in Südtirol ein Thema. Als Maßnahme dagegen haben wir 2014 die Erhöhung der Rück-
vergütung für Wohnnebenkosten für Mindestrentner beschlossen. Und neben dem Mietgeld ist für 
pflegebedürftige Senioren ein Pflegegeld vorgesehen. Für die Pflegesicherung sind im aktuellen 
Haushalt nicht weniger als 204 Millionen Euro vorgesehen. Das Land Südtirol zahlt das Pflegegeld 
monatlich an über 11.800 Menschen aus, die zu Hause versorgt werden, und an 4.000 Ein erfolgrei-
ches und starkes Land wie Südtirol muss sich auch daran messen lassen, wie mit sozial Schwachen, 
Alten, Kranken und sozialen Randgruppen umgegangen wird. 28 Personen, die im Altersheim leben. 
Wir bewegen uns mit diesen Ausgaben im Rahmen der Prognosen, die bei Einführung des Pflege-
geldes im Jahr 2008 gemacht wurden. Im Bereich Soziales sind selbstverständlich auch jene Mittel 
vorgesehen, die auf Grund des Inklusionsgesetzes für die Eingliederung von Menschen mit Behinde-
rungen in die Arbeitswelt erforderlich sind. Bei allen Leistungen, die unser Sozialsystem erbringt, 
wird laufend an der Feinabstimmung der einzelnen Maßnahmen gearbeitet, auch unter Einbeziehung 
der Sozialpartner. Ziel ist es, die Treffsicherheit und Qualität zu erhöhen. Treffsicherheit erhöhen und 
Effizienz steigern, das gilt ganz generell für die öffentliche Verwaltung, insbesondere vor dem Hinter-
grund der zusätzlichen Ausgaben im Bereich Personal auf der Grundlage des neuen bereichsüber-
greifenden Kollektivvertrags, nach einem sechsjährigen Gehaltsstopp. Die im Haushaltsvoranschlag 
2017 vorgesehenen Ausgaben für Personalkosten wachsen somit auf 1.144 Millionen Euro an. Sie 
umfassen die Ausgaben für rund 4.200 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der Landesver-
waltung, knapp 8.000 Angestellte im Bereich der Schulverwaltung und über 8.900 Lehrpersonen. Die 
Ausgaben sind dann gut eingesetzt, wenn es möglichst wenig bürokratiebedingte Reibungsverluste 
und eine hohe Kundenorientierung gibt. Daran müssen Politik und Verwaltung arbeiten, und das tun 
wir gemeinsam. Die in den verschiedensten Bereichen angestrengten Reformen, die Zusammenle-
gungen von Gesellschaften, die Reorganisation von Einheiten, die Eigenverantwortung, die wir von 
den Bürgerinnen und Bürgern einfordern, die Einführung des Performance-Plans als zentrales Pla-
nungs- und Steuerungsinstrument der Abteilungen und Ämter, die Aufgabenkritik, die Agenda „Südti-
rol Digital 2020“ einschließlich Digitalisierung der Verwaltung sowie der Ausschuss zur Überprüfung 
der öffentlichen Ausgaben sind vor diesem Hintergrund des fehlenden Spielraums zu sehen. Bei ei-
nigen der genannten Maßnahmen sind wir erst mitten in der Umsetzung, andere müssen noch opti-
miert werden und wieder andere sind ein laufender Prozess. Sie haben aber alle das Ziel, die Quali-
tät und Effizienz der Verwaltung zu steigern und Kostensteigerungen einzudämmen. Dabei sehen wir 
uns immer wieder auch mit dem Vorwurf konfrontiert, bei den Bürgerinnen und Bürgern einzudäm-
men und die sogenannten Politikkosten unangetastet zu lassen. Dieser Vorwurf ist falsch. Wir haben 
die Politikkosten bereits empfindlich reduziert. Die entsprechenden Zahlen finden sich auch auf der 
Webseite der Südtiroler Landesregierung. Die in dieser Legislaturperiode 29 erfolgte Reduzierung 
der Gesamtausgaben der Politik beträgt 26,4 Prozent, jene der Ausgaben für die Landesregierung 
53,7 Prozent. Das spricht eine klare Sprache. Die Politikkosten Südtirols in Landesregierung, Land-
tag und Region machen im Verhältnis zum Landeshaushalt rund 0,13 Prozent aus. Zudem liegt nun 
ein Gesetzesvorschlag im Landtag auf, der weitere Reduzierungen vorsieht. Es ist höchst an der 
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Zeit, dieses Thema zum Abschluss zu bringen und uns dann wieder den Themen und Haushaltska-
piteln zuzuwenden, die eine größere Tragweite haben. Qualität und Effizienz sind nicht nur ein 
Thema der Landesverwaltung. Auch die Gebietskörperschaften haben sich diese zum Ziel gesetzt. 
Gemeinsam mit dem Gemeindenverband gehen wir im Jahr 2017 die Neuordnung der Gebietskör-
perschaften, also das was wir bisher auch als institutionelle Reform bezeichnet haben, an. Die Neu-
ordnung umfasst das Land, die sieben Bezirksgemeinschaften und die 116 Gemeinden. Wir bringen 
dadurch die Verwaltung näher an die Bürgerinnen und Bürger, weil das Grundprinzip gilt, dass die 
Gemeinden künftig all jene Aufgaben erledigen, die auf Gemeindeebene am effizientesten organi-
siert werden können und von den Bürgern vor Ort nachgefragt werden. Die Folge davon sind eine 
Reihe von Kompetenzübertragungen an die Gemeinden in den Bereichen Bildung und Kulturförde-
rung, der Familie und Kleinkinderbetreuung, der Landwirtschaft, bei den Lizenzen und Sperrstunden 
sowie beim Straßen- und Wegenetz. Die Aufgaben der Bezirksgemeinschaften hingegen werden 
vereinheitlicht, während das Land nur mehr übergeordnete Befugnisse wie Programmierung und 
Aufsicht wahrnimmt. Das Land greift nur bei Untätigkeit der Gemeinde mit Ersatzbefugnis ein und 
erlässt Sanktionsmaßnahmen. Ebenfalls vorgesehen ist, dass die Gemeinden über Kompetenzzent-
ren zusammenarbeiten. Das sichert die Qualität und Effizienz der Dienstleistungen bei gleichzeitigem 
Erhalt der politischen Gemeinden. Das ist wichtig, weil die emotionale Bindung der Bürgerinnen und 
Bürger zu ihrer Gemeinde hoch ist, weil wir die Verwurzelung, von der ich heute gesprochen habe, 
festigen wollen. Durch die Neuordnung der Gebietskörperschaften bringen wir die Verwaltung näher 
an die Bürgerinnen und Bürger, weil das Grundprinzip gilt, dass die Gemeinden künftig all jene Auf-
gaben erledigen, die auf Gemeindeebene am effizientesten organisiert werden können. 30 Mit dem 
Gemeindeleben eng verknüpft ist das Vereinsleben. Vereine führen Menschen zusammen, festigen 
den Gemeinschaftssinn und die Bindung der Bürgerinnen und Bürger zu Gemeinde und Land. Wir 
haben in Südtirol eine sehr hohe Dichte an Vereinen. In etwa kommt ein Verein auf einhundert Ein-
wohner. Unsere Vereine sind überaus aktiv und facettenreich. Die Palette reicht von den traditionel-
len Vereinen wie Musikkapellen und Schützen über Sport- und Freizeitvereine, Kulturvereine, Ver-
eine, die sich dem Dienst am Nächsten verschrieben haben, wie unsere Feuerwehren, Kinder- und 
Jugendvereine und viele mehr. Genau so vielfältig wie unsere Vereinswelt, ist deren Tätigkeit. Alle 
zeichnen sich dadurch aus, dass der Gemeinsinn im Mittelpunkt steht, Einzelpersonen dazu animiert 
werden, einen Beitrag für das Kollektiv zu leisten und Gemeinschaft gestärkt wird. Insbesondere tra-
gen die Vereine zum gesellschaftlichen Leben bei, halten Fraktionen, Dörfer und Gemeinden leben-
dig. Es ist eine zentrale Aufgabe des Landes, das Ehrenamt zur stärken und aufzuwerten. Wir tun 
das durch gezielte Beratung und Fortbildung sowie durch Beiträge. Zu den bereits bestehenden Un-
terstützungsmaßnahmen soll eine neue Fördermöglichkeit kommen, die Dachverbänden ehrenamtli-
cher Organisationen zuteil werden soll. Der diesbezügliche Gesetzesentwurf wurde von der Landes-
regierung genehmigt und liegt im Landtag zur Beratung auf. Wie bereits zur Halbzeit dieser Legisla-
turperiode unterstrichen wurde, ist eine zunehmende Individualisierung der Gesellschaft feststellbar. 
Eigeninteressen rücken immer stärker in den Mittelpunkt. Die weit verbreitete „bringt mir persönlich 
nichts – will ich nicht“- Haltung wird am Ende aber niemanden weiterbringen. Ich bin zutiefst davon 
überzeugt, dass politische Entscheidungen nur dann zukunftsfähig sind, wenn sie von einer Solidar-
gemeinschaft mitgetragen werden. Die Richtschnur politischer Entscheidungen dürfen niemals Ein-
zelinteressen sein, sondern das Allgemeinwohl. Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Abge-
ordnete zum Südtiroler Landtag! Ich habe heute aufgezeigt, wie die Landesregierung daran arbeitet, 
den Gestaltungsspielraum Südtirols auszubauen, die Lebensqualität in unserem Land weiter zu stär-
ken und die Verwurzelung aller drei Sprachgruppen in ihrer Heimat Südtirol zu Vereine führen Men-
schen zusammen, festigen den Gemeinschaftssinn und die Bindung der Bürgerinnen und Bürger zu 
Gemeinde und Land. Die weit verbreitete „bringt mir persönlich nichts – will ich nicht“- Haltung wird 
am Ende aber niemanden weiterbringen. 31 festigen. Dabei habe ich über den Weg gesprochen, den 
wir gehen. Dieser führt uns in Richtung einer Stärkung und eines soliden Ausbaus der Autonomie. 
Der Landeshaushalt ist dabei zentrales Steuerungsinstrument der sozialen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung im Land. Ich möchte abschließend noch auf ein Themenfeld eingehen, das mir wichtig ist: 
Europa. Das Jahr 2016 war für Europa kein leichtes. Es gab die Entscheidung der Briten zum Brexit, 
die für uns weit weg, aber deswegen nicht minder problematisch ist. Es gab viel Kritik an Europa. Es 
gab Ängste und Verunsicherung, die geschürt wurden und im postfaktischen Zeitalter, in dem wir le-
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ben, auf fruchtbaren Boden fielen. Es gab die Flüchtlingskrise, die bei uns im Land eine ganz beson-
dere Dimension erreicht hat. Ich meine damit nicht die Anzahl der Immigranten, die sich in diesem 
Land befinden. Die Zahl ist überschaubar. 1.400 Flüchtlinge auf über 500.000 Einwohner sind kein 
Ausnahmezustand. Viel mehr meine ich die politisch-emotionale Dimension in Folge der Ankündi-
gung eines Grenzmanagements durch Österreich. Der Brenner hat für Südtirol eine große histori-
sche Bedeutung. Nach den zwei Weltkriegen ist die offene Grenze am Brenner für Südtirol heute das 
Symbol für die Überwindung der Nationalismen, der europäischen Zusammenarbeit und des Grenz-
abbaus. Schengen ist für Europa, aber ganz besonders für die Grenzregion Südtirol, ein Meilenstein. 
Für uns war und ist es deshalb inakzeptabel, wenn das Schengen-Abkommen in Frage gestellt wird. 
Deshalb hat sich Südtirol auf allen Ebenen – auch im Zusammenspiel mit dem Europäischen Ver-
bund für territoriale Zusammenarbeit „Europaregion Tirol-Südtirol-Trentino“ – dafür eingesetzt, dass 
die Grenze offen bleibt. Heute steht am Brenner kein Zaun, was sicher auch der Vermittlerrolle unse-
res Landes geschuldet ist. Für mich ist trotzdem eines ganz klar: Was im vergangenen Jahr gesche-
hen ist, darf sich nicht wiederholen. Was passiert ist, war für viele Menschen in Europa ein Schock. 
Das Gefühl des allgemeinen Kontrollverlustes: Staaten sind nicht mehr in der Lage zu gestalten, Re-
gierungen sind nicht mehr in der Lage selbst zu entscheiden, was auf dem Staatsgebiet stattfindet. 
Das hat dazu geführt, dass der Populismus überall fröhliche Urstände feiert, dass das Europa-Bas-
hing Hochkonjunktur hat. Es wird der Europäischen Kommission die Schuld für das Versagen der 
Staaten gegeben, verschweigend, dass es die Mitgliedsstaaten selbst sind, die im Europäischen Rat 
letztendlich die Entscheidungen treffen. Vor diesem Hintergrund ist es natürlich sehr schwer, dass 
wir aus dem Phänomen der Migration eine Chance entwickeln können. 32 Es ergeht deshalb ein 
dringender Appell auch von dieser Seite an die Solidarität in Europa. Die europäischen Vorgaben 
müssen von den Mitgliedsstaaten verbindlich eingehalten und umgesetzt werden. Es kann nicht sein, 
dass nur wenige für Europa das leisten, was nach den europäischen Regeln von allen zu leisten 
wäre. Das gilt im Besonderen auch für die Visegrád-Staaten. Es kann auch nicht sein, dass der Ko-
häsionsfonds der Europäischen Union herzlich willkommen ist, aber Staaten sich gleichzeitig aus 
den Verpflichtungen stehlen. Zum zweiten braucht es eine gemeinsame europäische Außen- und Si-
cherheitspolitik und drittens entsprechende Maßnahmen in den Herkunftsländern. Wenn die Bevölke-
rung wieder das Gefühl dafür bekommt, dass es eine gemeinsame Strategie und ein langfristiges 
und nachhaltiges Konzept gibt, dann steigt mit Gewissheit die Bereitschaft, mit dieser Situation posi-
tiv umzugehen. In Südtirol ist es uns gelungen, schrittweise wieder Gestaltungshoheit zu überneh-
men, ohne Zaun am Brenner. Das ist vor allem darauf zurückzuführen, dass Italien sehr viel leistet. 
Italien darf aber in der Flüchtlingsfrage nicht alleine gelassen werden, sonst kann die Situation wie-
der kippen. Wenn Italien nach den Dublin-Regeln agiert, was den Druck auf den Staat unweigerlich 
erhöht, müssen die anderen Staaten auch ihren Beitrag leisten. Diesen Beitrag kann und muss im 
Kleinen auch Südtirol leisten. Die Voraussetzungen dafür sind gegeben. Wir haben jetzt Klarheit dar-
über, welchen Rechtsstatus die Personen, die bei uns sind, haben. Das gilt auch für jene Menschen, 
die von Norden kommen. Damit können wir unsere Leistungen klar definieren und bereitstellen. Es 
geht dabei vor allem um Spracherwerb und Kulturvermittlung. Wir verfolgen in Südtirol das Konzept 
„fordern und fördern“. Das bedeutet, dass Integration keine Einbahnstraße sein darf. Auf der einen 
Seite bauen wir unser Integrationsangebot aus, auf der anderen Seite fordern wir stärker als bisher 
Eigenverantwortung, Leistungsbereitschaft und den Respekt unserer Grundwerte: Meinungsfreiheit, 
Religionsfreiheit, Gleichberechtigung von Frau und Mann. Integration muss dabei vor allem über den 
Arbeitsmarkt führen und nicht über die sozialen Sicherungssysteme. Ich möchte die Gelegenheit 
nutzen und im Rahmen dieser Haushaltsrede all jenen danken, die sich bei der Versorgung und Un-
terbringung der Flüchtlinge engagiert haben: Den freiwilligen und karitativen Vereinigungen, den 
Bürgermeistern der Gemeinden, die Flüchtlinge aufgenommen und Überzeugungsarbeit geleistet 
haben, den vielen, die 33 ehrenamtlich helfen und sich vor Ort engagieren, auch jenen die Unterkunft 
und Arbeit angeboten haben. Ein Dank geht auch an alle Organisationen, Bürgerinnen und Bürger im 
Land, die sich im Bereich der Kultur einbringen. Mit ihrer Arbeit stärken sie das Fundament unserer 
Gesellschaft und den Gemeinschaftssinn. Das lässt uns mit außergewöhnlichen Ereignissen und 
Herausforderungen besser umgehen. Mit ihrer Arbeit tragen sie auch dazu bei, dass wir Südtiroler 
über den eigenen Tellerrand hinausschauen, offener und informierter werden. Das Jahr 2017 wird für 
Europa nicht minder herausfordernd. Als Land Südtirol werden wir versuchen, im Kleinen unseren 
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Beitrag zu leisten. Wir werden uns im Bereich der Arge Alp und der EUSALP intensiv und verant-
wortungsbewusst einbringen. Mein ganz besonderer Fokus wird aber auf die Europaregion Tirol-
Südtirol-Trentino gerichtet sein. Südtirol wird ab Herbst 2017 die Koordinierung der Europaregion 
übernehmen. Ich werde daran arbeiten, den Grundgedanken der Europaregion als Weg zur Landes-
einheit im europäischen Rahmen zu stärken, damit zusammenwächst, was zusammengehört. Ich 
würde mich freuen, wenn Sie bereit sind, diesen Weg gemeinsam mit mir zu gehen. Wenn wir Barrie-
ren zu unseren Nachbarn abbauen wollen, setzt das aber voraus, dass wir im Land keine neuen auf-
bauen. Ich hatte bisher den Eindruck, dass wir – die drei Sprachgruppen – unsere Kulturen und Tra-
ditionen als Vielfalt und Bereicherung empfinden. Auf jeden Fall sind diese Besonderheiten die 
Grundlage unserer Autonomie und konnten, dank ihr, bis heute erhalten werden. Unsere Autonomie 
wurde im September dieses Jahres mit einem starken Baum unter europablauem Himmel verglichen. 
Die Früchte dieses Baumes sollen uns alle gemeinsam erfreuen. Die Traditionen, die dank unserer 
Autonomie so lebendig sind, frei gelebt werden können und unsere Gesellschaft bereichern, gehören 
dazu. Wir brauchen uns jedoch nicht wundern, wenn sich die italienische Volksgruppe in diesem 
Land dadurch bedroht fühlt – wie sich jüngst beim Landesüblichen Empfang anlässlich des Besuchs 
von EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker gezeigt hat –, wenn es Gruppierungen in die-
sem Land gibt, die den italienischsprachigen Südtirolern ihr Heimatrecht und ihr Recht auf das Leben 
ihrer Kultur, ihrer Traditionen absprechen wollen. Das ist nicht Südtirol, das ist nicht das Südtirol, das 
wir wollen. In einem Klima der Konfrontation können wir nicht Wenn wir Barrieren zu unseren Nach-
barn abbauen wollen, setzt das aber voraus, dass wir im Land keine neuen aufbauen. 34 erwarten, 
dass es Verständnis für die Interessen und die Sensibilitäten der jeweils anderen Volksgruppe gibt. 
In einem solchen Klima wird es auch nicht gelingen, Fragen wie jene der Toponomastik zu lösen, 
weil dies Verständnis und ein Aufeinanderzugehen voraussetzt. Wir sind ein Modellbeispiel dafür, 
wie es gelingen kann, verschiedene Volksgruppen zusammenwirken zu lassen, ethnische Konflikte 
zu überwinden, aus der Vielfalt einen Mehrwert zu schöpfen. Das ist und bleibt unser Anspruch und 
auch die Zielsetzung unserer Autonomie selbst. An einem solchen Südtirol wollen wir arbeiten, mit 
einer starken Verwurzelung in seiner Tradition und Geschichte, mit gegenseitigem Respekt vor dem 
anderen, stolz auf unsere Vielfalt und offen für die Möglichkeiten in Europa. Vielen Dank für Ihre ge-
schätzte Aufmerksamkeit! 

---------- 
Egregio signor Presidente, gentili signore Consigliere e signori Consiglieri provinciali, il primo anno 
della XV legislatura e in particolare il 2015 sono stati caratterizzati da importanti misure e riforme. Al-
cune sono state attuate con successo, altre sono prossime alla conclusione, altre ancora sono in 
corso. Di seguito ne illustrerò alcune in dettaglio, ma vorrei innanzi tutto ricordare che lo scopo di 
queste misure e riforme era e resta quello di creare le condizioni quadro necessarie ad assicurare 
alla nostra Provincia un armonioso e positivo sviluppo sociale ed economico, che consenta anche di 
rafforzare nei concittadini e nelle concittadine la fiducia nel futuro. La mia relazione al bilancio 
dell’anno passato era interamente improntata alla sicurezza. Passando in rassegna le varie pubbli-
cazioni riferite ai dati congiunturali e del mercato del lavoro 2015, possiamo dedurre che la ripresa è 
in atto e ora che l’anno sta per volgere al termine, siamo tornati al livello in cui eravamo prima della 
crisi. Di certo l’economia globale europea in fase di ripresa gioca un ruolo determinante a questo 
proposito. Diverse misure adottate dal Governo italiano, come il “Jobs Act”, hanno per altro avuto ri-
flessi anche in Alto Adige. Dai dati pubblicati dalla Banca d’Italia alla fine di novembre risulta che, ri-
spetto al vicino Trentino, nel 2015 la nostra provincia ha registrato uno sviluppo più dinamico. Si può 
pertanto concludere che lo sviluppo economico dell’Alto Adige non è stato condizionato solo da una 
positiva congiuntura di sviluppo europea e nazionale, ma che sono state soprattutto le misure da noi 
adottate a condizionare favorevolmente il trend di crescita. Posso pertanto affermare con soddisfa-
zione che, con i nostri partner sociali, abbiamo intrapreso la strada giusta. Tuttavia peccheremmo di 
presunzione se sostenessimo di avere svolto tutti i compiti previsti, ma siamo sulla buona strada e 
intendiamo proseguire il cammino intrapreso. Con la discussione del bilancio di previsione 2016, che 
stiamo affrontando in questi giorni, intendiamo compiere un nuovo, importante passo. Non si tratta 
solo di migliorare le condizioni quadro, ma anche e soprattutto di rafforzare l’immagine dell’Alto 
Adige verso 2 l’interno e l’esterno, quale spazio vitale e polo economico all’insegna della stabilità. 
Con la relazione odierna desidero pertanto puntare l’attenzione sull’impegno e l’esigenza di mettere 
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l’Alto Adige in rete. Il bilancio dettagliato di previsione è già a disposizione di questa stimata Assem-
blea. Nella mia relazione non mi soffermerò pertanto su tutti gli ambiti e i settori di intervento, ma mi 
limiterò a quelli di particolare rilevanza, che non rientrano nella “attività amministrativa ordinaria“ 
della Giunta provinciale. L’Alto Adige non è un’isola, come talvolta qualcuno o qualcuna auspiche-
rebbe. È una provincia consapevole dei propri valori, situata nel cuore dell’Europa, che rappresenta 
un ponte ideale fra Nord e Sud. Se vogliamo mantenere questo ruolo, non possiamo chiuderci a ric-
cio, ma dobbiamo creare rete con l’Europa, considerando maggiormente la nostra funzione di 
“ponte”, che fa parte integrante del nostro DNA, e sfruttandola di conseguenza. L’Alto Adige deve 
rappresentare un anello di collegamento per l’Europa e all’interno dell’Europa. Una realtà, la nostra, 
che dal superamento delle barriere linguistiche, culturali e geografiche crea un benessere stabile a 
garanzia di un elevato grado di autonomia e indipendenza. Chi teme che questa apertura possa 
mettere a rischio la nostra Heimat nonché compromettere la tutela e lo sviluppo della nostra autono-
mia, può stare tranquillo. La tutela e il consolidamento dell’autonomia sono pietre miliari del nostro 
programma di lavoro. L’altro aspetto fondamentale è rappresentato dall’apertura verso l’Europa, vale 
a dire la messa in rete con quegli ambiti nei quali le grandi sfide possono essere superate più facil-
mente assieme. Una pietra miliare per la tutela e il consolidamento della nostra autonomia è rappre-
sentata dall’accordo finanziario sottoscritto con Roma nel dicembre 2014, con il coinvolgimento 
dell’Austria e della sua funzione di tutela. Questo accordo ci preserva anche per il 2016 da interventi 
unilaterali dello Stato sulle nostre finanze e ci garantirà pertanto certezza finanziaria e sicurezza di 
programmazione. La legge di stabilità prevede per il 2016 ulteriori penalizzazioni per altre Regioni 
italiane, per Trento e Bolzano invece l’importo da corrispondere per il risanamento del bilancio dello 
Stato era già stato fissato nel patto di 3 garanzia ed è pari a circa 476 milioni di euro. Corrisponde-
remo lo stesso importo anche nel 2016. Abbiamo fatto bene a negoziare e a porre fine al conten-
zioso con lo Stato davanti alla Corte costituzionale. La Sicilia, invece, che si trovava nella nostra 
stessa posizione giuridica, non lo ha fatto e lo Stato ha ottenuto ragione su tutti i punti. Se avessimo 
seguito quell’esempio, avremmo perso miliardi. Siamo anche riusciti a invertire il cosiddetto principio 
di incasso (la modalità doi assolvimento del contributo) e a ottenere finalmente la piena potestà in 
materia fiscale sulle imposte e sui tributi comunali. Questo ci garantisce ampi margini decisionali e 
sicurezza. Il secondo pilastro è quello, previsto dalla clausola di salvaguardia, dell’intesa per la revi-
sione dello Statuto di autonomia, che l’Alto Adige darà solo a condizione che vi sia il consenso 
dell’Austria. In questa sede mi preme ribadire ancora una volta che considero un errore 
l’orientamento centralistico dell’assetto statale italiano. Nel contempo, però, dobbiamo anche pren-
dere atto che non possiamo impedire questa riforma sostenuta da una larga maggioranza del Parla-
mento, almeno per quanto concerne il resto del territorio nazionale. In seguito a trattative serrate e 
non facili, siamo però riusciti a inserire una clausola di salvaguardia che esclude l’Alto Adige da que-
sta riforma, fintanto che non si troverà un accordo sulla revisione dello Statuto di autonomia. In ogni 
caso l’Alto Adige sosterrà la revisione solo se i diritti sanciti compreso l’ancoraggio internazionale 
dell’autonomia altoatesina saranno garantiti incondizionatamente. Vale a dire che sarà dato il con-
senso solo se anche l’Austria, in qualità di Stato firmatario dell’Accordo di Parigi, sarà d’accordo. Alla 
luce queste premesse, la revisione del nostro Statuto di autonomia ha senso in quanto l’attuale Sta-
tuto non è più coordinato con il testo della Costituzione italiana, che, nel frattempo, è stato più volte 
modificato. Come è noto, questo ha originato spazi interpretativi e una giurisprudenza della Corte 
costituzionale penalizzante per l’autonomia dell’Alto Adige. Il principio dell’intesa previsto nella clau-
sola di salvaguardia per la revisione dello Statuto di autonomia consente di riformulare senza rischi 
l’elenco delle competenze autonomistiche dell’Alto Adige. Di conseguenza sarà possibile rinnovare e 
migliorare la salvaguardia delle competenze e, in particolare, si potranno ripristinare quelle attribu-
zioni che sono state ridimensionate dalla giurisprudenza della Corte costituzionale. 4 Proprio per il 
fatto che, personalmente, considero sostanzialmente sbagliato il rinnovato centralismo dello Stato 
italiano, l’Alto Adige in futuro sfrutterà ancor più le possibilità che si aprono sul fronte 
dell’integrazione europea. Su questo versante esistono per l’Alto Adige tre livelli di particolare im-
portanza: l’Euregio, che rappresenta per noi la via per l’unità territoriale all’interno della cornice euro-
pea; l’Arge Alp, che rappresenta gli interessi delle regioni alpine centrali, e la macroregione, che 
deve diventare la piattaforma dove tutte le Regioni dell’arco alpino da un lato e l’Unione europea 
dall’altro discutono paritariamente dei problemi specifici di questa grande area. Particolare impor-



 

19 

tanza attribuiamo al rafforzamento dell’Euroregione, attraverso cui, il prossimo anno, realizzeremo 
con il Bundesland Tirolo e la Provincia di Trento una nuova serie di iniziative con il fine di far perce-
pire concretamente il ruolo e l’importanza dell’Euregio alle cittadine e ai cittadini delle tre Regioni. 
Sono infatti fermamente convinto che ciò che faceva parte di un’unica entità tornerà ad avere uno 
sviluppo comune. L’Euregio non si limita alla collaborazione istituzionale, quantunque fondamentale. 
Abbiamo il Dreierlandtag (le tre Assemblee legislative) e grazie al Gruppo europeo di cooperazione 
territoriale (GECT), con sede a Bolzano, abbiamo un governo comune per i tre territori, che adotta 
ogni anno molteplici deliberazioni nei settori culturale, sociale ed economico e permette di affrontare 
insieme e unitariamente i principali temi che stanno a cuore alle cittadine e ai cittadini. Particolare 
priorità è riconosciuta ai settori della ricerca, della mobilità e della cultura. Verso l’esterno la nostra 
presenza è congiunta, soprattutto nei confronti delle istituzioni europee. Il nostro ufficio di collega-
mento a Bruxelles è quindi unico per l’intera Euregio e non la somma di tre uffici regionali. È tuttavia 
fondamentale il coinvolgimento della società civile. Una comune identità non si costruisce con le de-
libere, ma sviluppando il senso di appartenenza nelle persone. Fa piacere notare come le associa-
zioni, le federazioni e anche le singole persone nel tempo libero non si fermano davanti ai confini ge-
ografici. Il fatto di poter utilizzare l’Alto Adige Pass per raggiungere Innsbruck in treno o di pubblicare 
un comune calendario di manifestazioni culturali sono due chiari, positivi segnali di convivenza 
all’interno dell’Euroregione. L’Euregio però non può definirsi solo operando verso l’interno e in modo 
autoreferenziale. Noi rappresenteremo con maggiore incisività i comuni interessi dell’area alpina solo 
cooperando con le Regioni, i Länder e i cantoni confinanti. L’Arge Alp si è in tal senso 5 dimostrata 
una forma di collaborazione ideale all’interno dell’area alpina centrale. Ora ha inizio l’attività della 
macroregione alpina in quanto progetto comune per l’intera area alpina e importante portavoce verso 
i singoli Stati e l’Europa. Questa è la seconda priorità nella quale intendiamo investire le nostre ener-
gie. Il 28 luglio 2015, con l’approvazione della Strategia europea per la macroregione alpina (EU-
SALP) da parte della Commissione europea, sono state gettate le basi per la nascita della macrore-
gione alpina; ora è il momento di lavorare concretamente per metterla in atto. Siamo chiamati quindi 
a prendere decisioni importanti. Il nostro impegno è diretto a far sì che l’Alto Adige sia adeguata-
mente rappresentato all’interno della Governance EUSALP e che la Segreteria dell’EUSALP, il co-
siddetto “Strategy Point”, abbia sede a Bruxelles presso l’ufficio permanente di rappresentanza 
dell’Euregio. Abbiamo infatti i requisiti necessari: ci troviamo nel cuore delle Alpi e presentiamo tutte 
le caratteristiche sociali, economiche e culturali tipiche delle regioni di montagna. Inoltre, l’80 per 
cento della popolazione dell’arco alpino parla italiano o tedesco. L’Alto Adige, il Tirolo e il Trentino 
rappresentano perfettamente queste due aree linguistiche e culturali. La Provincia di Bolzano intende 
inoltre far parte dei gruppi previsti dall’EUSALP, che si occuperanno di mettere in atto gli obiettivi 
della macroregione alpina. In particolare intendiamo essere presenti soprattutto in quegli ambiti dove 
deteniamo competenze particolari, come nel settore dell’energia. L’obiettivo prioritario della politica 
energetica dell’Alto Adige è quello di ottenere il massimo risparmio energetico possibile o meglio di 
non consumare affatto energia, di aumentare l’efficienza energetica e coprire il fabbisogno energe-
tico in larga misura con fonti rinnovabili. Per la competenza maturata e in qualità di precursore nel 
campo della politica energetica sostenibile, l’Alto Adige si è candidato alla presidenza di quell’ 
“Action-Group” che avrà il compito di trasformare il territorio della macroregione alpina in un modello 
di riferimento per l’efficienza energetica e le energie rinnovabili. Ai primi di dicembre alla Provincia di 
Bolzano è stata affidata la direzione di questo gruppo di lavoro in rappresentanza delle 48 Regioni 
alpine. Inoltre, con il Tirolo e il Trentino, ci siamo candidati, come Gruppo europeo di cooperazione 
transfrontaliera (GECT), alla guida del gruppo di lavoro “Intermodalità e interoperabilità dei sistemi di 
trasporto merci e passeggeri”, anche al fine di ridurre il l’impatto veicolare lungo le vie di transito at-
traverso le Alpi con il ricorso intelligente a modalità di trasporto diversificate. 6 Accanto 
all’importante, prioritario impegno di mettere in rete e rafforzare l’Alto Adige sia verso l’interno che 
all’esterno, siamo chiamati anche a gestire la Provincia in maniera oculata e a impiegare al meglio i 
mezzi finanziari del bilancio provinciale a vantaggio di tutti: cittadine, cittadini e imprese. In base alla 
proposta odierna, il bilancio provinciale 2016 della Provincia, con un volume globale di 5,4 miliardi di 
euro, è più consistente rispetto a tutti i bilanci passati. Se depuriamo questa cifra dalle partite di giro 
e da altri residui, si arriva alla quota spendibile di 4,659 miliardi di euro. Tuttavia la proposta di bilan-
cio 2016 non è confrontabile con quella dello scorso anno. Il nuovo bilancio, cosiddetto “armoniz-
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zato”, è stato elaborato in una cornice normativa totalmente differente, che prevede una riorganizza-
zione dei settori di bilancio come stabilito e la disponibilità sin dall’inizio dell’intero importo per cia-
scuno di essi. Un confronto è semmai possibile solo con il bilancio complessivo 2015 integrato del 
bilancio di assestamento. Questo è lo svantaggio. Tuttavia nel bilancio armonizzato prevalgono i 
vantaggi, quali: una migliore pianificazione e un impiego programmato delle risorse, grazie al fatto 
che – come detto – gli stanziamenti necessari saranno disponibili da subito; la garanzia di maggiore 
trasparenza, grazie al fatto che da questo momento l’esame dei conti pubblici sarà più semplice. Ma 
vediamo ora come intendiamo destinare i fondi stanziati. Oltre il 57 per cento delle risorse finanziarie 
sarà impiegato nei seguenti tre maggiori ambiti di intervento: “tutela della salute“, “istruzione e diritto 
allo studio“ e “diritti sociali, politica sociale e interventi a favore della famiglia“. Definirei questi tre 
ambiti, ai quali destineremo appunto il 57 percento delle risorse finanziarie, come settori primari di 
intervento insieme a quelli delle politiche per il lavoro e la formazione professionale e dell’edilizia 
abitativa. Primari non tanto perché a questi eroghiamo ingenti risorse finanziarie, ma perché grazie a 
questi finanziamenti possiamo soddisfare esigenze primarie come quelle della salute, del lavoro e 
della casa. Egregio Signor Presidente, stimati Signori Consiglieri e Signore Consigliere, la proposta 
di bilancio prevede per queste necessità primarie maggiori stanziamenti rispetto all’attuale bilancio. 
Pensando ai dibattiti pubblici sulla sanità o alle manifestazioni di protesta e ai sitin, si potrebbe avere 
l’impressione che nella nostra provincia sia scoppiata un’emergenza su vasta scala. 7 Non è così. 
Tuttavia, non sarà possibile mantenere ancora a lungo il livello attuale di qualità dei nostri servizi sa-
nitari, se non si arriverà finalmente ad ammettere a livello generale, da parte di partiti e correnti, delle 
rappresentanze sindacali e imprenditoriali, dei Comuni e delle Comunità comprensoriali, delle cate-
gorie professionali della sanità, delle organizzazioni della società civile e, naturalmente, dei pazienti 
stessi, che è necessario attuare le riforme. Ciò significa anche che dovremmo lasciare finalmente li-
beri di lavorare i gruppi di lavoro e le commissioni insediati allo scopo, per poter poi discutere as-
sieme i risultati e prendere una decisione definitiva entro il marzo 2016. Dobbiamo indirizzare tutto il 
nostro impegno nell’evidenziare che non si tratta di risparmiare, stralciare o di chiudere, ma di rior-
ganizzare la sanità in modo tale da poter affrontare e superare le sfide imposte in primis dal cam-
biamento demografico e dalla carenza di medici. A questo punto vorrei rammentare che, in base ai 
dati statistici sullo sviluppo demografico, nel 2014 in Alto Adige si contavano oltre 98.000 ultrases-
santacinquenni; secondo le stime il loro numero è destinato a salire a 138.400 entro il 2030. Il che 
corrisponde a un aumento di oltre il 40 per cento. Di conseguenza aumenterà anche il fabbisogno di 
assistenza e di cure mediche. Certo, il 2030 può sembrare una data lontana, ma se guardiamo in-
dietro, ci accorgiamo di come passano veloci 15 anni. Nel campo della salute il 2016 deve diventare 
e diventerà pertanto un punto di riferimento per tutti gli interventi normativi legati alla riforma del si-
stema sanitario e dei relativi piani di attuazione. Consideriamo dunque fondamentale porre 
l’attenzione sul potenziamento dell’assistenza sanitaria sul territorio, sull’introduzione nei sette ospe-
dali provinciali di un sistema di assistenza differenziato, integrato e messo in rete, sulla garanzia di 
una sostenibilità finanziaria a lungo termine. Per ottimizzare i processi legati alla riforma e 
l’interazione futura fra la Ripartizione provinciale Sanità e l’Azienda Sanitaria dell’Alto Adige, vanno 
ridefinite le competenze. Ciò significa che i compiti di ”governance” resteranno in capo alla Riparti-
zione provinciale e l’attuazione rientrerà fra i compiti dell’Azienda sanitaria. Inoltre, alla luce delle 
nuove disposizioni UE sull’orario di lavoro, che prevedono una riduzione dell’orario di servizio per il 
personale medico, abbiamo deciso di assumere ulteriori medici e destinare ulteriori fondi al riguardo. 
Nel campo della sanità è di fondamentale importanza la promozione della salute. Con questo termine 
si intendono tutte le misure necessarie a consentire alle cittadine e ai 8 cittadini di esercitare un ele-
vato controllo sulla propria salute e di migliorarla. In questo senso vorrei menzionare lo sport, consi-
derato di fondamentale importanza per la promozione della salute. Dalla stretta collaborazione con 
l’Azienda Sanitaria dell’Alto Adige nascerà un piano che concentrerà le numerose e pregevoli inizia-
tive nel campo della prevenzione e della promozione della salute e indicherà la direzione da intra-
prendere nei prossimi anni. Ovviamente continueremo a sostenere in maniera adeguata anche lo 
sport dilettantistico e a mettere a disposizione, insieme ai Comuni, i fondi per le strutture necessarie. 
Per quanto concerne il settore delle politiche sociali e della famiglia, che rappresenta la terza voce 
per importanza nella proposta di bilancio, il cambiamento socio-demografico impone anche che 
siano garantite risorse finanziarie costanti alle prestazioni sociali. Questo è però un settore che, per 
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buona parte, è strettamente collegato allo sviluppo economico; si può sostenere pertanto che una 
buona politica economica implica anche una buona politica sociale. Vorrei ricordare in proposito la 
situazione di due anni fa, così come si presentava immediatamente dopo le elezioni: uno dei temi 
dominanti allora era la crisi economica e, per la prima volta in Alto Adige, si parlava di disoccupa-
zione. Le lavoratrici e i lavoratori erano disorientati, i consumi in calo, le imprese lamentavano una 
mancanza di competitività a causa della pesante pressione fiscale. Abbiamo adottato allora impor-
tanti misure di politica fiscale destinate a sgravare cittadini e imprese. Gli sgravi fiscali approvati nei 
primi dodici mesi della legislatura ammontavano a 210 milioni di euro, dei quali 125,8 milioni a favore 
dell’economia. Intendiamo ora confermare questi sgravi anche nel bilancio 2016. A questi va ad ag-
giungersi l’aumento delle esenzioni per la prima casa deliberate con il bilancio di assestamento 
2015, al quale corrisponde una minore entrata nel bilancio provinciale di circa 11 milioni di euro. 
Nella proposta attuale collegata alla legge di stabilità è prevista inoltre una estensione della “no tax 
area” sull’IRPEF che passa da 20.000 euro a 28.000 euro; una misura che, se approvata in questa 
sede, produrrà una minore entrata nel bilancio provinciale di circa 14 milioni di euro. Se aggiungiamo 
le ulteriori riduzioni fiscali come ad esempio nell’imposta di trascrizione o nella tassa automobilistica, 
parliamo complessivamente di circa 300 milioni di euro di entrate in meno nel bilancio provinciale, 
che però rimangono nelle tasche dei nostri cittadini e cittadine, delle famiglie e delle imprese. 9 È la 
strada da percorrere per ridurre la dipendenza dai trasferimenti sociali, quella di garantire un soste-
gno all’auto-aiuto individuale realizzabile senza ulteriori oneri burocratici. I dati economici e del mer-
cato del lavoro evidenziano una maggiore fiducia da parte dei consumatori e, per la prima volta, una 
regressione della disoccupazione, mentre l’occupazione è in crescita e l’economia mostra segnali di 
ripresa. L’Istituto di ricerca economica della Camera di Commercio di Bolzano (IRE) stima per il 2015 
una crescita economica del +1,1 per cento e per il 2016 del +1,7 per cento. Come detto poc’anzi, 
questo trend positivo non dipende solo dagli sgravi fiscali; essi rappresentano però un elemento fon-
damentale per rafforzare l’Alto Adige quale spazio di vita ed economico. È nostra intenzione conti-
nuare su questa strada. Nell’ambito del sostegno all’auto-aiuto del cittadino vorrei menzionare anche 
i finanziamenti destinati nel bilancio di previsione all’istruzione e al diritto allo studio, seconda voce 
per consistenza nel bilancio provinciale, nonché alle politiche per il lavoro e alla formazione profes-
sionale. I giovani che possono fruire di un’adeguata formazione scolastica o professionale hanno 
maggiori possibilità di raggiungere una propria autonomia e di realizzarsi nella vita. Le sfide che ci 
attendono nel campo dell’istruzione sono certamente importanti. Ricordo ad esempio che 
l’ordinamento scolastico provinciale dovrà essere adattato alla riforma scolastica nazionale della 
“buona scuola”; il che ci permette di sfruttare i nuovi spazi di autonomia appena conquistati per pro-
muovere il plurilinguismo nelle scuole dell’infanzia e negli altri ordini di scuola, contrastare 
l’abbandono scolastico e frenare il trend in discesa nelle iscrizioni all’apprendistato. Una sfida cre-
scente è rappresentata dall’eterogeneità nella formazione delle classi dovuta all’aumento sia degli 
alunni e studenti con disabilità e difficoltà di apprendimento sia di bambini e adolescenti provenienti 
da culture e Paesi diversi. I nuovi cittadini e cittadine rappresentano una sfida non solo per le nostre 
istituzioni scolastiche, ma per l’intera società. Un fenomeno in continua crescita, che nel 2015 ha in-
teressato non solo noi, ma l’Europa intera, e che, per le sue dimensioni, ha colto tutti di sorpresa e 
impreparati, è quello dei profughi. Attualmente nel mondo si contano circa 60 milioni di profughi, in 
fuga da violenza, guerre e persecuzioni politiche, etniche e religiose, come pure dalla miseria più 
estrema. Gran 10 parte di questi profughi – circa nove persone su dieci – viene da un cosiddetto Pa-
ese in via di sviluppo. Secondo le Nazioni Unite e l’Unione europea questo esodo massiccio richiede 
sforzi maggiori nella lotta alla povertà e nella prevenzione delle crisi direttamente nei Paesi di origine 
dei migranti. Di una tale responsabilità vogliamo farci carico in misura maggiore anche noi – una pic-
cola regione nel cuore di uno dei continenti più ricchi – e lo vogliamo fare non solo proseguendo nel 
nostro impegno, ma anche rafforzandolo ulteriormente. Ovviamente la cooperazione allo sviluppo 
non è la panacea per risolvere tutte le cause dell’esodo, ma può fornire impulsi importanti per uno 
sviluppo sociale ed economico più inclusivo dei Paesi più poveri, contribuendo a creare, oltre che 
una classe dirigente responsabile, anche una società civile più attiva, che vede prospettive di svi-
luppo nel proprio Paese. Per poter far fronte, anche se solo molto parzialmente, a queste esigenze, 
in seno alla Commissione legislativa per il bilancio 2016 si è proposto di raddoppiare i fondi destinati 
a questo settore. In tal modo possiamo potenziare il nostro impegno nei programmi pluriennali di co-



 

22 

operazione allo sviluppo che abbiamo sostenuto sinora nei vari Paesi. Inoltre le organizzazioni alto-
atesine potranno essere supportate in misura maggiore nei loro sforzi. Sono assolutamente consa-
pevole che gli attuali sviluppi possano suscitare timori e talvolta anche un senso di risentimento, dato 
che i profughi sono visti come un pericolo per la sicurezza e per il proprio benessere. Teniamo in se-
ria considerazione questi timori e faremo in modo che l’Alto Adige continui a restare anche in futuro 
un territorio sicuro. Tuttavia, permettetemi di dirlo, la paura è fondamentalmente una cattiva consi-
gliera. Al contrario, dovremmo tutti quanti tornare ad acquisire una maggiore consapevolezza della 
nostra cultura, delle nostre tradizioni e anche delle nostre radici umanistiche e cristiane. Chi si sente 
forte e saldo nei suoi principi può anche affrontare i cambiamenti con apertura e senza preoccupa-
zione. In altre parole, se vogliamo sapere dove andare, dovremmo sapere da dove veniamo. Il nostro 
impegno nel volontariato, poco importa se sia nello sport o nell’ambito della cultura e delle tradizioni, 
nella protezione civile o nel sociale, assume a tal fine una grande rilevanza. Il volontariato trasmette 
valori, senso di responsabilità e di autostima, è il collante che tiene unita la nostra società. Un obiet-
tivo prioritario è dunque quello di rafforzare e valorizzare l’impegno nel volontariato profuso da citta-
dine e cittadini, nonché di garantire, su tutto il territorio provinciale, un’offerta basilare di iniziative nel 
settore culturale. La cultura è espressione della nostra presenza umana e 11 riveste particolare im-
portanza per lo sviluppo sociale. Nel rapporto con la cultura si riverbera il nostro passato e si richia-
mano valori tramandati, ma al tempo stesso si apre una dimensione avveniristica che prefigura vi-
sioni di una società futura. Per corrispondere meglio alle esigenze del lavoro culturale abbiamo ap-
provato nel 2015 la nuova legge provinciale sulla promozione della cultura: sulla base di questo 
nuovo quadro legislativo organico e aggiornato, si tratta ora, nel 2016, di elaborare i nuovi criteri di 
incentivazione. Per poter realizzare i compiti cui si è accennato, l’Alto Adige deve avere il necessario 
potenziale economico. Si tratta soprattutto di rafforzare l’Alto Adige come centro economico con degli 
investimenti strategici, di fornire una serie di incentivi per incoraggiare cittadine e cittadini nonché 
imprese ad investire, di posizionarsi come spazio economico che funge da ponte tra nord e sud – tra 
l’area linguistica e culturale tedesca e quella italiana – offrendo all’economia altoatesina l’opportunità 
di agire in un contesto internazionale. Anche per questo è necessario mettere in rete l’Alto Adige al 
suo interno e al suo esterno. Un fattore decisivo per la competitività dell’economia è l’accessibilità. 
Una migliore accessibilità non torna ovviamente a vantaggio solo dell’economia, ma di tutte le per-
sone che vivono in Alto Adige. Date le caratteristiche del nostro territorio, con le sue montagne e 
vallate, molti paesi e frazioni sono situati in zone isolate e periferiche. Affinché il territorio rurale con-
tinui ad essere un ambiente in cui vivere e lavorare e per assicurarne il valore aggiunto, dobbiamo 
garantirgli una buona accessibilità. A tal fine si punta in particolare ad internet, la rete per eccellenza 
del ventunesimo secolo. Per questo, nel 2016 proseguiremo il progetto della banda larga, per realiz-
zare per tempo gli obiettivi fissati nelle strategie di sviluppo “Alto Adige digitale 2020”, elaborate in 
conformità all’Agenda digitale europea. Oltre all’informatizzazione, anche infrastrutture di traffico mo-
derne costituiscono l’impalcatura su cui si regge l’economia e da cui dipendono molti posti di lavoro. 
Pertanto, i nostri sforzi sono rivolti a potenziare ulteriormente il nostro sistema di trasporto locale, sia 
su strada che su rotaia. A livello europeo si registra un netto trend in direzione di un ridimensiona-
mento del trasporto individuale a favore del potenziamento del trasporto con i mezzi pubblici. Di que-
sto trend possiamo e vogliamo tenere conto. 12 La Provincia è responsabile della gestione di una 
rete viaria di complessivi 2.850 chilometri. Si tratta, in primo luogo, di mantenere la rete stradale esi-
stente e, in secondo luogo, di migliorarla costantemente con una serie di nuove opere, soprattutto 
anche per accrescere la sicurezza della circolazione stradale. Come è noto, nel 2014 è stato varato 
un ambizioso piano pluriennale di interventi di ingegneria civile. Per realizzare gli obiettivi previsti nel 
piano, nella proposta di bilancio per il 2016 abbiamo stanziato la considerevole somma di 92,1 mi-
lioni di euro. Non si può parlare di strade senza menzionare la concessione per l’autostrada A22. 
Sapete che come Provincia di Bolzano ci stiamo impegnando ai massimi livelli per ottenere 
l’assegnazione di una concessione ad una società in house a totale partecipazione pubblica. In tal 
modo si può mantenere nel nostro territorio la creazione di valore aggiunto, si possono assicurare 
altri fondi per il finanziamento trasversale del tunnel di base del Brennero, comprese le relative tratte 
di accesso, corredarli di un pacchetto di interventi di carattere infrastrutturale e ambientale da attuare 
lungo l’asse del Brennero e anche cofinanziare la circonvallazione di Bolzano. Inoltre, nella bozza del 
contratto per l’assegnazione della concessione autostradale sono previste espressamente misure di 
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politica tariffaria per trasferire il traffico pesante dalla strada alla rotaia. Questi interventi e il pac-
chetto di misure elaborato per ridurre le emissioni inquinanti lungo l’A22 gioveranno sia all’ambiente 
che agli abitanti delle zone limitrofe. Per la mobilità pubblica abbiamo previsto 202 milioni di euro, di 
cui ben 165 milioni serviranno per coprire i costi del contratto di gestione con Trenitalia, i costi per le 
linee di treni e autobus dei concessionari locali, i costi di manutenzione delle infrastrutture, quali ad 
esempio la linea ferroviaria Merano-Malles, e delle stazioni ferroviarie passate in gestione alla Pro-
vincia, nonché i costi per servizi aggiuntivi come i servizi di skibus e di trasporto scolastico. Nei pros-
simi anni, attraverso il progetto “Green Mobility”, intendiamo favorire la mobilità sostenibile e porre 
nuovi standard in fatto di collegamenti e di messa in rete. Per fare un esempio, siamo impegnati a li-
vello politico per far sì che, oltre alla galleria di base del Brennero, già in costruzione, si porti avanti la 
progettazione delle tratte di accesso e si possano creare nuovi collegamenti transfrontalieri. Ad 
esempio, con una nuova linea ferroviaria tra la Val Venosta e l’Engadina si potrebbe collegare il cor-
ridorio europeo nordsud a Zurigo, attraverso il tunnel di base del Brennero e la linea ferroviaria Bol-
zano- 13 Merano-Malles-Sagliains. Questo collegamento transfrontaliero potrebbe assumere 
un’enorme importanza strategica per lo spazio economico e vitale del Centro Europa. Inoltre vor-
remmo promuovere la creazione di un collegamento ferroviario transfrontaliero a est, che sarebbe 
opportuno soprattutto dal punto di vista turistico. Per questo, proprio di recente, abbiamo approvato 
un protocollo d’intesa con la Regione Veneto per lo sviluppo di una linea ferroviaria tra la Val Puste-
ria e il Cadore. In questo protocollo è prevista l’attuazione di uno studio di fattibilità che consenta poi 
di decidere come procedere. Infine, attraverso la bretella ferroviaria della Val di Riga intendiamo col-
legare ancora meglio la Pusteria alla rete ferroviaria. A tale scopo verrà stipulata una convenzione 
per la predisposizione di un progetto preliminare tra la società Rete Ferroviaria Italiana, ente gestore 
dell’infrastruttura ferroviaria, la Strutture Trasporto Alto Adige Spa (STA) e la società BBT SE, re-
sponsabile della realizzazione della galleria di base del Brennero. L’anno 2016 potrà segnare una 
svolta e offrire una nuova chance all’aeroporto di Bolzano. Io sono un sostenitore di un aeroporto re-
gionale ben funzionante, e mi preme porre l’accento sul “funzionante”, che significa che lo scalo deve 
avere effetti positivi in termini di politica economica. In Alto Adige è diffusa l’opinione che l’aeroporto 
costi cifre enormi, con un ritorno economico modesto. Per questo – come promesso – ho messo sul 
tavolo in modo trasparente tutte le cifre e i dati relativi allo scalo bolzanino. C’è un piano di sviluppo 
strategico convincente, che illustra chiaramente ciò che deve essere fatto e ciò di cui c’è bisogno 
perché l’aeroporto di Bolzano possa funzionare in futuro. Sulla questione si sta discutendo ormai da 
tempo. Nella consultazione popolare che si terrà nel giugno 2016 la cittadinanza altoatesina potrà 
decidere se approvare una legge che prescrive a quanto potranno ammontare i costi massimi annui 
per l’aeroporto e quali obiettivi dovrà raggiungere per continuare ad avere finanziamenti pubblici. La 
legge prevede, per la gestione e per gli investimenti da attuare nei primi cinque anni, un finanzia-
mento massimo provinciale di 2,5 milioni di euro annui, che negli anni successivi scenderanno ad un 
massimo di 1,5 milioni l’anno, una cifra che corrisponderebbe a meno dell’uno per cento del bilancio 
annuo stanziato per la mobilità. Personalmente sostengo in pieno questo progetto ed è quindi evi-
dente che cercherò di ottenere il consenso della popolazione. All’esito della consultazione popolare – 
e lo dico con estrema chiarezza – non collego alcuna questione di fiducia politica, perché ciò di cui si 
tratta è un’offerta rivolta alla popolazione altoatesina: sono le cittadine e i cittadini ad essere chiamati 
a rispondere se condividono o meno questa linea. 14 Con un aeroporto ben funzionante si potrà 
mettere in rete l’Alto Adige sul piano internazionale, potenziare il suo ruolo di sito economico, favorire 
così la creazione di posti di lavoro e offrire nuove opportunità ai nostri giovani. Ebbene sì, la posta in 
gioco è il benessere, e con questo non intendo un privilegio di pochi. Assicurare il benessere deve 
continuare ad essere l’obiettivo prioritario del nostro operato, per far sì che nella nostra realtà territo-
riale le cose possano andare bene, oggi e anche in futuro, a quante più persone possibili! Tuttavia il 
benessere e l’occupazione non si favoriscono solo con moderne infrastrutture di trasporto, ma di-
pendono in misura rilevante anche dalla capacità innovativa che viene mobilitata dalle imprese e 
dalle persone. Per la Commissione europea il sapere e le innovazioni sono pilastri della crescita. 
Una crescita sostenibile può essere garantita solo promuovendo ricerca e sviluppo. Nella proposta 
per il bilancio 2016 sono previsti stanziamenti pari a 115,6 milioni di euro per le attività di innovazione 
delle imprese e dei centri di ricerca, con un incremento del 4,5 per cento rispetto al 2015. Tuttavia, 
ricerca e sviluppo non rappresentano solo una questione di stanziamento di fondi pubblici, ma so-
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prattutto una questione di messa in rete di risorse tra centri di ricerca, tra questi ultimi e le imprese, 
ed infine anche di attrattività economica per personale altamente qualificato, ricercatori e scienziati. 
Un importante contributo a tal fine è stata la creazione del NOI Techpark – il nuovo Parco tecnolo-
gico dell’Alto Adige – di cui, il 2 ottobre 2015, è stata posta la prima pietra. Esperienze fatte in altri 
Paesi lo hanno dimostrato: un centro del genere funge da volano per le innovazioni e per imprimere 
nuovi impulsi all’economia. Per quanto riguarda l’economia – ossia commercio, servizi, artigianato, 
industria e turismo – nonché l’agricoltura, nella proposta di bilancio per il 2016 abbiamo previsto fi-
nanziamenti pressoché invariati rispetto al 2015. Mi permetto di ricordare che per il potenziamento 
della competitività del settore economico non solo sono stati concessi consistenti sgravi fiscali, ma 
che, al tempo stesso, nei citati comparti sono state realizzate anche riforme importanti con la fattiva 
collaborazione delle associazioni di categoria e della Camera di commercio di Bolzano. Ne è un 
esempio la riforma del sistema di assegnazione dei contributi; un altro esempio è la fusione delle 
quattro società BLS, EOS, SMG e TIS in un’unica azienda 15 speciale. La nuova società, denomi-
nata IDM Südtirol-Alto Adige, darà il via alla sua attività il 1° gennaio 2016 e – nell’ottica del raccordo 
e d ella messa in rete – fungerà da prestatore di servizi e da officina di idee per tutti i comparti eco-
nomici. Nonostante questi successi, anche nel settore dell’economia non mancano le sfide. In tutti i 
comparti economici va posta attenzione all’abbattimento degli arretrati che si erano accumulati fino 
allo stop ai contributi deciso il 18 marzo 2014. È nostra intenzione implementare le tipologie di age-
volazioni previste dal nostro nuovo sistema ma non ancora introdotte. Nel comparto del commercio 
occorre difendere la nostra politica, finora perseguita con successo, mentre nel turismo dobbiamo 
rafforzare il marchio ombrello e di conseguenza anche la destinazione Alto Adige in generale. A tal 
fine è necessario professionalizzare il marketing regionale, ottimizzando la comunicazione su pro-
dotti e temi con le associazioni turistiche e i prestatori di servizi, e coinvolgendo di più questi ultimi 
nei processi di sviluppo. Ciò è possibile solo attraverso una riforma strutturale che consenta tra l’altro 
di erogare più fondi al marketing turistico. Nel 2016 è inoltre in programma l’adeguamento della di-
rettiva sul riconoscimento delle qualifiche professionali, che riguarda in modo particolare l’artigianato. 
Per quanto riguarda l’agricoltura, occorre invece rafforzare e promuovere la competitività e la soste-
nibilità delle aziende agricole attraverso il programma di sviluppo rurale. Si lavorerà con particolare 
impegno a sostegno dell’agricoltura di montagna, che intendiamo potenziare con uno specifico piano 
di azione. Questo piano prevede, tra l’altro, l’avvio di una offensiva nel settore della ricerca, analo-
gamente a quanto è stato fatto negli ultimi anni per la frutticoltura e la viticoltura. Intendiamo inoltre 
portare avanti la nostra politica di sviluppo rurale, grazie alla quale negli ultimi decenni – a differenza 
di altre aree vicine – siamo riusciti a preservare la struttura insediativa ed economica periferica del 
nostro territorio, evitando un esodo dalle zone rurali. Le misure previste contemplano investimenti in 
infrastrutture quali ad esempio la rete delle strade rurali, per la quale nella proposta di bilancio ab-
biamo previsto un incremento dei finanziamenti. La dichiarazione programmatica e l’accordo di coali-
zione prevedono l’elaborazione di una nuova legge di sviluppo del territorio. In base al cronopro-
gramma, il disegno di legge verrà predisposto entro la fine del 2016 sulla base delle direttive e fina-
lità fissate nel 2015, sarà poi discusso su base ampia e infine presentato alla Giunta provinciale e al 
Consiglio 16 provinciale. La legge in materia di urbanistica e paesaggio è per noi di importanza fon-
damentale. È lo strumento per eccellenza per lo sviluppo del nostro territorio, in primo luogo perché 
fissa i criteri con cui utilizzare, ma al tempo stesso anche proteggere il nostro straordinario paesag-
gio culturale e naturale, e in secondo luogo perché definisce i tempi e le modalità di crescita del no-
stro spazio vitale ed economico. Mi attendo effetti positivi per l’economia locale anche dalla nuova 
legge sugli appalti pubblici, che entrerà in vigore nel 2016. Essa porterà delle semplificazioni e age-
volerà l’accesso delle piccole e medie imprese al mercato pubblico. Positive ripercussioni si avranno 
anche dalle spese che favoriscono la crescita economica, ossia dagli investimenti pubblici che si in-
tendono attuare nel 2016. Gli investimenti sono uno strumento efficace per ridare slancio alla con-
giuntura economica, a condizione però che le relative decisioni siano assunte sempre per il bene 
della collettività. Degli articolati investimenti in programma nel settore delle infrastrutture ho già par-
lato. Ad essi si aggiungono quelli nel settore dell’edilizia, in particolare di quella abitativa. Nel settore 
dell’edilizia si propongono, per il bilancio 2016, stanziamenti pari a 48,2 milioni di euro per il comple-
tamento di interventi rientranti nella programmazione pluriennale. Inoltre, per i prossimi cinque anni 
sono stati accesi due mutui, per un importo totale di circa 200 milioni di euro, per dare attuazione agli 
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accordi siglati con le autorità militari e per la realizzazione del polo bibliotecario di Bolzano. Per la ri-
strutturazione e l’ampliamento dell’ospedale di Bolzano sono stati già impegnati 30 milioni di euro, 
mentre altri 10 milioni di euro sono stati messi in preventivo per la manutenzione di immobili di pro-
prietà della Provincia. Come si è visto, una delle esigenze primarie è quella di avere un tetto sulla te-
sta. È quindi ovvio che vadano stanziati fondi pubblici per l’edilizia abitativa, cui è stata destinata in 
totale la ragguardevole cifra di 188 milioni di euro, di cui 134 milioni di euro di risorse fresche del bi-
lancio provinciale. Si tratta di fondi per l’edilizia sociale, per la costruzione di nuove case, per 
l’acquisto e il recupero di abitazioni per il fabbisogno abitativo primario, nonché per l’acquisto di aree 
per l’edilizia abitativa agevolata. A beneficiare di questi investimenti saranno da un lato cittadine e 
cittadini, e dall’altra l’artigianato, e in particolare il settore edile, che può sicuramente giovarsi di una 
boccata di ossigeno dagli investimenti, considerato che la fiducia è ancora contenuta anche se il 17 
comparto sta mostrando segni di ripresa. Fattori che concorrono a questo cambio di rotta sono sicu-
ramente l’anticipo, da noi introdotto, del bonus fiscale statale previsto per gli interventi di recupero 
edilizio privato e la realizzazione del modello di risparmio edilizio. Entrambe le misure sono state ac-
colte positivamente dalla popolazione e hanno favorito ulteriori investimenti da parte dei privati. Con 
il risparmio edilizio otteniamo inoltre l’effetto che puntare sulla previdenza complementare si rivela 
interessante soprattutto anche per i giovani, dato che risparmiare per la terza età diventa al tempo 
stesso un risparmio per avere una casa propria. Questo modello innovativo promuove una nuova 
cultura incentrata sulla responsabilità personale. Responsabilità e messa in rete devono diventare 
anche una prassi consolidata per i Comuni, per i quali il bilancio di previsione stanzia 362,4 milioni di 
euro. Questi fondi saranno ripartiti in base al nuovo sistema di finanziamento dei Comuni, approvato 
di recente. Questo modello prevede non solo una ripartizione più equa dei fondi assegnati a coper-
tura delle spese correnti – tenuto conto della capacità finanziaria dei Comuni – ma anche una rego-
lamentazione del tutto innovativa delle assegnazioni per gli investimenti. Con l’introduzione di questo 
nuovo sistema, i Comuni non dovranno più contrarre mutui e potranno decidere in assoluta autono-
mia come utilizzare le risorse. Ciò comporterà anche una maggiore responsabilità per i Consigli co-
munali. Nuove responsabilità saranno delegate ai Comuni anche con la legge quadro sulla riforma 
istituzionale. Questa legge verrà predisposta presumibilmente nel primo trimestre del prossimo anno. 
In base al principio di sussidiarietà, numerose competenze e i relativi procedimenti amministrativi 
verranno trasferiti dalla Provincia ai Comuni. Oltre ad ottenere le effettive competenze, i Comuni ri-
ceveranno anche i fondi necessari per gestirle. L’effetto collaterale positivo sarà quello di un abbatti-
mento del carico burocratico per l’Amministrazione provinciale, in linea con il nostro processo di in-
novazione amministrativa, che proseguiremo puntualmente nel 2016. Vi sarà inoltre una riorganizza-
zione della cooperazione tra i Comuni. Nel rispetto dell’autonomia politica dei singoli Comuni, deter-
minati servizi verranno gestiti congiuntamente e saranno create delle unità amministrative a livello 
locale e di comprensorio. Questo sistema, questa messa in rete, si tradurrà in un risparmio dei costi 
e in una migliore qualità dei servizi. 18 Egregio Signor Presidente, stimate Consigliere e stimati Con-
siglieri! Vorrei toccare ancora un tema di particolare rilevanza per l’Alto Adige: quello dell’energia. Gli 
antefatti riguardanti l’assegnazione delle concessioni con le offerte manipolate della SEL, la minaccia 
della perdita di concessioni per le grandi derivazioni idroelettriche, nonché le cause di risarcimento 
danni nell’ordine di miliardi di euro sono argomenti ben noti a tutti. Nello scorso biennio abbiamo la-
vorato duramente per porre rimedio al disastro e per pervenire ad una soluzione responsabile. La 
chiave per risolvere il problema sta nella messa in rete scaturita dalla fusione delle due imprese pub-
bliche operanti nel settore dell’energia, ossia Azienda energetica Spa e SEL Spa, che confluiscono 
nella nuova azienda Alperia. L’operazione sarà perfezionata il prossimo 21 dicembre. Nel corso delle 
trattative per la fusione siamo riusciti ad ottenere il ritiro delle richieste risarcitorie e quindi a non fare 
subire danni all’ente pubblico, ad assegnare le concessioni garantendo certezza del diritto e mante-
nendole in mani altoatesine, nonché ad acquisire le quote detenute da ENEL. Ciò ci garantisce en-
trate fiscali e utili che confluiranno nei bilanci pubblici e serviranno a finanziare servizi pubblici, assi-
curando lo sviluppo economico e sociale della nostra terra. Gentili Signore e Signori, ciò che sembra 
così semplice ed ovvio è molto di più che una riuscita operazione tecnico-economica. Si tratta di un 
momento storico, perché dopo molti decenni l’energia idroelettrica è finalmente in mano altoatesina! 
La nuova società fornitrice dei servizi energetici diventerà un’impresa di rilevanza sovraregionale, il 
cui pacchetto di maggioranza sarà detenuto dai Comuni. Grazie alle sue dimensioni, alla sua capa-
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cità finanziaria e al suo risultato economico, essa garantirà, con costanti investimenti nelle infra-
strutture della rete, una maggiore sicurezza nell’approvvigionamento energetico e, con investimenti 
in nuove tecnologie, una migliore efficienza energetica. La nuova società permetterà di realizzare 
progetti complementari, quali ad esempio lo sviluppo della banda larga sull’intero territorio provin-
ciale, di sostenere investimenti nel settore della “e-mobility” e nella tecnologia dell’idrogeno, creando 
e offrendo posti di lavoro attrattivi per personale qualificato. Essa consentirà inoltre di adottare una 
politica tariffaria vantaggiosa per gli utenti privati e di applicare prezzi concorrenziali alle imprese. 19 
Egregio Signor Presidente, stimate Consigliere e stimati Consiglieri! Per concludere, visto che siamo 
quasi alla Vigilia di Natale, ricordo che si avvicina la vigilia di un altro importante appuntamento: nel 
2016 l’Alto Adige sarà protagonista di un evento senza precedenti nella sua storia in fatto di parteci-
pazione civile, in quanto un progetto di rilevanza provinciale sarà sottoposto a consultazione popo-
lare dalla stessa Giunta provinciale. La posta in gioco non sarà solo l’aeroporto. Infatti, potremo e 
dovremo dimostrare tutti assieme la nostra capacità di praticare una cultura del dialogo nella nostra 
terra. Confido che le cittadine e i cittadini dell’Alto Adige sapranno cogliere in gran numero 
l’opportunità di dire la loro e di compartecipare alla decisione. È quanto io mi auguro. Grazie 
dell’attenzione! 
 
Relazioni accompagnatorie/Begleitberichte 
 
Disegno di legge provinciale n. 106/16 – Landesgesetzentwurf Nr. 106/16 
 
Werte Damen und Herren Landtagsabgeordnete, 
Der Haushalt 2017-2019 ist der zweite vom Land ermächtigte dreijährige Haushalt. Im Laufe des 
ersten Jahres des sogenannten „harmonisierten Haushaltes“ musste sich die gesamte Verwaltung 
mit den neuen Haushaltsgrundsätzen befassen. Dies führte dazu, dass einige Schätzungen und an-
fängliche Zuordnungen überarbeitet werden mussten, mit der daraus resultierenden Notwendigkeit 
einige Haushaltsänderungsgesetze zu veröffentlichen. In Bezug auf die vielen Änderungen sind die 
ursprünglichen Haushalte 2016 und 2017 nicht vollständig miteinander vergleichbar. Es ist aber 
möglich einige allgemeine Überlegungen zu verfolgen.Stattdessen übersetzen mit Ciò ha portato 
inevitabilmente a rivedere alcune stime e allocazioni iniziali, avendo come conseguenza la necessità 
di varare diverse leggi di variazione al bilancio. 
Zu den positiven Faktoren zählen die Steuereinnahmen der Provinz, die in ständigem, wenn auch 
moderatem, Wachstum sind. Dies ist vor allem auf die gute Entwicklung der lokalen Wirtschaft und 
auch auf die verschiedenen Steuererleichterungen der letzten Jahre zurückzuführen. Darüber hin-
aus, dank des „Sicherungspakts“ bleibt das Land vor weiteren Manövern der öffentlichen Finanzen 
geschützt. 
Der Haushalt geht auch in dieser Legislatur den vorab eingeschlagenen Weg weiter: weniger Steu-
ern und weniger Bürokratie. Somit werden die bereits gewährten Steuerentlastungen, die einen posi-
tiven Effekt auf die Familien und lokalen Unternehmen hatten, beibehalten. 
Aufgrund dieser Faktoren ist eine genauere Planung der Haushalte und eine Verarbeitung gezielterer 
Ausgabenpolitik möglich. 
Der Haushalt wird kohärent zu den strategischen Zielen und der Politik, die im Wirtschafts- und Fi-
nanzdokument des Landes Südtirol (DEFP), welches im Juni genehmigt wurde, enthalten sind und 
zum Aktualisierungsbericht, der zeitgleich mit dem Gesetz zum Haushalt vorgelegt wurde, erarbeitet. 
Steuerliche Maßnahmen 
Die Steuerpolitik des Landes ist seit Jahren darauf ausgerichtet, die Belastung für Bürger und Unter-
nehmen möglichst gering zu halten, sowie zur Förderung und Entwicklung des Wirtschaftswachs-
tums mit folgenden Maßnahmen beizutragen: Die Beibehaltung der bereits in den vergangenen Jah-
ren eingeführten Steuererleichterungen sowie die Umsetzung weiterer Maßnahmen zur Senkung der 
lokalen Steuerbelastung, welche eine der niedrigsten auf nationaler Ebene bleibt.  
Zu den Erleichterungen, die auch für das Jahr 2017 vorgesehen sind, zählen jene im Bereich „Kraft-
fahrzeuge“. Die Senkung von 10% auf die ordentliche Kfz-Steuer, die Beibehaltung der staatlichen 
Grundtarifs der Umschreibungssteuer (3,51 Euro/KW) sowie der fixe Tarif (151,00 Euro) für die 
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mehrwertsteuerpflichtigen Akte und der Mindeststeuersatz (9%) bei der Steuer auf die Haftpflichtver-
sicherung bei motorbetriebenen Fahrzeugen, werden bestätigt. 
Mit dem neuen Stabilitätsgesetz des Landes werden die bereits geltenden Erleichterungen für um-
weltfreundliche Fahrzeuge auch auf alle Mieter von Leasingfahrzeugen, die in Südtirol ansässig sind, 
ausgeweitet. 
In Bezug auf die Irap für Privatunternehmen, findet der Steuersatz von 2,68% Anwendung. Dieser 
liegt deutlich unter dem, auf staatlicher Ebene gültigen, ordentlichen Steuersatz und führt zu einer 
Ersparnis für die lokale Wirtschaft von 86 Millionen Euro. 
Die neuen Maßnahmen zur Senkung des Steuerdrucks, welche Unternehmen und auch Familien 
betreffen, finden ihre gesetzliche Grundlage in den Stabilitätsgesetzen des Staates und des Landes 
aus dem Vorjahr.  
Mit dem Stabilitätsgesetz des Staates für das Jahr 2016 wurde die Senkung des ordentlichen IRES-
Steuersatzes von 27,5% auf 24% ab dem Jahr 2017 vorgesehen. Diese Maßnahme hat neben den 
positiven Auswirkungen für die Unternehmen und die Wirtschaftsentwicklung im Allgemeinen auch 
einen Rückgang des dem Land zustehenden IRES-Aufkommens um etwa 36 Millionen Euro zur 
Folge.  
Das Stabilitätsgesetz des Landes für das Jahr 2016 hatte Steuererleichterungen für die Familien 
vorgesehen, indem die „No Tax Area“ des Regionalzuschlags auf die IRPEF von 20.000 auf 28.000 
Euro erhöht wurde. Diese Maßnahme wird sich erst ab dem Jahr 2017 mit Mindereinnahmen von 
etwa 14 Millionen auswirken. 
Die vorgeschlagenen steuerpolitischen Maßnahmen belaufen sich für die Landesabgaben auf insge-
samt etwa 320 Millionen Euro. Zu diesem Betrag ist das verminderte Aufkommen der Staatssteuern 
durch die Senkung des IRES-Steuersatzes hinzuzurechnen. Diese Maßnahmen wirken sich positiv 
auf die Stärkung der Kaufkraft der Familien aus und bilden einen Anreiz für Investitionen seitens der 
Unternehmen.  

 

Wirkung der steuerlichen Maßnahmen auf das Steueraufkommen – 2017 
Effetto delle manovre fiscali sul gettito – 2017  

Steueraufkommen 
Gettito 

2017 
... mit Höchsttarif 

..a tariffa massima 

Änderung 
Variazione ABGABE 

Mio. Euro 

TRIBUTO 

Kfz-Steuer 90,0 98,0 8,0 Tassa auto 
Landesumschreibungssteuer 26,0 59,0 33,0 Imposta provinciale di trascrizione 
Kfz-Haftpflichtversicherungssteuer  14,0 24,0 10,0 Imposta sulle ass. RCA 

Deponiesteuer 0,5 0,5 - Tributo in discarica 
Universitätsabgabe  0,2 0,2 - Tassa universitaria 
Private IRAP 125,0 211,0 86,0 IRAP privata 

Öffentl. IRAP 147,0 147,0 - IRAP pubblica 
Regionaler IRPEF-Zuschlag  16,0 143,0 127,0 Addizionale regionale IRPEF 

INSGESAMT Landesabgaben 418,7 682,7 264,0 TOTALE Tributi propri 

     

GIS (Augleich Gemeinden)      56,0 IMI (ristoro Comuni) 

INSGESAMT    320,0 TOTALE 

 
VORANSCHLAG DER EINNAHMEN 
Der Voranschlag der Einnahmen für das Jahr 2017 beläuft sich auf 5,4 Milliarden Euro, wobei die 
Durchlaufposten 304 Millionen betragen. Im Vergleich zum Jahr 2016 sinkt das Haushaltsvolumen 
um 1,1% (+2,3% ohne Durchlaufposten). Die Schätzungen für die darauffolgenden Jahre zeigen eine 
Verringerung von 2,5% für 2018 und eine weitere um 0,4% für 2019 an. Ursache dafür ist das Weg-
fallen einiger bedeutender Einnahmen aus Steuerrückständen vergangener Jahre. 
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Folgende Daten sind ausgeschlossen: Mehrjähriger zweckgebundener Fonds, neu festgestellte Ein-
nahmen bei der Außerordentlichen Feststellung der Rückstände und Haushaltsänderungen die mit 
Verwaltungsakten im Jahr 2016 vorgenommen wurden.  
I dati non comprendono: il Fondo pluriennale vincolato, le reimputazioni in seguito al riaccertamento 
straordinario dei residui e le variazioni effettuate in via amministrativa effettuate nel 2016 
Die Einnahmen aus Steuern stellen die Haupteinnahmequelle dar und unterteilen sich in Landesa-
bgaben und Einnahmenabtretungen des Staates.  
Im Vergleich zum Voranschlag 2016 weisen sie eine gegensätzliche Entwicklung auf, die vornehm-
lich auf den starken Rückgang der Einnahmen aus Staatssteuern vergangener Jahre zurückzuführen 
ist. Dies hat zu einer Abnahme der vom Staat abgetretenen Steuern geführt. Die Landesabgaben 
hingegen verzeichnen einen Zuwachs, trotz des geringeren Steueraufkommens des IRPEF-Regio-
nalzuschlages wegen der Ausweitung der „No Tax Area“. Die Zunahme ist auf das erhöhte Steuer-
aufkommen bei der Kfz-Steuer und der IRAP für Privatunternehmen zurückzuführen. Die geschätzte 
Steigerung des Kfz-Steueraufkommens ergibt sich aus dem Anstieg der für die kommenden Jahre 
prognostizierten Zulassungen. Das IRAP-Steueraufkommen sollte hingegen nach dem Rückgang im 
Jahr 2016 aufgrund der Saldozahlungen für die Steuererklärungen 2015 wieder zunehmen. Es wird 
daran erinnert, dass das Stabilitätsgesetz für das Jahr 2015 die Absetzbarkeit der Arbeitskosten von 
der IRAP-Steuergrundlage eingeführt hatte.  
 

Voranschlag der Einnahmen* – 2017 
Previsione dell'entrata* – 2017 

2017 

% Ver. gegenü-
ber 2016 

Var. % rispetto al 
2016 

EINNAHMEN 

Mio. Euro 

ENTRATE 

Landesabgaben 418,6 +0,7% Tributi propri 

Vom Staat abgetretene Abgaben (Kompetenz) 3.652,5 +3,3% Tributi devoluti dallo Stato (competenza) 

Vom Staat abgetretene Abgaben (Rückstände) 229,3 -40,0% Tributi devoluti dallo Stato (arretrati) 

In veränderlichem Anteil abgetretene Abgaben 156,0 - Quota variabile 

Abgaben insgesamt 4.456,4 -0,7% Totale tributi 

Laufende Zuweisungen (delegierte Funktionen) 401,5 +0,2% Trasferimenti correnti (funzioni delegate) 

Außersteuerliche Einnahmen 176,7 +3,2% Entrate extratributarie 
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Investitionseinnahmen 52,0 +1,1% Entrate in conto capitale  

Abbau von Finanzanlagen 67,8 -32,8% Riduzione di attività finanziarie 

Verbindlichkeiten - - Accensione prestiti 

Einnahmen für Dritte und Durchlaufposten 304,0 - Entrate per conto terzi e partite di giro 

INSGESAMT 5.458,3 -1,1% TOTALE 

*Folgende Daten sind ausgeschlossen: Mehrjähriger zweckgebundener Fonds, neu festgestellte 
Einnahmen bei der Außerordentlichen Feststellung der Rückstände und Haushaltsänderungen die mit 
Verwaltungsakten im Jahr 2016 vorgenommen wurden.  
I dati non comprendono: il Fondo pluriennale vincolato, le reimputazioni in seguito al riaccertamento 
straordinario dei residui e le variazioni effettuate in via amministrativa effettuate nel 2016 
 
 
Die Landesabgaben werden sich im Jahr 2017 auf insgesamt 418,6 Millionen Euro (+0,7% im Ver-
gleich zum Vorjahr) belaufen, die vom Staat abgetretenen Abgaben auf 4.037,8. Millionen Euro (-
0,9%). Hinsichtlich der abgetretenen Abgaben muss darauf hingewiesen werden, dass der Rückgang 
im Vergleich zum Haushaltsvoranschlag 2016 ausschließlich auf den starken Rückgang der Einnah-
men aus Steuerrückständen vergangener Jahre (-141,7 Millionen Euro) zurückzuführen ist. Die Ab-
gaben, die das Kompetenzjahr betreffen, verzeichnen hingegen einen Zuwachs von 104,7 Millionen. 
Die Einnahmen aus Steuerrückständen vergangener Jahre werden auch in den nachfolgenden Jah-
ren stark zurückgehen. Diese Entwicklung ist auf die Harmonisierung der öffentlichen Haushalte mit 
der Verpflichtung der Verbuchung auf der Grundlage des Kassenprinzips zurückzuführen. Dies führt 
zu einer Steigerung der jährlichen Kassenflüsse mit Annäherung an die effektiv zustehenden Beträge 
und zur Abnahme der Saldozahlungen in den darauffolgenden Jahren.  
Aus dem gleichen Grund (Verbuchung auf der Grundlage des Kassenprinzips) befinden sich die Ab-
gaben, die das Kompetenzjahr betreffen, auch für die Jahre 2018 und 2019 im Aufwärtstrend, wenn-
gleich mit niedrigeren Steigerungsraten im Vergleich zum Jahr 2017. 
Die Zunahme von 116,2 Millionen im Haushaltsvoranschlag 2017 bei den Abgaben, die das Kompe-
tenzjahr betreffen, ist im Wesentlichen auf zwei Steuern zurückzuführen: die Mehrwertsteuer auf In-
landsoperationen und die IRPEF mit einem Zuwachs von 85 Millionen bzw. 55 Millionen Euro. Die 
Erhöhung der zustehenden Mehrwertsteuer basiert auf einer Steigerung des Aufkommens (in den 
letzten zwei Jahren +12,2%) durch die Einführung des „Split Payment“, sowie auf der Erhöhung des 
zustehenden Anteils an der Mehrwertsteuer (von 7/10 auf 8/10) aufgrunde des Sicherungspakts vom 
Oktober 2014. Die IRPEF soll aufgrund der neuen Buchhaltungsbestimmungen und der guten loka-
len Wirtschaftsentwicklung, mit einem sehr hohen Beschäftigungsgrad und mit steigenden Brutto-
entlohnungen, steigen. Rückgängig sind hingegen das IRES-Aufkommen wegen der Senkung des 
Steuersatzes und die Steueraufkommen der Stempelsteuer, der Mehrwertsteuer auf Importe und der 
Steuereinbehalte auf Zinsen und Kapitalerträge.  
Bei den weiteren Einnahmen werden die Beträge des Vorjahres für die delegierten Funktionen 
(Straßen, Schule) über 401,5 Millionen Euro, für die außersteuerlichen Einnahmen (176,7 Millionen 
Euro) und für die Investitionseinnahmen (52,0 Millionen Euro) im Großen und Ganzen bestätigt. 
Eine Abnahme (-33,1 Millionen) ist hingegen beim Abbau von Finanzanlagen zu verzeichnen. Der 
Rückgang ist auf verminderte Veranschlagungen bei der Rückgabe der Beträge aus den Rotations-
fonds zurückzuführen. 
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Wichtigste Steuereinnahmen - Voranschlag 2017 
Principali entrate tributarie - Previsione 2017 

Landesabgaben - Tributi propri
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ZWECKGEBUNDENER MEHRJAHRESFONDS 
Die Harmonisierung der Buchhaltung hat ein neues Instrument eingeführt, nämlich den „zweckge-
bundenen Mehrjahresfonds“, welcher wesentlich ist um die Anwendung des Prinzips der „perioden-
gerechten Finanzbuchhaltung“ zu garantieren. Es handelt sich um einen Finanzsaldo bestehend aus 
festgestellten Geldmitteln, die der Finanzierung von bereits zweckgebundenen passiven Verbindlich-
keiten dienen, die in den Haushaltsjahren nach jenem fällig sind, in dem die Einnahme festgestellt 
wird. 
Der Mehrjahresfonds wurde zum ersten Mal bei der außerordentlichen Neufeststellung der Rück-
stände eingeführt. Das Land Südtirol hat im Monat Juli 2016 folgende Operationen durchgeführt: 
die Bestimmung der abgeschlossenen und fälligen Verbindlichkeiten, die somit als aktive oder pas-
sive Rückstände am 1.1.2016 bestätigt wurden; 
die Löschung der aktiven und passiven Rückstände, denen keine abgeschlossene Verbindlichkeit zu 
Grunde lag;  
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in der Neuzuordnung jener Rückstände, welche aufgrund einer abgeschlossenen Verbindlichkeit auf-
recht erhalten werden, aber am 31.12.2015 noch nicht fällig waren. 
Die Auswirkungen dieser Transaktion im Haushaltvoranschlag 2017-2019 bemerkt man im Umfang, 
der aufgrund des Mehrjahresfonds, der die vorhergesehenen Kosten der zukünftigen Jahre deckt, 
und aufgrund der Neuzuordnung der Feststellungen/Zweckbindungen in den Jahren der Fälligkeit 
der Verbindlichkeit zunimmt. 
In Zahlen ausgedrückt, hat sich das Bilanzvolumen im Jahr 2017 um 633,8 Mio. erhöht, von denen 
sich 438,3 Mio. Euro aus dem zweckgebundenen Mehrjahresfonds der Einnahmen ableiten und 
195,6 Mio. aus den Neuzuweisungen der Feststellungen. Auf der Ausgabenseite sind 183,6 Millionen 
im Mehrjahresfonds und ein Betrag in Höhe von 88,1 Mio. stammt aus den neuzugeordneten Ver-
bindlichkeiten. Die Differenz zwischen den Gesamteinnahmen und Gesamtausgaben (178,3 Millio-
nen Euro) ergibt sich aus der größeren Neuzurechnung der laufenden Feststellungen im Vergleich 
zu den Neuzurechnungen der Verbindlichkeiten. Dieses Phänomen tritt nur im Jahr 2017 auf und 
stellt dem Haushalt Mittel zur Verfügung die man als „einmalig“ definieren kann.  
In den Jahren 2018 und 2019 beläuft sich die Erhöhung des Haushaltsvolumens auf 193,2 und 89,4 
Millionen Euro. Es wird präzisiert, dass der Betrag des zweckgebundenen Mehrjahresfonds im Laufe 
der Gebarung und insbesondere bei der ordentlichen erneuten Feststellung der Rückstände (in den 
ersten Monaten des Jahres) in all jenen Fällen steigen wird, in denen bereits passive Verbindlich-
keiten zweckgebunden wurden, die aber erst in zukünftigen Haushaltsjahren, in denen sie die De-
ckung gefunden haben, fällig werden. 
 

Zweckgebundener Mehrjahresfonds  
Fondo pluriennale vincolato 
 2017 2018 2019  

  Mio. Euro   

EINNAHMEN    ENTRATE 
Zweckgebundener Mehrjahresfonds 438,3 183,6 88,1 Fondo Pluriennale Vincolato 
davon laufende Posten - 1,4 2,3 di cui parte corrente 
davon Investitionsposten 438,3 182,2 85,8 di cui c/capitale 
     
Neu festgestellte Einnahmen 195,6 9,6 1,3 Entrate riaccertate 
davon laufende Posten 195,5 8,6 0,2 di cui parte corrente 
davon Investitionsposten 0,1 1,0 1,1 di cui c/capitale 
EINNAHMEN INSGSAMT 633,8 193,2 89,4 TOTALE ENTRATE 
     
     
AUSGABEN    SPESA 
Zweckgebundener Mehrjahresfonds 183,6 88,1 60,3 Fondo Pluriennale Vincolato 
davon laufende Posten 1,4 2,3 1,6 di cui parte corrente 
davon Investitionsposten 182,2 85,8 58,7 di cui c/capitale 
     
Neugebundene Ausgaben 271,9 105,0 29,1 Spese reimpegnate 
davon laufende Posten 15,7 7,7 0,9 di cui parte corrente 
davon Investitionsposten 256,2 97,3 28,2 di cui c/capitale 
AUSGABEN INSGSAMT 455,5 193,2 89,4 TOTALE SPESA 
     

SALDO (EINNAHMEN-AUSGABEN) 178,3 - - SALDO (ENTRATE-SPESA) 

 
VORANSCHLAG DER AUSGABEN 
Das Ausmaß der vorgesehenen Ausgaben für das Jahr 2017 gewährleistet ein Bilanzvolumen von 
5.400 Millionen Euro. Dieser Betrag beinhaltet neben den Kompetenzbereitstellungen, auch die Vo-
lumenänderungen, die bereits im Haushaltsjahr 2016 vorgenommen wurden, die passiven Neuzu-
ordnungen zum ersten Haushaltsjahr und den zweckgebundenen Mehrjahresfonds. 
Von diesem Betrag werden die nicht ausgebbaren Summen abgezogen, insbesondere die Durch-
laufposten, die sich auf 304 Millionen Euro belaufen und die Rückstellungen für den Fonds für die 
Beteiligung am Ausgleich der öffentlichen Finanzen. Für das Jahr 2017 sind Rückstellungen zu Las-
ten des Landes in der Höhe von 477 Millionen Euro vorgesehen. 
Dank der neuen Beitragsmodalitäten zum Ausgleich der öffentlichen Finanzen, vorgesehen vom „Si-
cherungspakt“, hat sich die Region Trentino Alto Adige / Südtirol im Namen des Landes einen Teil 
der Quote des genannten Beitrages angelastet.  
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Nach Durchführung dieser Maßnahmen ergibt sich ein verfügbarer Haushalt von 4.856 Millionen 
Euro. Im Vergleich zum Jahr 2016 ergibt sich daher ein leichter Rückgang von 0,8%. 
Vorsichtig betrachtet wird die mehrjährige Haushaltskomponente (Jahre 2018 und 2019) um respek-
tive 5,5% und 0,4% rückläufig geschätzt. 
Dank des neuen Ansatzes für die Bildung des Budgets wurde es ermöglicht, trotz einer leicht rück-
läufigen Haushaltsveranschlagung, die erbrachten Dienstleistungen nicht zu kürzen und die Unter-
stützung der Bereiche Familien und Sozialpolitik, Schutz der Gesundheit, Bildung und Mobilität bei-
zubehalten. 
Es wurden außerdem jene Bereiche finanziert, die bis zum Jahr 2015 mit dem Einheitlichen Regio-
nalfonds (FUR) unterstützt wurden und welche in Folge des Übergangs der Abtretung des Zehntels 
der Mehrwertsteuer an das Land ab dem Jahr 2016 starke Einschnitte verspürt haben. 

Voranschlag der Ausgaben nach Bereich (ohne Fonds und Ausgaben im Auftrag Dritter) - 2017
Previsione della spesa per missione (senza fondi accantonamenti e uscite per conto terzi) – 2017 

 
 
Eine detaillierte Analyse nach Aufgabenbereichen und Programmen erlaubt es, auf Grundlage der 
Beträge der Ausgaben, die den einzelnen Positionen zugeteilt wurden, die Strategien zu beschrei-
ben, welche bei der Erstellung des Haushaltes angewendet wurden. 
Insbesondere ist es möglich, drei Aktionsachsen auszumachen, welche vom Haushalt gefördert wer-
den: 
Familie und Schutz der Person: 
Aufrechterhaltung der Finanzierung des Bereichs Soziales (einschließlich der mit dem Nachtrags-
haushalt 2016 und des ehemaligen Einheitlichen Regionalfonds bereitgestellten Ressourcen) 
Zunahme der Finanzierungen für Maßnahmen zugunsten der Familien in Höhe von 3 Millionen Euro 
Die Aufrechterhaltung der No Tax Area für den Regionalzuschlag auf die Einkommenssteuer für na-
türliche Personen (bis zu 28.000 Euro) 
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Die Befreiung der Erstwohnung von der GIS (Rückerstattung an die Gemeinden für die entgangenen 
Einnahmen) 
Unternehmen: 
Beibehaltung der Bereitstellungen für die Wirtschaft (Beiträge, Rotationsfonds, usw.) 
Steuersenkungen, welche auf staatlicher Ebene zu den umfangreichsten zählen, wie IRAP und GIS-
Kategorie „D“ bleiben bestehen 
Übernahme aller vom staatlichen Stabilitätsgesetz vorgesehenen Steuerentlastungen auf lokaler 
Ebene (IRES) 
Wachstum und Investitionen: 
Fortsetzung des Programms betreffend öffentliche Bauten und des Wohnungsbaus 
Unterstützung des Bausparens und der steuerlichen Vorschüsse mittels Finanzierung durch die Süd-
tirol Finance 
Beginn des Programms 2014-2020-der europäischen Strukturfonds. 

 

Voranschlag der Ausgaben nach Aufgabenbereich
Previsione della spesa per missione

AUFGABENBEREICH 2017 MISSIONE

Mio. Euro

Institutionelle Allgemein- und Verw altungsdienste 592,6 Servizi istituzionali,  generali e di gestione 

Ausbildung und Recht auf Bildung 989,3 Istruzione e diritto allo studio

Schutz und Aufw ertung kultureller Güter und Tätigkeiten 59,2 Tutela e valorizzazione dei beni e delle attività culturali

Maßnahmen für die Jugend, Sport und Freizeit 24,7 Politiche giovanili, sport e tempo libero

Tourismus 37,3 Turismo

Raumordnung und Wohnungsbau 140,1 Assetto del territorio ed edilizia abitativa

Nachhaltige Entw icklung mit Gebiets- und Umw eltschutz 80,3 Sviluppo sostenibile e tutela del territorio e dell'ambiente

Verkehr und Mobilitätsförderung 306,1 Trasporti e diritto alla mobilità

Freiw illiger Rettungsdienst 34,2 Soccorso civile

Soziale Rechte, Sozial- und Familienpolitik 539,8 Diritti sociali, politiche sociali e famiglia

Gesundheitsschutz 1261,2 Tutela della salute

Wirtschaftliche Entw icklung und Wettbew erbsfähigkeit 175,8 Sviluppo economico e competitività

Arbeits- und Berufsausbildungspolitik 25,6 Politiche per il lavoro e la formazione professionale

Landw irtschaft, Ernährungsw esen und Fischerei 82,7 Agricoltura, politiche agroalimentari e pesca

Energie und Diversifikation der Energiequellen 20,7 Energia e diversif icazione delle fonti energetiche

Beziehungen zu den anderen Gebiets- und Lokalkörperschaften 842,7 Relazioni con le altre autonomie territoriali e locali

Internationale Beziehungen 3,6 Relazioni internazionali

Fonds und Rückstellungen 107,3 Fondi e accantonamenti

Staatsverschuldung 8,8 Debito pubblico

Dienste im Auftrag Dritter 304 Servizi per conto terzi

INSGESAMT 5.636,00 TOTALE  

Abschließend betrachtet bin ich der Ansicht, dass der Haushaltsvoranschlag 2017-2019, trotz der 
Beeinflussung durch die neuen Vorschriften zur Harmonisierung unseres Buchhaltungssystems, auf 
einer soliden finanziellen Grundlage fußt, die dazu beitragen wird, den Wohlstand und das Wachs-
tum zu fördern. 

---------- 
Relazione al bilancio 2017-2019 
Signore e Signori Consiglieri, 
Il bilancio 2017-2019 è il secondo bilancio triennale autorizzatorio della Provincia. Nel corso del 
primo anno del cd. “bilancio armonizzato” l’intera amministrazione ha dovuto confrontarsi con i nuovi 
principi di bilancio. Ciò ha portato inevitabilmente a rivedere alcune stime e allocazioni iniziali, 
avendo come conseguenza la necessità di varare diverse leggi di variazione al bilancio. 
In relazione alle numerose modifiche intercorse i bilanci iniziali 2016 e 2017 non risultano ancora 
perfettamente confrontabili. É tuttavia possibile tracciare alcune considerazioni generali.  
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Tra i fattori positivi si può segnalare come le entrate tributarie della Provincia siano in costante, sep-
pur moderato, aumento. Ciò è dovuto essenzialmente al buon andamento dell’economia locale, an-
che al netto dei diversi sgravi fiscali stabiliti negli ultimi anni. 
Inoltre, grazie al “Patto di Garanzia”, la Provincia si pone al riparo da ulteriori manovre di finanza 
pubblica.  
Viene mantenuto uno degli obiettivi di questa legislatura: meno tasse e meno burocrazia. Vengono 
quindi confermati gli sgravi fiscali già approvati, i quali hanno già avuto riflessi positivi per famiglie ed 
imprese locali.  
Grazie a questi fattori è possibile una programmazione più accurata dei bilanci ed un’elaborazione di 
politiche di spesa più mirate. 
Il bilancio è elaborato in coerenza con le linee strategiche e le politiche contenute nel Documento di 
economia e finanza provinciale (DEFP) approvato a giugno e la relativa Nota di Aggiornamento pre-
sentata contestualmente al disegno di legge di bilancio. 
MANOVRE FISCALI 
La politica fiscale della provincia da anni è improntata al perseguimento del minor impatto per i citta-
dini e per le imprese locali, nonché al sostenimento e allo sviluppo della crescita economica attra-
verso i seguenti strumenti: il mantenimento delle agevolazioni fiscali già introdotte negli anni passati 
e l’implementazione di ulteriori interventi finalizzati alla riduzione della pressione fiscale locale la 
quale rimane ai livelli più bassi nel contesto italiano.  
Tra le agevolazioni previste anche per l’anno 2017 vi sono quelle relative al settore “auto”. Viene 
confermata la riduzione del 10% della tariffa ordinaria sulla tassa automobilistica e vengono mante-
nute la tariffa statale di base sull’imposta provinciale di trascrizione (3,51 euro/Kw), la tariffa fissa 
(151,00 euro) per gli atti soggetti ad IVA e l’aliquota minima (9%) sull’imposta sulle assicurazioni 
contro la responsabilità civile derivante dalla circolazione dei veicoli a motore.  
Con la nuova legge di stabilità della Provincia l’agevolazione, già in vigore per i veicoli ecologici, 
viene estesa anche a tutti i locatari di veicoli in leasing residenti in provincia. 
Per quanto riguarda l’Irap privata, viene applicata l’aliquota del 2,68%, inferiore all’aliquota ordinaria 
prevista a livello nazionale, con un risparmio per l’economia locale di 86 milioni di euro.  
Le nuove misure di riduzione della pressione fiscale che interessano sia la leva imprese, sia quella 
delle famiglie, trovano il loro fondamento nella legge di stabilita dello Stato ed in quella provinciale 
dell’anno precedente.  
Con la legge di stabilità dello Stato 2016 era stata disposta la riduzione dell’aliquota ordinaria IRES 
dal 27,5% al 24% a partire dall’anno 2017. Tale norma, oltre ad avere effetti positivi per le imprese e 
lo sviluppo economico in generale, comporta una riduzione del gettito IRES spettante alla Provincia, 
stimabile attorno ai 36 milioni di euro. 
La legge di stabilità 2016 della Provincia aveva previsto agevolazioni per le famiglie, aumentando la 
no tax area sull’addizionale regionale IRPEF da 20.000 a 28.000 euro. Tale disposizione produrrà i 
suoi effetti (ca. 14 milioni di minori entrate) a partire dal 2017.  
Le misure proposte fanno salire l’impatto totale della leva fiscale per i tributi provinciali a ca. 320 mili-
oni di euro. A tale importo va aggiunto il minor gettito da tributi erariali che deriva dalla riduzione 
dell’aliquota IRES. Queste misure avranno un effetto positivo sulla propensione alla spesa delle fa-
miglie e fungeranno da incentivo agli investimenti da parte delle imprese.  
 

Wirkung der steuerlichen Maßnahmen auf das Steueraufkommen – 2017 
Effetto delle manovre fiscali sul gettito – 2017  

Steueraufkommen 
Gettito 

2017 
... mit Höchsttarif 

..a tariffa massima 

Änderung 
Variazione ABGABE 

Mio. Euro 

TRIBUTO 

Kfz-Steuer 90,0 98,0 8,0 Tassa auto 

Landesumschreibungssteuer 26,0 59,0 33,0 Imposta provinciale di trascrizione 
Kfz-Haftpflichtversicherungssteuer  14,0 24,0 10,0 Imposta sulle ass. RCA 
Deponiesteuer 0,5 0,5 - Tributo in discarica 

Universitätsabgabe  0,2 0,2 - Tassa universitaria 
Private IRAP 125,0 211,0 86,0 IRAP privata 
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Öffentl. IRAP 147,0 147,0 - IRAP pubblica 
Regionaler IRPEF-Zuschlag  16,0 143,0 127,0 Addizionale regionale IRPEF 

INSGESAMT Landesabgaben 418,7 682,7 264,0 TOTALE Tributi propri 

     

GIS (Augleich Gemeinden)      56,0 IMI (ristoro Comuni) 

INSGESAMT    320,0 TOTALE 

 
PREVISIONE DELL’ENTRATA 
Lo stato di previsione dell’entrata per il 2017 ammonta a 5,4 miliardi di euro, di cui 304 milioni deri-
vanti da partite di giro. Rispetto al 2016 il volume del bilancio cala dell’1,1%. Le stime per gli anni 
successivi indicano valori in diminuzione del 2,5% nel 2018 ed ulteriormente dello 0,4% nel 2019, a 
causa del venir meno di alcune significative entrate da tributi arretrati. 
 

Voranschlag der Einnahmen* – 2017-2019 
Previsione dell'entrata* – 2017-2019 
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*Folgende Daten sind ausgeschlossen: Mehrjähriger zweckgebundener Fonds, neu festgestellte Ein-
nahmen bei der Außerordentlichen Feststellung der Rückstände und Haushaltsänderungen die mit 
Verwaltungsakten im Jahr 2016 vorgenommen wurden.  
I dati non comprendono: il Fondo pluriennale vincolato, le reimputazioni in seguito al riaccertamento 
straordinario dei residui e le variazioni effettuate in via amministrativa effettuate nel 2016 
 
Le entrate tributarie rappresentano la fonte principale di introito e si distinguono in tributi propri e tri-
buti devoluti dallo Stato. Rispetto alla previsione 2016 presentano andamenti contrapposti, imputabili 
principalmente alla forte diminuzione delle entrate da tributi arretrati, che ha portato ad una riduzione 
dei tributi devoluti dallo Stato. Nonostante la riduzione del gettito previsto per l’addizionale regionale 
all’IRPEF dovuta all’ampliamento della no tax area, risultano invece in crescita i tributi propri, grazie 
agli aumenti previsti per la tassa automobilistica nonché per l’IRAP privata. L’aumento stimato degli 
introiti della tassa automobilistica deriva dalla crescita di immatricolazioni prevista per i prossimi anni, 
mentre il gettito IRAP dovrebbe aumentare dopo la riduzione verificatasi nel 2016 dovuta al recupero 
dei saldi in sede di dichiarazione dei redditi 2015. Si ricorda infatti che la legge di stabilità 2015 
aveva introdotto la deducibilità del costo del lavoro dall’imponibile IRAP.  
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der Einnahmen* – 2017-2019
2017-2019Voranschlag der Einnahmen* – 2017 
Previsione dell'entrata* – 2017 

2017 

% Ver. gegenü-
ber 2016 

Var. % rispetto al 
2016 

EINNAHMEN 

Mio. Euro 

ENTRATE 

Landesabgaben 418,6 +0,7% Tributi propri 

Vom Staat abgetretene Abgaben (Kompetenz) 3.652,5 +3,3% Tributi devoluti dallo Stato (competenza) 

Vom Staat abgetretene Abgaben (Rückstände) 229,3 -40,0% Tributi devoluti dallo Stato (arretrati) 

In veränderlichem Anteil abgetretene Abgaben 156,0 - Quota variabile 

Abgaben insgesamt 4.456,4 -0,7% Totale tributi 

Laufende Zuweisungen (delegierte Funktionen) 401,5 +0,2% Trasferimenti correnti (funzioni delegate) 

Außersteuerliche Einnahmen 176,7 +3,2% Entrate extratributarie 

Investitionseinnahmen 52,0 +1,1% Entrate in conto capitale  

Abbau von Finanzanlagen 67,8 -32,8% Riduzione di attività finanziarie 

Verbindlichkeiten - - Accensione prestiti 

Einnahmen für Dritte und Durchlaufposten 304,0 - Entrate per conto terzi e partite di giro 

INSGESAMT 5.458,3 -1,1% TOTALE 

*Folgende Daten sind ausgeschlossen: Mehrjähriger zweckgebundener Fonds, neu festgestellte 
Einnahmen bei der Außerordentlichen Feststellung der Rückstände und Haushaltsänderungen die mit 
Verwaltungsakten im Jahr 2016 vorgenommen wurden.  
I dati non comprendono: il Fondo pluriennale vincolato, le reimputazioni in seguito al riaccertamento 
straordinario dei residui e le variazioni effettuate in via amministrativa effettuate nel 2016 
 
Complessivamente, i tributi propri ammonteranno nel 2017 a 418,6 milioni di euro (+0,7% rispetto 
all’anno precedente), i tributi devoluti dallo Stato a 4.037,8 milioni di euro (-0,9%). Per quanto ri-
guarda i tributi devoluti va specificato che la diminuzione è esclusivamente imputabile alla riduzione 
delle entrate da tributi arretrati (-152,7 milioni di euro) a fronte di un aumento dei tributi di compe-
tenza (+116,2 milioni di euro). Il dato dei tributi arretrati è previsto in forte calo anche negli anni a ve-
nire. Tale andamento è dovuto all’armonizzazione dei bilanci pubblici, con l’obbligo di accertamento 
dei tributi sulla base del criterio di cassa. Ciò porta ad un incremento dei flussi annuali di cassa, alli-
neandola sostanzialmente all’effettiva spettanza e riducendo l’entità di eventuali saldi negli anni suc-
cessivi. 
Per lo stesso motivo (accertamento di cassa) il trend di crescita dei tributi devoluti di competenza è 
previsto in aumento anche negli anni 2018 e 2019, benché con tassi leggermente inferiori rispetto al 
2017.  
L’incremento di 116,2 milioni previsto nel bilancio di previsione 2017 per i tributi erariali di compe-
tenza è dovuto sostanzialmente a due tributi, l’IVA derivante dagli scambi interni e l’IRPEF, con un 
aumento rispettivamente di 85 milioni e di 55 milioni di euro. La maggiore spettanza IVA deriva 
dall’andamento del gettito (negli ultimi due anni +12,2%) per l’introduzione dello split payment non-
ché dall’aumento della quota di compartecipazione dell’IVA (da 7/10 a 8/10) definito con il Patto di 
Garanzia nell’ottobre del 2014. L’IRPEF è prevista in crescita, oltre che per i motivi legati 
all’applicazione dei nuovi principi contabili, anche grazie al buon andamento dell’economia locale con 
un tasso di occupazione molto alto e con retribuzioni lorde previste in aumento. In calo invece il get-
tito IRES a causa della riduzione dell’aliquota e dei gettiti relativi all’imposta di bollo, all’IVA 
all’importazione ed alle ritenute sugli interessi e redditi da capitale. 
Fra le altre entrate si riconfermano a grandi linee gli importi dell’anno precedente per le funzioni 
delegate (strade, scuola), pari a 401,5 milioni di euro, per le entrate extratributarie (176,7 milioni di 
euro) e per le entrate in conto capitale (52,0 milioni di euro). Sono previste in diminuzione (-33,1 
milioni) invece le entrate dovute alla riduzione di attività finanziarie. Il calo di quest’ultima tipologia di 
entrata va imputata ai minori stanziamenti per i rientri di capitale dai fondi di rotazione. 
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Wichtigste Steuereinnahmen - Voranschlag 2017 
Principali entrate tributarie - Previsione 2017 

Landesabgaben - Tributi propri
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FONDO PLURIENNALE VINCOLATO 
La contabilità armonizzata ha introdotto uno strumento nuovo, il “fondo pluriennale vincolato”, essen-
ziale per garantire l'applicazione del principio della “competenza finanziaria potenziata”. Si tratta di 
un saldo finanziario, costituito da risorse già accertate destinate al finanziamento di obbligazioni pas-
sive già impegnate, ma esigibili in esercizi successivi a quello in cui è accertata l'entrata. 
La costituzione del fondo pluriennale ha avuto luogo, per la prima volta, in sede di riaccertamento 
straordinario dei residui. La Provincia di Bolzano nel mese di luglio 2016 ha provveduto ad effettuare 
tale operazione, consistente:  
nella determinazione delle obbligazioni perfezionate e scadute, da confermare quindi come residui 
attivi o passivi all’1/1/2016; 
nella cancellazione dei residui attivi e passivi per le obbligazioni non perfezionate; 
nella reimputazione agli anni di scadenza delle obbligazioni perfezionate ma non scadute al 
31/12/2015. 
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Gli effetti di tale operazione sul bilancio di previsione 2017-2019, si notano in termini di volume che 
aumenta, sia a causa della formazione del fondo pluriennale che copre le spese previste negli anni 
futuri, sia per le reimputazioni degli accertamenti/impegni agli anni di scadenza delle obbligazioni. 
In termini numerici, nel 2017, il volume di bilancio è incrementato di 633,8 milioni, di cui 438,3 milioni 
di euro derivanti dal fondo pluriennale vincolato in entrata e 195,6 milioni di reimputazioni degli ac-
certamenti. Sul fronte della spesa, si ha un consumo di 183,6 milioni del fondo pluriennale ed un 
ammontare di 88,1 milioni di impegni reimputati. La differenza che emerge fra le entrate totali e le 
spese totali (178,3 milioni di euro) va imputata alle maggiori reimputazioni di accertamenti di parte 
corrente rispetto alle reimputazioni di impegni. Questo fenomeno si manifesta soltanto nel 2017 e 
mette a disposizione del bilancio risorse che si possono definire “una tantum”. 
Negli anni 2018 e 2019 l’incremento del volume di bilancio ammonta rispettivamente a 193,2 e 89,4 
milioni di euro. Va precisato che nel corso della gestione, ed in particolare in sede di riaccertamento 
ordinario dei residui (nei primi mesi dell’anno), l’ammontare del fondo pluriennale vincolato è desti-
nato a crescere, in tutti quei casi in cui emergeranno obbligazioni passive già impegnate, ma esigibili 
in esercizi successivi a quello in cui hanno trovato copertura.  
 

Zweckgebundener Mehrjahresfonds  
Fondo pluriennale vincolato 
 2017 2018 2019  

  Mio. Euro   

EINNAHMEN    ENTRATE 
Zweckgebundener Mehrjahresfonds 438,3 183,6 88,1 Fondo Pluriennale Vincolato 
davon laufende Posten - 1,4 2,3 di cui parte corrente 
davon Investitionsposten 438,3 182,2 85,8 di cui c/capitale 
     
Neu festgestellte Einnahmen 195,6 9,6 1,3 Entrate riaccertate 
davon laufende Posten 195,5 8,6 0,2 di cui parte corrente 
davon Investitionsposten 0,1 1,0 1,1 di cui c/capitale 
EINNAHMEN INSGSAMT 633,8 193,2 89,4 TOTALE ENTRATE 
     
     
AUSGABEN    SPESA 
Zweckgebundener Mehrjahresfonds 183,6 88,1 60,3 Fondo Pluriennale Vincolato 
davon laufende Posten 1,4 2,3 1,6 di cui parte corrente 
davon Investitionsposten 182,2 85,8 58,7 di cui c/capitale 
     
Neugebundene Ausgaben 271,9 105,0 29,1 Spese reimpegnate 
davon laufende Posten 15,7 7,7 0,9 di cui parte corrente 
davon Investitionsposten 256,2 97,3 28,2 di cui c/capitale 
AUSGABEN INSGSAMT 455,5 193,2 89,4 TOTALE SPESA 
     

SALDO (EINNAHMEN-AUSGABEN) 178,3 - - SALDO (ENTRATE-SPESA) 

 
PREVISIONE DELLA SPESA 
L’ammontare delle spese previste assicura per l’anno 2017 un volume di bilancio pari a 5.400 milioni 
di euro. Tale importo comprende oltre agli stanziamenti di competenza, le variazioni di volume già 
apportate nell’esercizio 2016, le reimputazioni passive riferite al primo esercizio ed il fondo plurien-
nale vincolato. 
A tale importo vanno sottratte le somme che non sono spendibili, in particolare le partite di giro, pari 
a 304 milioni di euro, e gli accantonamenti al fondo per il riequilibrio della finanza pubblica. Per il 
2017 sono previsti accantonamenti a carico della Provincia per 477 milioni di euro. 
Grazie alle nuove modalità di assolvimento del contributo al riequilibrio della finanza pubblica pre-
viste dal “Patto di Garanzia”, la Regione Trentino Alto Adige / Südtirol si è potuta far carico per conto 
della nostra Provincia di una quota parte di detto contributo.  
In seguito a questa operazione il bilancio spendibile risulta pari a 4.856 milioni di euro. Rispetto al 
2016 si stima una leggera flessione pari allo 0,8%. 
In un’ottica prudenziale la componente pluriennale del bilancio (anni 2018 e 2019) viene stimata in 
diminuzione rispettivamente dello 5,5% e del 0,4%. 
Seppur in lieve calo, lo stanziamento della parte spendibile del bilancio, grazie al nuovo approccio 
utilizzato per la formazione dei budget, ha consentito di non tagliare i servizi erogati e di mantenere il 
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sostegno per i settori della famiglia e delle politiche sociali, della tutela della salute, del knowlegde e 
della mobilità. 
Sono inoltre stati sostenuti quei settori finanziati fino al 2015 con il fondo unico regionale (FUR) che, 
a seguito del passaggio della devoluzione del decimo IVA alla Provincia, hanno subito pesanti tagli 
già a decorrere dall’esercizio 2016. 
 

Voranschlag der Ausgaben nach Bereich (ohne Fonds und Ausgaben im Auftrag Dritter) - 2017
Previsione della spesa per missione (senza fondi accantonamenti e uscite per conto terzi) – 2017 

 
 

L’analisi dettagliata suddivisa per missioni e programmi permette di descrivere, sulla base degli im-
porti di spesa attribuiti alle singole voci, le strategie messe in atto nella programmazione del bilancio.  
In particolare è possibile isolare tre assi di intervento tutelate dal bilancio: 
Famiglia e tutela della persona:  
mantenimento del finanziamento del settore sociale (comprensivo di quanto stanziato con assesta-
mento 2016 e dell’ex fondo unico regionale) 
Incremento moderato pari a 3 milioni di euro del finanziamento per gli interventi a favore delle fami-
glie 
Mantenimento della no tax area per l’addizionale Regionale IRPEF (fino a 28.000 euro) 
Mantenimento dell’esenzione dell’abitazione principale dall’IMI (rimborso per le minori entrate dei 
Comuni) 
Imprese: 
Mantenuti gli stanziamenti per l’economia (contributi, fondo di rotazione, ecc.)  
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Confermate le riduzioni di imposta, fra le più consistenti a livello nazionale, già in essere per IRAP ed 
IMI categoria “D” 
Ripresa, anche a livello locale, di tutti gli sgravi previsti dalla legge di stabilità statale (IRES) 
Crescita e investimenti: 
Prosecuzione del piano relativo opere pubbliche e dell’edilizia abitativa 
Sostegno, tramite finanziamenti della Alto Adige Finance, del programma risparmio casa e anticipi fi-
scali 
Avvio della programmazione 2014-2020 relativa ai fondi strutturali europei. 
 
Voranschlag der Ausgaben nach Aufgabenbereich
Previsione della spesa per missione

AUFGABENBEREICH 2017 MISSIONE

Mio. Euro

Institutionelle Allgemein- und Verw altungsdienste 592,6 Servizi istituzionali,  generali e di gestione 

Ausbildung und Recht auf Bildung 989,3 Istruzione e diritto allo studio

Schutz und Aufw ertung kultureller Güter und Tätigkeiten 59,2 Tutela e valorizzazione dei beni e delle attività culturali

Maßnahmen für die Jugend, Sport und Freizeit 24,7 Politiche giovanili, sport e tempo libero

Tourismus 37,3 Turismo

Raumordnung und Wohnungsbau 140,1 Assetto del territorio ed edilizia abitativa

Nachhaltige Entw icklung mit Gebiets- und Umw eltschutz 80,3 Sviluppo sostenibile e tutela del territorio e dell'ambiente

Verkehr und Mobilitätsförderung 306,1 Trasporti e diritto alla mobilità

Freiw illiger Rettungsdienst 34,2 Soccorso civile

Soziale Rechte, Sozial- und Familienpolitik 539,8 Diritti sociali, politiche sociali e famiglia

Gesundheitsschutz 1261,2 Tutela della salute

Wirtschaftliche Entw icklung und Wettbew erbsfähigkeit 175,8 Sviluppo economico e competitività

Arbeits- und Berufsausbildungspolitik 25,6 Politiche per il lavoro e la formazione professionale

Landw irtschaft, Ernährungsw esen und Fischerei 82,7 Agricoltura, politiche agroalimentari e pesca

Energie und Diversifikation der Energiequellen 20,7 Energia e diversif icazione delle fonti energetiche

Beziehungen zu den anderen Gebiets- und Lokalkörperschaften 842,7 Relazioni con le altre autonomie territoriali e locali

Internationale Beziehungen 3,6 Relazioni internazionali

Fonds und Rückstellungen 107,3 Fondi e accantonamenti

Staatsverschuldung 8,8 Debito pubblico

Dienste im Auftrag Dritter 304 Servizi per conto terzi

INSGESAMT 5.636,00 TOTALE  

Ritengo, in conclusione, che la proposta di bilancio 2017-2019, pur condizionata dalle contingenze 
legate ai mutamenti derivanti dall’armonizzazione del nostro sistema contabile, sia stata redatta pre-
vedendo una solida pianificazione finanziaria tesa a sostenere il welfare e la crescita della nostra 
comunità. 
 
 
Disegno di legge provinciale n. 107/16 – Landesgesetzentwurf Nr. 107/16 
 
Sehr geehrte Landtagsabgeordnete, 
mit diesem Landesgesetzentwurf werden Bestimmungen in Zusammenhang mit dem Stabilitätsge-
setz 2017 vorgeschlagen. 
Im Bericht werden die einzelnen Änderungen erläutert. 
Artikel 1: 
Mit diesem Artikel werden Änderungen zum Landesgesetz vom 17. Dezember 1998, Nr. 13 (Wohn-
bauförderungsgesetz), vorgeschlagen. 
Absatz 1: 
Mit dieser Änderung wird vorgesehen, dass Finanzierungen auch zur Beseitigung und Entsorgung 
von Asbest im Fall von Liegenschaften für Wohnzwecke gewährt werden können.  
Absatz 2: 
Im Artikel 4 des Landesgesetzes vom 17. Dezember 1998, Nr. 13, wird der Satz gestrichen, nach 
dem im Fall von Emigrantinnen und Emigranten anstelle des im Ausland bezogenen lohnabhängigen 
Einkommens der geltende Landeskollektivvertrag angewandt wird. Diese Bestimmung steht in Wi-
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derspruch zu den EEVE-Kriterien und zum Landesgesetz Nr. 17/1993, das die Anwendung der 
EEVE auf alle Zuwendungen des Landes vorsieht. 
Absatz 3: 
Artikel 30 des Landesgesetzes vom 17. Dezember 1998, Nr. 13, musste der Absatz 1/ter hinzugefügt 
werden, um klarzustellen, dass auch dann eine Notsituation besteht, wenn Asbest in Gebäuden für 
Wohnzwecke vorhanden ist, und dass die Landesregierung die entsprechenden Kriterien und Moda-
litäten für die Gewährung des vorgesehenen Schenkungsbeitrags erlassen muss. 
Absatz 4: 
Im Artikel 30 des Landesgesetzes vom 17. Dezember 1998, Nr. 13, muss die Möglichkeit vorgese-
hen werden, Wohnbauförderungen zu gewähren, für welche die Landesregierung die Kriterien und 
Modalitäten erlässt.  
Absatz 5: 
Das regionale Verwaltungsgericht beanstandet im Urteil Nr. 64/2014, dass im bestehenden Artikel 88 
nicht spezifiziert ist, zu welchem Zeitpunkt die Überprüfung der Voraussetzungen erfolgen soll. Bei 
Zuweisung eines geförderten Baugrundes müssen die Voraussetzungen bei der Zuweisung des Ei-
gentums gegeben sein. Analog dazu sollen auch in diesem Fall die Voraussetzungen zum Zeitpunkt 
des Kaufes bestehen. 
Absatz 6: 
Bei der Mittelstandsförderung gilt derzeit die Regelung, dass die Begünstigten die Voraussetzungen 
bei Vorlage des Gesuchs erfüllen müssen. Wegen der längeren Zeit, die bisweilen vom Zeitpunkt 
des Erwerbs des Grundes für die Errichtung der Wohnungen und der Vorlage des Gesuchs vonsei-
ten der gemeinnützigen Gesellschaften und Körperschaften vergeht, kann es vorkommen, dass die 
Voraussetzungen bei der Vorlage des Gesuchs nicht mehr bestehen. Für die begünstigten Familien 
ist es zielführender, wenn die Voraussetzungen zum Zeitpunkt des Erwerbs des Grundes bestehen 
müssen. 
Diese Ausdehnung der Bestimmung, nach der im Fall bereits erworbener Flächen die Voraussetzun-
gen zum Zeitpunkt des Erwerbs des Grundes bestehen müssen, bedeutet in erster Linie für die Be-
günstigten mehr Rechtssicherheit. 
Absatz 7: 
Die Ergänzung zu Artikel 97 des Landesgesetzes Nr. 13/1998 sieht vor, dass die Landesregierung 
bei besonderen und begründeten Erfordernissen den FWL (Faktor wirtschaftliche Leistungsfähigkeit) 
ändern kann, um gegebenenfalls die Einkommensgrenze für den Zugang zu den Wohnungen des 
sozialen Wohnbaus zu erhöhen oder herabzusetzen. 
Im Zuge einer ersten Anwendung des EEVE- Systems auf den Bereich der Anträge auf Zuweisung 
einer Sozialwohnung kann es vorkommen, dass eine Anpassung notwendig ist. 
Absatz 8: 
Die Figur der Vertrauensperson ist für das Wohnbauinstitut wichtig, um die Beziehungen zu den 
Mieterinnen und Mietern zu verbessern und die Liegenschaften besser pflegen und schützen zu 
können. Zurzeit werden die Vertrauenspersonen auf der Grundlage eines Beschlusses des Verwal-
tungsrats des Wohnbauinstituts beauftragt. Die Kosten für diese Änderung gehen zu Lasten des 
Haushaltes des Wohnbauinstitutes. 
Da eine entsprechende Landesregelung fehlt und es den öffentlichen Verwaltungen ab 1. Jänner 
2017 nach dem so genannten Jobs Act untersagt ist, Verträge zur geregelten und fortwährenden Zu-
sammenarbeit abzuschließen (Artikel 2 Absatz 4 des gesetzesvertretenden Dekrets vom 15. Juni 
2015, Nr. 81), dürfen ab diesem Datum mit den Vertrauenspersonen keine Verträge zur Zusammen-
arbeit abgeschlossen werden.  
Absatz 9: 
Hierbei handelt es sich um eine Bestimmung rein finanzieller Art zur Deckung der Mehrausgaben, 
die in den kommenden Jahren wegen der Einführung der neuen Wohnbauförderungen zur Beseiti-
gung und Entsorgung von Asbest zu tragen sind.  
Artikel 2: 
Mit diesem Artikel werden Änderungen zum Landesgesetz vom 11. August 1997, Nr. 13 
(Landesraumordnungsgesetz) vorgeschlagen. 
Absatz 1: 
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Infolge des Inkrafttretens des gesetzesvertretenden Dekrets vom 7. Juli 2016, Nr. 146 „Durchfüh-
rungsbestimmungen zum Sonderstatut der Region Trentino-Südtirol in Sachen Raumplanung im Be-
reich Handel betreffend Änderungen und Ergänzungen zum Dekret des Präsidenten der Republik 
vom 22. März 1974, Nr. 381 auf dem Sachgebiet Raumordnung und öffentliche Arbeiten“ muss Arti-
kel 44 des gegenständlichen Gesetzes im Bereich der Ordnung des Einzelhandels in den Gewerbe-
gebieten ersetzt werden. Auf der Grundlage dieser Regelung kann das Land Südtirol ohne Diskrimi-
nierungen unter den Handelsunternehmen, unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit, Zonen mit Handelsverbot und Handelseinschränkungen in Gewerbegebieten vorsehen und so-
mit den Schutz der Gesundheit und der Arbeitnehmenden, der Umwelt einschließlich des städtischen 
Bereichs, der Kulturgüter, der Raumordnung, der Lebensqualität und Vitalität der historischen Orts-
kerne und Wohngebiete, der territorialen Ressourcen angesichts der gebirgigen Beschaffenheit des 
Landesgebiets sowie den Schutz und die Optimierung des traditionellen Handelsgefüges gewähr-
leisten.  
Absätze 1, 2 und 3 des neuen Artikels 44 des Landesgesetzes vom 11. August 1997, Nr. 13, definie-
ren, für welche Tätigkeiten die Gewerbegebiete bestimmt sind und regeln deren Ansiedlung.  
Absatz 4 des neuen Artikels 44 des Landesgesetzes vom 11. August 1997, Nr. 13, legt fest, dass der 
Einzelhandel in den Gewerbegebieten nur für die so genannten sperrigen Waren zulässig ist. Wei-
ters regelt er jene Einzelhandelstätigkeiten, bei denen keine so genannten sperrigen Waren verkauft 
werden, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes jedoch rechtmäßig bestehen, und 
sieht entsprechende Einschränkungen vor. 
Absatz 5 des neuen Artikels 44 des Landesgesetzes vom 11. August 1997, Nr. 13, legt fest, dass in 
den Gewerbegebieten der Einzelhandel seitens landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften in 
den eigenen Räumlichkeiten bzw. in den Räumlichkeiten der von diesen kontrollierten Gesellschaf-
ten erlaubt ist, und zwar ausschließlich für jene von der Landesregierung festgelegten landwirtschaft-
lichen Produkte. 
Absatz 2: 
Bei dieser Änderung handelt es sich um die Richtigstellung eines materiellen Fehlers im italienischen 
Wortlaut bzw. um die Anpassung an den korrekten deutschen Wortlaut. 
Absatz 3: 
Artikel 46 Absatz 5 des Landesgesetzes vom 11. August 1997, Nr. 13, in geltender Fassung, sieht 
vor, dass bei Ansiedlungsverfahren in Gewerbegebieten, die Miteigentumsgemeinschaften betreffen, 
die zuständige Behörde notwendige Ausgleiche zugunsten oder zulasten der Miteigentümer festlegt, 
wenn zum Zeitpunkt der Ansiedlung der Wert der Flächen, die ursprünglich in die Miteigentumsge-
meinschaft eingebracht wurden, in nennenswerter Weise vermindert ist, und zwar wegen der Ein-
bringung bestehender Mängel, in Anwendung der Artikel 1490 und 1491 des Zivilgesetzbuches, oder 
wegen später aufgetretener Mängel, die mit dem Inkrafttreten von Beschränkungen zusammenhän-
gen, welche die vom Gemeindebauleitplan gestatteten gesetzlichen Baumöglichkeiten eingeschränkt 
haben.  
Mit der vorliegenden Änderung wird die Möglichkeit geschaffen, diese Bestimmung auch in jenen 
Fällen anzuwenden, in denen Miteigentumsgemeinschaften infolge des Widerrufs des Bestellungs-
dekretes aus Gründen öffentlichen Interesses aufgelöst werden.   
Artikel 3: 
Absatz 1: 
Absatz 1 klärt die Bedeutung des Ausdrucks „rechtskräftiges Urteil“. 
Im Sinne der Rechtssicherheit unterstreicht der Gesetzgeber mit der authentischen Auslegung, dass 
mit einem rechtskräftigen Urteil gemäß Artikel 8 Absatz 11 des Landesgesetzes vom 23. Oktober 
2014, Nr. 10, nur jene Urteile gemeint sind, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes be-
reits rechtskräftig sind (12. November 2014). 
Artikel 4: 
Mit diesem Artikel werden Änderungen zum Landesgesetz vom 16. März 2012, Nr. 7 (Liberalisierung 
der Handelstätigkeit), vorgeschlagen. 
Diese Änderung im Bereich der Regelung der Liberalisierung der Handelstätigkeit ist im Zuge nach-
träglich genehmigter staatlicher Rechtsvorschriften erforderlich.  
Absätze 1 und 2: 
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Bei Artikel 1 Absatz 2 des Landesgesetzes vom 16. März 2012, Nr. 7, werden die Rechtsquellen der 
Grundsätze, die mit diesem Gesetz durchgeführt werden, aktualisiert.  
Absatz 3: 
Bei Artikel 2 des Landesgesetzes vom 16. März 2012, Nr. 7, wird die Überschrift „Mitteilung“ in „Zer-
tifizierte Meldung des Tätigkeitsbeginns“ abgeändert, um sie der folgenden Änderung von Artikel 2 
Absatz 1 anzupassen. 
Absatz 4: 
Bei Artikel 2 Absatz 1 des Landesgesetzes vom 16. März 2012, Nr. 7, wird festgelegt, dass als Befä-
higungsnachweis für die Ausübung der Einzelhandelstätigkeit die zertifizierte Meldung des Tätig-
keitsbeginns (ZMT) erforderlich ist. 
Absatz 5: 
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a) des Landesgesetzes vom 16. März 2012, Nr. 7, schreibt vor, dass in 
der ZMT die Zweckbestimmung Detailhandel für das entsprechende Gebäude angegeben werden 
muss, und, sofern es zutrifft, dass die Detailhandelstätigkeit innerhalb der Grenzen laut Artikel 44 
Absätze 4 und 5 (sperrige Waren und landwirtschaftliche Produkte) ausgeübt wird. 
Absatz 6: 
Bei Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c) des Landesgesetzes vom 16. März 2012, Nr. 7, wird in Bezug 
auf die Voraussetzungen für die Ausübung der Einzelhandelstätigkeit im italienischen Text das Wort 
„morali“ durch „di onorabilità“ ersetzt. 
Absatz 7:   
Es wird spezifiziert, dass die Frist für die Durchführung der Kontrollen ab dem Zeitpunkt des effekti-
ven Tätigkeitsbeginns läuft, falls die Übermittlung der ZMT nicht gleichzeitig mit der Aufnahme der 
Tätigkeit erfolgt. 
Absatz 8: 
Artikel 2 Absatz 3 des Landesgesetzes vom 16. März 2012, Nr. 7, wurde dahingehend umformuliert, 
dass bei rechtswidriger Ausübung des Einzelhandels an einer festen Verkaufsstelle nicht nur die so-
fortige Einstellung der Verkaufstätigkeit erfolgt, sondern auch eine Verwaltungsstrafe verhängt wird.  
Absatz 9: 
Durch diesen Absatz werden bei Artikel 2 des Landesgesetzes vom 16. März 2012, Nr. 7, die Ab-
sätze 4, 5 und 6 hinzugefügt. 
Absätze 4 und 5 sehen vor, dass zur Errichtung von Einkaufszentren und Großverteilungsbetrieben – 
unabhängig vom Standort – überprüft werden muss, ob die Bewertung der Umweltbelastung laut Ar-
tikel 20 des gesetzesvertretenden Dekretes Nr. 152/2006 durchzuführen ist. 
Die eingefügten Absätze werden auch auf die Mitteilungen bzw. ZMT angewandt, die gemäß L.G. Nr. 
7/2000 und Nr. 7/2012 vorgenommen wurden, falls diese Meldungen und ZMT für die Ausübung der 
Tätigkeit in Form von Einkaufszentren oder Großverteilungs-betrieben verwendet werden. 
Im Sinne der Rechtssicherheit sieht Absatz 6 den Verfall der ZMT für Tätigkeiten vor, die mit 12. No-
vember 2014, Zeitpunkt des Inkrafttretens des Landesgesetzes Nr. 10/2014, noch nicht aufgenom-
men wurden oder nicht ganz mit der Meldung übereinstimmen. Dieses Gesetz hat mit Artikel 8 Ab-
satz 4 den derzeit geltenden Artikel 44 des Landesgesetzes 11. August 1997, Nr. 13, abgeändert. 
Diese Regelung wird auch auf Meldungen angewandt, die gemäß Landesgesetz vom 17. Februar 
2000, Nr. 7, und gemäß Landesgesetz vom 16. März 2012, Nr. 7, eingereicht wurden; sie richtet sich 
wieder nach dem Grundsatz im Sinne von Artikel 8 Absatz 11 des Landesgesetzes vom 23. Oktober 
2014. 
Absatz 10: 
Im Zuge der Änderung des Artikels 2 Absatz 3 war es notwendig, Artikel 7 Absatz 1 des Landesge-
setzes Nr. 7/2012 entsprechend zu ändern. 
Artikel 5: 
Mit diesem Artikel wird eine Änderung des Landesgesetzes vom 1. Juli 1993, Nr. 11 (Regelung der 
ehrenamtlichen Tätigkeit und der Förderung des Gemeinwesens), vorgeschlagen. 
Absatz 1: 
Durch diese Änderung wird es möglich, Initiativen zur Förderung des Ehrenamtes zu unterstützen, 
die von Dachverbänden der Verbände ehrenamtlich Tätiger und sonstiger Non-Profit-Organisationen 
vorgeschlagen werden.  
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Absatz 2: 
Der Absatz betrifft die finanzielle Deckung des Artikels. 
Artikel 6: 
Mit diesem Artikel werden Änderungen zum Landesgesetz vom 17. Mai 2013, Nr. 8 (Förderung und 
Unterstützung der Familien in Südtirol), vorgeschlagen. 
Absatz 1: 
Durch diese Ergänzung erhält das Land in seiner Eigenschaft als Arbeitgeber so wie alle anderen 
Arbeitgeber in Südtirol die Möglichkeit, sich im Rahmen der Förderung der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf an den Kosten zu beteiligen, die für die Dienste zur Betreuung der Kinder seiner Ange-
stellten anfallen.  
Absatz 2: 
Dieser Absatz leitet sich aus Absatz 1 ab und nimmt das Land in seiner Eigenschaft als Arbeitgeber 
in die Umsetzung der Maßnahme auf. 
Absatz 3: 
Dieser Absatz regelt die finanzielle Deckung des Artikels. 
Artikel 7: 
Mit diesem Artikel wird eine Änderung des Landesgesetzes vom 13. Februar 1997, Nr. 4 (Maßnah-
men des Landes Südtirol zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft), vorgeschlagen. 
Absatz 1: 
Das ESF-Amt steht derzeit vor zwei besonderen Herausforderungen: zum einen muss die Pro-
grammperiode 2007-2013 abgeschlossen werden, zum anderen muss die Programmperiode 2014-
2020 zügig umgesetzt werden. Die Altlasten in der Projektabrechnung der vergangenen Programm-
periode 2007-2013 sind so umfangreich, dass ohne externe Hilfe die erfolgreiche Umsetzung der 
neuen Programmperiode stark gefährdet ist. 
Das Ziel besteht darin, die EU-Fonds vollständig auszuschöpfen. Der Landesverwaltung müssen die 
notwendigen Instrumente zur Verfügung gestellt werden, damit sie in Zukunft nicht in Situationen ge-
rät, die eine Kürzung wichtiger EU-Finanzmittel bewirken können.  
Somit können sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des ESF-Amtes vor allem auf die Umsetzung 
der neuen Programmperiode konzentrieren. 
Absatz 2: 
Der Absatz betrifft die finanzielle Deckung des Artikels. 
Artikel 8: 
Aufgrund des Stellenabbaus im Bereich Verwaltung, für welchen die Frist Ende 2016 ausläuft, sowie 
der Schaffung von neuen Stellen durch verschiedene gesetzliche Maßnahmen im Jahr 2016 ist es 
erforderlich, das Gesamtplansoll des Landes neu festzulegen. Es handelt sich bei diesem Artikel 
folglich um eine aktualisierte Übersicht der gesamten Stellensituation des Landes mit Stichdatum 1. 
Jänner 2017.  
Mit dieser gesetzlichen Maßnahme wird zudem der gesetzlich vorgesehene Stellenabbau für den Be-
reich der Verwaltung abgeschlossen; jener für den Bereich Bildung wird hingegen bis 31. Dezember 
2020 verlängert.  
Weiters werden in diesem Artikel 80 Stellen neu geschaffen, davon 70 Stellen im deutschen Bil-
dungsressort für den Bereich Kindergarten und Berufsbildung. Für 40 Stellen davon ist die Finanzie-
rung ab 1. Jänner 2017 und für 40 Stellen für den deutschen Kindergarten hingegen ab dem Schul-
jahr 2017/2018 vorgesehen, wobei die Besetzung nichtsdestotrotz graduell über mehrere Schuljahre 
erfolgen sollte. 10 weitere Stellen bilden die bei Schaffung von neuen Stellen vorgesehene Quote für 
Personen mit Beeinträchtigung und die Verwaltung.  
Artikel 9: 
Mit diesem Artikel wird eine Änderung des Landesgesetzes vom 29. Juni 2000, Nr. 12 (Autonomie 
der Schulen), vorgeschlagen. 
Absatz 1: 
Artikel 15/bis des Landesgesetzes vom 29. Juni 2000, Nr. 12, sieht im Absatz 5 vor, dass das Lehr-
personal, das für den Unterricht dauerhaft ungeeignet erklärt wurde, in Verwaltungsaufgaben im 
Rahmen der entsprechenden Schulverwaltung eingesetzt wird. Die Verwendung erfolgt auf Stellen 
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des Verwaltungsstellenplans des Landes, die nicht für die Aufnahme von Verwaltungspersonal ver-
fügbar sind. 
Artikel 8 Absatz 6 des Landesgesetzes vom 19. Mai 2015, Nr. 6, enthält für das Landespersonal eine 
anderweitige Regelung: „Das aufgrund von entsprechenden rechts- oder arbeitsmedizinischen Un-
tersuchungen für die jeweiligen Aufgaben nicht geeignete Personal wird, nach Einstufung in ein an-
deres Berufsbild unter Berücksichtigung der organisatorischen Bedürfnisse der Verwaltung und der 
verbliebenen Restarbeitsfähigkeit, in ein eigenes getrenntes Kontingent überführt. Das Einverständ-
nis des Personals ist Voraussetzung für den Verbleib im Dienst der Verwaltung. Die Verwaltung prüft 
auch die Notwendigkeit eigener Umschulungsmaßnahmen zur Förderung der Wiedereingliederung 
dieses Personals.“ 
Da es als zweckmäßig und notwendig erachtet wird, eine einheitliche Regelung für das gesamte vom 
Land verwaltete Personal einzuführen und demnach auch für das Lehrpersonal, die Schulführungs-
kräfte und die Inspektorinnen und Inspektoren der Schulen staatlicher Art die neue Landesregelung 
zu übernehmen, soll Artikel 15/bis Absatz 5 des Landesgesetzes vom 29. Juni 2000, Nr. 12, aufge-
hoben werden. Durch die Aufhebung dieser Bestimmung kommt aufgrund von Artikel 50 des Lan-
desgesetzes Nr. 6/2015 „automatisch“ die Regelung von Artikel 8 Absatz 6 des Landesgesetzes Nr. 
6/2015 auch für das Lehrpersonal, die Schulführungskräfte und die Inspektorinnen und Inspektoren 
der Schulen staatlicher Art zur Anwendung. 
Artikel 10: 
Absatz 1: 
Der Absatz sieht die Verwendung eines Teils (10 Millionen Euro jährlich) der höheren geschätzten 
Steuereinnamen bei der KFZ-Steuer zur Förderung von Initiativen im Bereich der nachhaltigen Mobi-
lität vor.  
Artikel 11: 
Absatz 1: 
Dieser Absatz enthält die Finanzbestimmung dieses Gesetzes. 
Artikel 12: 
Absatz 1: 
Mit dieser Bestimmung wird verfügt, dass dieses Gesetz am Tag nach seiner Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Region in Kraft tritt.  
Die Abgeordneten werden gebeten, diesen Gesetzentwurf zu genehmigen. 

---------- 
Signore e Signori Consiglieri, 
con il presente disegno di legge provinciale si propongono disposizioni collegate alla legge di stabilità 
2017. 
La presente relazione ha lo scopo di illustrare le modifiche proposte. 
Articolo 1: 
Con questo articolo si propongono modifiche alla legge provinciale 17 dicembre 1998, n. 13 (Ordi-
namento dell'edilizia abitativa agevolata).  
Comma 1: 
Con la presente modifica è previsto il finanziamento di interventi finalizzati alla rimozione e allo smal-
timento dell’amianto dagli edifici ad uso abitativo. 
Comma 2: 
È cancellata la frase dell’articolo 4 della legge provinciale 17 dicembre 1998, n. 13, in base alla quale 
per gli emigrati all’estero si applica il contratto collettivo vigente in provincia invece del reddito da la-
voro dipendente conseguito all’estero. Questa disposizione è in contrasto con il regolamento DURP 
e con la legge provinciale n. 17 del 1993 che prevede l’utilizzo della DURP per tutti i benefici econo-
mici erogati dalla Provincia. 
Comma 3: 
L’aggiunta del comma 1/ter all’articolo 30 della legge provinciale 17 dicembre 1998, n. 13, è neces-
saria per chiarire che anche la presenza dell’amianto negli edifici ad uso abitativo rappresenta una 
situazione di emergenza e che la Giunta provinciale dovrà emanare i relativi criteri e modalità per la 
concessione del contributo a fondo perduto previsto. 
Comma 4: 
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È necessario prevedere all’articolo 30 della legge provinciale 17 dicembre 1998, n. 13, la possibilità 
di concedere contributi edilizi, per i quali la Giunta provinciale dovrà emanare i relativi criteri e moda-
lità. 
Comma 5: 
Il Tribunale Amministrativo Regionale, nella sentenza n. 64/2014, contesta che nel testo dell’attuale 
articolo 88 non è indicato alcun termine per il controllo dei requisiti. In caso di assegnazione di un ter-
reno agevolato, i requisiti devono essere posseduti al momento dell’assegnazione della proprietà. 
Analogamente anche per quest’agevolazione i requisiti devono essere posseduti al momento 
dell’acquisto. 
Comma 6: 
Per l’agevolazione del ceto medio vale attualmente la regola che i requisiti degli assegnatari devono 
sussistere al momento della presentazione della domanda. Poiché talvolta trascorrono lunghi periodi 
di tempo tra l’acquisizione dell’area per la costruzione degli alloggi e la presentazione della domanda 
da parte delle società o degli enti senza scopo di lucro, può accadere che al momento della presen-
tazione della domanda non sussistano più i requisiti. Per le famiglie assegnatarie è invece più utile 
che i requisiti sussistano al momento dell’acquisizione dell’area. 
Questa estensione della normativa, secondo la quale, in caso di aree già acquisite i requisiti devono 
sussistere al momento dell’acquisizione del terreno, si traduce in una maggiore certezza normativa 
per gli assegnatari. 
Comma 7: 
L’integrazione dell’articolo 97 della legge provinciale n. 13/1998 prevede che la Giunta provinciale, 
per particolari e motivate ragioni, possa apportare modifiche al VSE (Valore situazione economica) 
per aumentare o diminuire all'occorrenza il limite reddituale di accesso agli alloggi dell’edilizia so-
ciale.  
In una prima applicazione del sistema DURP alle domande per gli alloggi di edilizia sociale può veri-
ficarsi la necessità di un adeguamento. 
Comma 8: 
Il fiduciario è per l’IPES una figura di supporto fondamentale per ottimizzare il rapporto con 
l’inquilinato e per la migliore salvaguardia, protezione e cura del patrimonio immobiliare dell’IPES. 
Attualmente i fiduciari vengono incaricati in base ad una deliberazione del Consiglio 
d’amministrazione dell’IPES. I costi derivanti da questa modifica sono a carico del bilancio 
dell’Istituto per l’edilizia sociale. 
In assenza di una base normativa provinciale, a partire dal 1° gennaio 2017 i contratti di collabora-
zione con i fiduciari non potranno più essere stipulati, stante il divieto per le pubbliche amministra-
zioni di stipulare contratti di collaborazione coordinata e continuativa a partire dal 1 gennaio 2017, 
così come previsto dal Jobs act (articolo 2 comma 4 del decreto legislativo 15 giugno 2015, n. 81). 
Comma 9: 
Trattasi di una norma di carattere finanziario a copertura delle maggiori spese che si dovranno so-
stenere nei prossimi anni in seguito all’introduzione della nuova agevolazione per la rimozione e lo 
smaltimento dell’amianto. 
Articolo 2: 
Con questo articolo si propongono modifiche alla legge provinciale 11 agosto 1997, n. 13 (Legge 
urbanistica provinciale). 
Comma 1: 
La sostituzione dell’articolo 44 della legge in oggetto nell’ambito della disciplina del commercio al 
dettaglio nelle zone per insediamenti produttivi, si rende necessaria a seguito dell’entrata in vigore 
del decreto legislativo 7 luglio 2016, n. 146, recante “Norma di attuazione dello Statuto speciale per 
la Regione Trentino-Alto Adige in materia di pianificazione urbanistica del settore commerciale, re-
cante modifiche e integrazioni al decreto del Presidente della Repubblica del 22 marzo 1974, n. 381, 
in materia di urbanistica ed opere pubbliche”. In base a tale  norma la Provincia autonoma di Bolzano 
può prevedere, senza discriminazione tra gli operatori e nel rispetto del principio di proporzionalità, 
aree interdette agli esercizi commerciali e limitazioni all’esercizio del commercio nelle zone produt-
tive, al fine di garantire la tutela della salute, dei lavoratori, dell’ambiente (ivi incluso l’ambiente ur-
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bano), dei beni culturali, il governo del territorio e il mantenimento e la ricostruzione del tessuto 
commerciale tradizionale nonché la tutela della vivibilità dei centri storici. 
I commi 1, 2 e 3 del nuovo articolo 44 della legge provinciale 11 agosto 1997, n. 13, definiscono a 
quali attività sono destinate le zone per insediamenti produttivi nonché la disciplina per il loro inse-
diamento.  
Il comma 4 del nuovo articolo 44 della legge provinciale 11 agosto 1997, n. 13, stabilisce che il 
commercio al dettaglio è ammesso nelle zone per insediamenti produttivi solo per le merci cosiddette 
ingombranti. Prevede, inoltre, la disciplina e le limitazioni a cui sono assoggettate le attività di com-
mercio al dettaglio di merci diverse da quelle cosiddette ingombranti, legittimamente esistenti alla 
data di entrata in vigore della presente legge.  
Il comma 5 del nuovo articolo 44 della legge provinciale 11 agosto 1997, n. 13, stabilisce che nelle 
zone per insediamenti produttivi è ammesso anche il commercio al dettaglio svolto dalle cooperative 
di produzione agricola, nei propri locali, rispettivamente nei locali di società controllate dalle stesse, 
per i prodotti agricoli determinati dalla Giunta provinciale 
Comma 2: 
Con questa modifica viene rettificato un errore materiale nel testo italiano, che viene così adeguato 
al corretto testo tedesco.    
Comma 3: 
Il comma 5 dell’articolo 46 della legge provinciale 11 agosto 1997, n. 13, e successive modifiche, 
prevede che, in caso di procedimenti di insediamento in zone produttive, riferiti a comunioni, l’ente 
procedente operi le necessarie compensazioni a credito o a debito tra i partecipanti alla comunione, 
se al momento dell’insediamento il valore delle aree originariamente conferite nella comunione, ri-
sultasse diminuito in modo apprezzabile per vizi anteriori al conferimento, in applicazione degli arti-
coli 1490 e 1491 del codice civile, o per vizi sopravvenuti dipendenti dall’entrata in vigore di vincoli 
limitanti le possibilità legali di edificazione consentite dal piano urbanistico comunale.  
Con questa modifica si prevede la possibilità di applicare tale disposizione anche ai casi in cui le co-
munioni vengono sciolte a seguito di revoca del decreto di costituzione per sopravvenute ragioni di 
pubblico interesse.  
Articolo 3: 
Comma 1: 
Il comma 1 chiarisce il significato da attribuire all’espressione “sentenza passata in giudicato”. 
Al fine di determinare certezza giuridica, con interpretazione autentica il legislatore specifica che 
l’espressione “sentenza passata in giudicato” di cui al comma 11 dell’articolo 8 della legge provin-
ciale 23 ottobre 2014, n.10, va riferita alle sole sentenze passate in giudicato alla data di entrata in 
vigore della medesima legge (12 novembre 2014). 
Articolo 4: 
Con questo articolo si propongono modifiche alla legge provinciale 16 marzo 2012, n. 7 (Liberalizza-
zione dell’attività commerciale). 
La presente modifica nell’ambito della disciplina di liberalizzazione dell’attività commerciale, si rende 
necessaria a seguito di successivi interventi legislativi intervenuti a livello statale. 
Commi 1 e 2: 
Al comma 2 dell’articolo 1 della legge provinciale 16 marzo 2012, n. 7, vengono aggiornate le fonti 
giuridiche dei principi che vengono attuati con la presente legge. 
Comma 3: 
All’articolo 2 della legge provinciale 16 marzo 2012, n. 7, la rubrica viene modificata da “Comunica-
zione” in “Segnalazione certificata di inizio attività” per adattarla alla seguente modifica del comma 1 
dell’articolo 2. 
Comma 4: 
Al comma 1 dell’articolo 2 della legge provinciale 16 marzo 2012, n. 7, viene codificato quale titolo 
abilitativo necessario per l’esercizio dell’attività di commercio al dettaglio la segnalazione certificata 
di inizio attività (SCIA). 
Comma 5: 
Alla lettera a) del comma 1 dell’articolo 2 della legge provinciale 16 marzo 2012, n. 7, viene prescritto 
che la SCIA debba indicare la destinazione d’uso della costruzione cui si riferisce, specificando, se 
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del caso, che l’attività di commercio al dettaglio è esercitata nei limiti di cui all’articolo 44, commi 4 e 
5 (merci ingombranti e prodotti agricoli). 
Comma 6: 
Alla lettera c) del comma 1 dell’articolo 2 della legge provinciale 16 marzo 2012, n. 7, con riferimento 
ai requisiti per l’esercizio dell’attività di vendita al dettaglio, viene sostituita – nella versione italiana – 
la parola “morali” con “di onorabilità“. 
Comma 7: 
Si specifica che, nel caso di non contestuale avvio dell’attività con l’inoltro della SCIA, i termini per 
eseguire i controlli decorrono dall’effettivo inizio dell’attività stessa. 
Comma 8: 
Il riformulato comma 3 dell’articolo 2 della legge provinciale 16 marzo 2012, n. 7, prevede che, in 
caso di abusivo esercizio del commercio al dettaglio in sede fissa, oltre alla chiusura immediata 
dell’attività venga comminata una sanzione amministrativa pecuniaria. 
Comma 9: 
Questo comma introduce all’art. 2 della legge provinciale 16 marzo 2012, n. 7, i commi 4, 5 e 6. 
Con i commi 4 e 5 viene introdotta per la realizzazione dei centri commerciali e le grandi strutture di 
vendita al dettaglio – ovunque situati – la verifica di assoggettabilità alla valutazione di impatto am-
bientale di cui all’articolo 20 del d.lgs. n. 152/2006. 
I commi introdotti trovano applicazione anche per le comunicazioni, rispettivamente SCIA, presentate 
ai sensi della l.p. n. 7/2000 e n. 7/2012, qualora queste vengano utilizzate per l’esercizio dell’attività 
commerciale nella forma del centro commerciale o della grande struttura di vendita. 
Ai fini della certezza giuridica, il comma 6 prevede la decadenza delle SCIA, alle quali non corri-
sponda un esercizio effettivo o non conforme alle stesse alla data del 12 novembre 2014, data di en-
trata in vigore della legge provinciale n. 10/2014. Tale legge all’art. 8, comma 4, ha modificato il pre-
vigente art. 44 della legge provinciale 11 agosto 1997, n. 13. Questa disciplina si applica anche alle 
comunicazioni presentate ai sensi della legge provinciale 17 febbraio 2000, n. 7 e della legge provin-
ciale 16 marzo 2012, n. 7, riproponendo il principio di cui all’articolo 8, comma 11, della legge provin-
ciale 23 ottobre 2014. 
Comma 10: 
A seguito della modifica del comma 3 dell’articolo 2, si è resa necessaria la modifica dell’articolo 7, 
comma 1, della legge provinciale n. 7/2012. 
Articolo 5: 
Con questo articolo si propone una modifica alla legge provinciale 1° luglio 1993, n. 11 (Disciplina del 
volontariato e della promozione sociale). 
Comma 1: 
Con la presente modifica si introduce la possibilità di sostenere iniziative finalizzate a promuovere 
l’attività di volontariato proposta da federazioni, alle quali sono affiliate associazioni di volontariato e 
altre organizzazioni non profit. 
Comma 2: 
Il comma contiene la copertura finanziaria dell’articolo. 
Articolo 6: 
Con questo articolo si propongono modifiche alla legge provinciale 17 maggio 2013, n. 8 (Sviluppo e 
sostegno della famiglia in Alto Adige). 
Comma 1: 
Con questa modifica si intende riconoscere alla Provincia la possibilità di compartecipare ai costi dei 
servizi di assistenza all’infanzia per i figli dei propri dipendenti, in analogia agli altri datori di lavoro in 
Alto Adige che promuovono la conciliazione famiglia e lavoro. 
Comma 2: 
Questo comma deriva del comma 1 e impegna la Provincia, in qualità di datore di lavoro, a dare at-
tuazione a questo provvedimento. 
Comma 3: 
Questo comma disciplina la copertura finanziaria dell’articolo. 
Articolo 7: 
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Con questo articolo si propone una modifica alla legge provinciale 13 febbraio 1997, n. 4 (Interventi 
della Provincia autonoma di Bolzano-Alto Adige per il sostegno dell'economia). 
Comma 1: 
Allo stato attuale l’Ufficio FSE si confronta con due sfide: da una parte è necessario concludere la 
vecchia programmazione 2007-2013, dall’altra deve essere realizzata la nuova programmazione 
2014-2020. La rendicontazione della vecchia programmazione 2007-2013 rappresenta un carico 
talmente rilevante da rischiare di compromettere seriamente, senza aiuto esterno, l’attuazione della 
nuova programmazione. 
L’obiettivo è il completo utilizzo dei fondi dell’Unione europea. Pertanto l’Amministrazione deve es-
sere dotata degli strumenti necessari per non incorrere in futuro in situazioni che possano compor-
tare la decurtazione di importanti risorse assegnate alla Provincia. 
Ciò consente altresì di concentrare sulla nuova programmazione la forza lavorativa dei collaboratori 
e delle collaboratrici dell’Ufficio FSE. 
Comma 2: 
Il comma riguarda la copertura finanziaria dell’articolo. 
Articolo 8: 
In base alla riduzione dei posti nel settore amministrativo, da concludersi entro l’anno 2016, nonché 
la creazione di nuovi posti attraverso diverse disposizioni legislative nell’anno 2016 risulta necessario 
rideterminare la dotazione organica complessiva della Provincia. Trattasi, quindi, nel presente arti-
colo di un riepilogo aggiornato della situazione complessiva dei posti della Provincia in data 
01.01.2017.  
Con questa disposizione legislativa si conclude, inoltre, definitivamente la riduzione dei posti legisla-
tivamente prevista per il settore amministrativo; la riduzione dei posti per il settore formativo viene 
prorogata, invece, fino al 31 dicembre 2020.  
Infine con questo articolo vengono anche creati 80 nuovi posti, di cui 70 per il settore formativo in lin-
gua tedesca per la scuola dell’infanzia e la scuola professionale. Per 40 di questi posti il finanzia-
mento è previsto dal 1° gennaio 2017, mentre per altri 40 posti per la scuola dell’infanzia in lingua te-
desca il finanziamento è previsto dall’anno scolastico 2017/2018, la cui copertura dovrebbe poi av-
venire gradualmente su diversi anni scolastici. 10 posti costituiscono la prevista quota per persone 
con disabilità ed amministrativa in caso di creazione di nuovi posti. 
Articolo 9: 
Con questo articolo si propone una modifica alla legge provinciale 29 giugno 2000, n. 12 (Autonomia 
delle scuole). 
Comma 1: 
L’articolo 15/bis della legge provinciale 29 giugno 2000, n. 12, prevede al comma 5 che il personale 
docente dichiarato permanentemente inidoneo all’insegnamento viene utilizzato in compiti ammini-
strativi nell’ambito della rispettiva amministrazione scolastica. L’utilizzo avviene su posti dell’organico 
del personale amministrativo della Provincia, che a tal fine vengono dichiarati non disponibili per 
l’assunzione di personale amministrativo. 
Il comma 6 dell’articolo 8 della legge provinciale 19 maggio 2015, n. 6, contiene una disciplina di-
versa per il personale della Provincia: “Il personale risultato inidoneo alle mansioni in seguito ad ac-
certamento medico-legale o della medicina del lavoro è trasferito in un apposito contingente sepa-
rato, previo reinquadramento in diverso profilo professionale, conformemente al bisogno organizza-
tivo dell’Amministrazione e alle indicazioni di residua idoneità lavorativa. Il consenso del personale 
costituisce presupposto per la permanenza in servizio nell’Amministrazione. L’Amministrazione va-
luta anche la necessità di appositi percorsi di formazione per agevolare il reinserimento lavorativo di 
tale personale.” 
Poiché è ritenuto opportuno e necessario introdurre una disciplina unitaria per l’intero personale ge-
stito dalla Provincia e pertanto estendere anche al personale docente, dirigente ed ispettivo delle 
scuole a carattere statale la nuova disciplina provinciale, si intende abrogare il comma 5 dell’articolo 
15/bis della legge provinciale 29 giugno 2000, n. 12. Attraverso l’abrogazione di tale disposizione 
trova, ai sensi dell’articolo 50 della legge provinciale n. 6/2015, “automaticamente” applicazione la 
disciplina del comma 6 dell’articolo 8 della legge provinciale n. 6/2015 anche per il personale do-
cente, dirigente ed ispettivo delle scuole a carattere statale. 



 

50 

Articolo 10: 
Comma 1: 
Il comma prevede l’impiego di una parte (10 milioni di euro annui) del maggior gettito stimato 
nell’ambito della tassa auto per il sostegno di iniziative di mobilità sostenibile. 
Articolo 11: 
Comma 1: 
Il comma contiene la disposizione finanziaria della presente legge. 
Articolo 12: 
Comma 1: 
Con questa disposizione si dispone l’entrata in vigore della presente legge il giorno successivo a 
quello della sua pubblicazione nel Bollettino Ufficiale della Regione.  
Si chiede alle Signore e ai Signori Consiglieri l'approvazione dell'allegato disegno di legge. 
 
Disegno di legge provinciale n. 108/16 – Landesgesetzentwurf Nr. 108/16 
 
Sehr geehrte Landtagsabgeordnete, 
mit diesem Landesgesetzentwurf wird das Stabilitätsgesetz 2017 vorgeschlagen. 
Im Bericht werden die einzelnen Änderungen erläutert. 
1. ABSCHNITT 
Bestimmungen im Bereich der Einnahmen 
Artikel 1: 
Dieser Artikel enthält Änderungen zum Landesgesetz vom 11. August 1998, Nr. 9, „Finanzbestim-
mungen in Zusammenhang mit dem Nachtragshaushalt des Landes Südtirol für das Finanzjahr 1998 
und für den Dreijahreshaushalt 1998-2000“. 
Insbesondere: Die Bestimmung wird neu gefasst, damit es klar ist, dass sowohl die Eigentümer als 
auch, dank dieser neuen Fassung, alle Mieter von Leasingfahrzeugen, die in Südtirol ansässig sind, 
in den Genuss der dreijährigen Befreiung kommen dürfen. 
2. ABSCHNITT 
Bestimmungen im Bereich der Ausgaben 
Artikel 2: 
Absatz 1: 
Die Refinanzierung all jener Ausgabengesetze des Landes, die von der Landesregierung zur Errei-
chung der Ziele des Regierungsprogramms für die Legislatur vorgeschlagen werden, wird zu Lasten  
der 
Finanzjahre 2017-2019 bestimmt. Dabei handelt es sich um jene Gesetze, die in der beiliegenden 
Tabelle A über die Aufgabenbereichen und die entsprechenden Ausgabenprogramme, in welchen 
die Gesetzesbestimmungen angeführt sind, festgelegt sind. 
Absatz 2: 
Für den Dreijahreszeitraum 2017-2019 werden für jedes im Haushaltsvoranschlag berücksichtigte 
Jahr die Ausgabenkürzungen genehmigt, die bereits von vorhergehenden Gesetzesbestimmungen 
vorgesehen sind. 
Absatz 3: 
Es werden die Beträge in Bezug auf die Ausgabengenehmigungen autorisiert, die von Gesetzen vor-
gesehen sind, die mehrjährige Ausgaben festlegen. 
Absatz 4: 
Es werden neue Ausgaben oder Mehrausgaben autorisiert, die aufgrund der Anwendung von mit 
diesem Gesetz verbundenen Gesetzen entstehen. 
Artikel 3: 
Absatz 1: 
Die vorläufige Ausstattung der Fonds zugunsten der Lokalfinanzen wird für die Jahre 2017, 2018 und 
2019 vorgesehen. Die endgültige Ausstattung wird nach dem Abkommen zwischen dem Landes-
hauptmann und der Vertretung der Gemeinden, wie von den diesbezüglichen Landesvorschriften 
vorgesehen, festgelegt. 
3. ABSCHNITT 
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Schlussbestimmungen 
Artikel 4: 
Absatz 1: 
Es wird die Deckung der in diesem Gesetz enthaltenen Lasten angeführt, die aus einem Teil der im 
Haushaltsplan für den nächsten Dreijahreszeitraum veranschlagten Kompetenzeinnahmen besteht. 
Mit dieser Gesetzesmaßnahme wird eine Ausgabe in Höhe von 233.375.122,74 Euro zu Lasten des 
Finanzjahres 2017, von insgesamt 145.429.878,69 Euro zu Lasten des Finanzjahres 2018, von ins-
gesamt 775.579.551,00 Euro zu Lasten des Finanzjahres 2019 genehmigt.  
Die restlichen Beträge, die im Haushalt bereitgestellt werden, beruhen auf vorhergehenden Landes-
gesetzen, auf Staatsgesetzen oder haben verpflichtenden Charakter und müssen daher nicht von 
diesem Stabilitätsgesetz autorisiert werden. Es handelt sich hierbei insbesondere um Ausgaben für 
die Funktionsweise der institutionellen Organe, der Ämter und der Dienste der Körperschaft, um 
Pflichtausgaben aufgrund vorhergehender Verpflichtungen oder um Pflichtausgaben mit Zweckbin-
dung in Bezug auf bestimmte Einnahmenarten, wie bestimmten Zuweisungen des Staates oder der 
Region oder auch die Durchlaufposten. 
Das Haushaltsgesetz selbst legt die Bereitstellungen auf den jeweiligen Bereichen und Programmen 
für diese Ausgaben direkt fest. 
Artikel 5: 
Absatz 1: 
Mit dieser Bestimmung wird verfügt, dass dieses Gesetz am Tag nach seiner Kundmachung im 
Amtsblatt der Region in Kraft tritt. 
Die Abgeordneten werden gebeten, diesen Gesetzentwurf zu genehmigen. 

---------- 
Signore e Signori Consiglieri, 
con il presente disegno di legge provinciale si propone la legge di stabilità 2017. 
La presente relazione ha lo scopo di illustrare le modifiche proposte. 
CAPO I 
Disposizioni in materia di entrate 
Articolo 1: 
Questo articolo prevede modifiche alla legge provinciale 11 agosto 1998, n. 9, “Disposizioni finanzia-
rie in connessione con l'assestamento del bilancio di previsione della provincia per l'anno finanziario 
1998 e per il triennio 1998-2000”.  
In particolare, la disposizione è così sostituita per chiarire che possono fruire dell’esenzione triennale 
sia i proprietari sia, grazie a questa riformulazione, anche tutti i locatari di veicoli in leasing residenti 
in provincia. 
CAPO II 
Disposizioni in materia di spesa 
Articolo 2: 
Comma 1: 
Viene disposto il rifinanziamento a carico degli esercizi 2017-2019 di tutte le leggi provinciali di 
spesa, che la Giunta provinciale propone di attivare per il perseguimento degli obiettivi del pro-
gramma di legislatura.  Tali 
leggi sono quelle che l'annessa Tabella   A 
individua per mezzo delle missioni e dei relativi programmi di spesa, nei quali le disposizioni norma-
tive sono indicate. 
Comma 2: 
Sono autorizzate per il triennio 2017-2019 le riduzioni, per ciascuno degli anni considerati dal bilan-
cio di previsione, le spese già autorizzate da precedenti disposizioni legislative. 
Comma 3: 
Vengono autorizzati gli importi relativi alle autorizzazioni di spesa recate da leggi che dispongono 
spese a carattere pluriennale. 
Comma 4: 
Vengono autorizzate le nuove o maggiori spese derivanti dall'applicazione delle leggi collegate alla 
presente legge. 
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Articolo 3: 
Comma 1: 
Viene stabilita per gli anni 2017, 2018 e 2019 la dotazione provvisoria dei fondi per la finanza locale. 
La dotazione definitiva verrà determinata dopo l’accordo tra il Presidente della Provincia e la rappre-
sentanza dei Comuni, come previsto dalla normativa provinciale in materia. 
CAPO III 
Disposizioni finali 
Articolo 4: 
Comma 1: 
Viene indicata la copertura degli oneri recati dalla presente legge, che è data da una quota delle en-
trate di competenza iscritte nel bilancio per il prossimo triennio. 
Con il presente provvedimento viene autorizzata una spesa pari a 233.375.122,74 euro a carico del-
l'esercizio finanziario 2017, a 145.429.878,69 euro a carico dell'esercizio finanziario 2018, a 
775.579.551,00 euro a carico dell'esercizio finanziario 2019.   
Le restanti somme stanziate nel bilancio  trovano fondamento normativo in leggi provinciali prece-
denti, in norme statali o nella loro natura obbligatoria e pertanto non richiedono l'approvazione con 
questa legge di stabilità. Si tratta in particolare delle spese per funzionamento degli organi istituzio-
nali, degli uffici e servizi dell'ente, delle spese obbligatorie in forza di impegni assunti in precedenza 
o aventi vincolo di destinazione in relazione a determinate tipologie di entrate, quali certe assegna-
zioni dello Stato o della Regione o ancora le partite di giro. 
E' la stessa legge di bilancio a quantificare direttamente le rispettive missioni e programmi per tali 
spese. 
Articolo 5: 
Comma 1: 
Con questa disposizione si dispone l’entrata in vigore della presente legge il successivo a quello 
della sua pubblicazione nel Bollettino Ufficiale della Regione. 
Si chiede alle Signore e ai Signori Consiglieri l'approvazione dell'allegato disegno di legge. 
 

PRESIDENTE: La parola al Presidente della terza commissione legislativa per la lettura delle relazioni della 
commissione.  

 
Relazione ai disegni di legge provinciali n. 108/16 e 106/16 – Bericht zu den Landesgesetzent-
würfen Nr. 108/16 und 106/16 

 
TSCHURTSCHENTHALER (SVP): Die Arbeiten im Ausschuss 

Die beiden Landesgesetzentwürfe Nr. 108/16 und Nr. 106/16 wurden vom III. Gesetzgebungsaus-
schuss in der Sitzung vom 15. November 2016 gemäß Artikel 101 der Geschäftsordnung des Südti-
roler Landtages, gemeinsam behandelt.  
An der Ausschusssitzung nahmen auch der Direktor der Landesabteilung Finanzen, Giulio Lazzara, der 
geschäftsführende Direktor des Landesamtes für Haushalt und Programmierung, Enrico Gastaldelli, 
und der Direktor des Landesamtes für Gesetzgebung, Gabriele Vitella, teil. 
Der Ausschuss verzichtete auf die Verlesung der Begleitberichte zu den beiden Landesgesetzent-
würfen und der Ausschussvorsitzende Christian Tschurtschenthaler verlas das bedingt positive Gut-
achten des Rates der Gemeinden zum Landesgesetzentwurf Nr. 108/16 und das positive Gutachten 
zum Landesgesetzentwurf Nr. 106/16. 
Der Vorsitzende Tschurtschenthaler eröffnete die gemeinsame Generaldebatte zum Landesgesetz-
entwurf Nr. 108/16 und zum Landesgesetzentwurf Nr. 106/16. 
Nach Eröffnung der gemeinsamen Generaldebatte baten die Abg.en Maria Magdalena Hochgruber 
Kuenzer und Hans Heiss um allgemeine Erläuterungen zum Landesgesetzentwurf Nr. 108/16 und 
zum Landesgesetzentwurf Nr. 106/16. Abg. Heiss kritisierte zudem die Fülle an Änderungsanträgen, 
die erst im Laufe der Ausschusssitzung verteilt wurden. 
Der Direktor der Abteilung Finanzen Giulio Lazzara erläuterte die Artikel und die umfangreichen An-
lagen zum Landesgesetzentwurf Nr. 108/16 und die Artikel zum Landesgesetzentwurf Nr. 106/16. Er 
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verwies besonders auf die dreijährige Haushaltsplanung und auf das Gesamtvolumen des Landes-
haushaltes, der etwa dem Ausmaß des Haushaltes des laufenden Jahres entspricht. 
Nach Abschluss der Generaldebatte genehmigte der Ausschuss in zwei Abstimmungen den Über-
gang zur Artikeldebatte des Landesgesetzentwurfs Nr. 108/16 mit 4 Jastimmen und 3 Enthaltungen 
und den Übergang zur Artikeldebatte des Landesgesetzentwurfs Nr. 106/16 mit 4 Jastimmen, 1 Ge-
genstimme und 2 Enthaltungen. 
Die einzelnen Artikel und die im beiliegenden Text unterstrichenen Änderungsanträge wurden wie 
folgt genehmigt: 
Landesgesetzentwurf Nr. 108/16 
Die einzelnen Artikel, die beiliegenden Tabellen und die entsprechenden Änderungsanträge wurden 
mit den nachfolgenden Abstimmungsergebnissen genehmigt. 
Artikel 1 wurde mit 4 Jastimmen und 3 Enthaltungen genehmigt. 
Artikel 2: Der Ausschuss behandelte einen Änderungsantrag, eingebracht von LH Kompatscher, 
zwecks Ersetzung der Anlagen in Artikel 2. Der Änderungsantrag wurde mit 3 Jastimmen und 3 Ent-
haltungen genehmigt. Der so geänderte Artikel wurde mit 4 Jastimmen, 1 Gegenstimme und 2 Ent-
haltungen genehmigt. 
Artikel 3: Der Vorsitzende Tschurtschenthaler äußerte sich zum bedingt positiven Gutachten des Ra-
tes der Gemeinden. Abg. Heiss bedauerte, dass der Präsident des Rates der Gemeinden Schatzer 
nicht anwesend sei, um seine Stellungnahme zum Haushaltsgesetzentwurf abgeben zu können. Der 
Ausschuss genehmigte den Artikel mit 4 Jastimmen und 3 Gegenstimmen.  
Artikel 4: Der Ausschuss behandelte einen Ersetzungsantrag zum gesamten Artikel betreffend die fi-
nanzielle Deckung. Der Ersetzungsantrag zum gesamten Artikel wurde mit 4 Jastimmen, 1 Gegen-
stimme und 2 Enthaltungen genehmigt.  
Artikel 5 wurde mit 4 Jastimmen, 2 Gegenstimmen und 1 Enthaltung genehmigt. 
Landesgesetzentwurf Nr. 106/16 
Die einzelnen Artikel und die entsprechenden Anlagen und Änderungsanträge wurden mit den nach-
folgenden Abstimmungsergebnissen genehmigt. 
Artikel 1: Der Ausschuss behandelte einen Änderungsantrag, eingebracht von LH Kompatscher mit 
dem der Voranschlag der Einnahmen abgeändert wird. Der Änderungsantrag wurde mit 4 Jastimmen 
und 3 Enthaltungen genehmigt Der so geänderte Artikel wurde mit 4 Jastimmen, 1 Gegenstimme 
und 2 Enthaltungen genehmigt.  
Artikel 2: Der Ausschuss behandelte einen Änderungsantrag, eingebracht von LH Kompatscher mit 
dem der Voranschlag der Ausgaben abgeändert wird. Der Änderungsantrag wurde mit 4 Jastimmen 
und 3 Gegenstimmen genehmigt Der so geänderte Artikel wurde mit 4 Jastimmen und 3 Gegen-
stimmen genehmigt. 
Artikel 3: Der Ausschuss behandelte einen Änderungsantrag, eingebracht von LH Kompatscher mit 
dem die Anlagen zum Artikel ersetzt werden. Der Änderungsantrag wurde mit 4 Jastimmen und 3 
Gegenstimmen genehmigt. Der so geänderte Artikel wurde ebenfalls mit 4 Jastimmen und 3 Gegen-
stimmen genehmigt. 
Artikel 4: Der Ausschuss behandelte einen Änderungsantrag, eingebracht von LH Kompatscher mit 
dem die Anlagen zum Artikel ersetzt werden. Abg. Albert Wurzer äußerte eine Frage zu der ge-
nannten Anlage im Änderungsantrag, worauf der Direktor des Landesamtes für Haushalt und Pro-
grammierung Enrico Gastaldelli antwortete. Abg. Heiss äußerte, dass die Behandlung der Haushalts-
gesetzentwürfe in nicht zufriedenstellender Weise erfolgen würde und Abg. Wurzer wies darauf hin, 
dass man manche Unterlagen immer erst im letzten Moment erhalte. Der Direktor des Landesamtes 
für Haushalt und Programmierung Gastaldelli sicherte zu, die entsprechenden Unterlagen zusenden 
zu wollen. Der Änderungsantrag wurde schließlich mit 5 Jastimmen, 1 Gegenstimme und 2 Enthal-
tungen genehmigt. Der so geänderte Artikel wurde mit 5 Jastimmen und 3 Gegenstimmen geneh-
migt. 
Artikel 5: Der Artikel wurde ohne Wortmeldungen mit 5 Jastimmen und 3 Gegenstimmen genehmigt.  
In seiner Erklärung zur Stimmabgabe bemängelte der Abg. Paul Köllensperger, dass viele haushalts-
fremde Artikel in den Gesetzentwürfen enthalten seien und dass man über den eigentlichen Haushalt 
sehr wenig diskutiert hätte. Der Abgeordnete äußerte, dass es wünschenswert wäre, wenn man in 
Zukunft eine eingehende Bilanzanalyse vornehmen könne. 
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Zur Stimmabgabeerklärung sprach weiters der Abg. Wurzer und betonte, dass es in Zukunft wün-
schenswert wäre, wenn bei der Behandlung der Haushaltsgesetzentwürfe im Ausschuss die Mitglie-
der der Landesregierung anwesend seien, um die Erläuterungen zu den Artikeln, die in ihren Zu-
ständigkeitsbereich fallen, abgeben zu können. 
Der Beschluss des Ausschusses über das bedingt positive Gutachten des Rates der Gemeinden 
zum Landesgesetzentwurf Nr. 108/16 wurde mit 5 Jastimmen und 3 Enthaltungen genehmigt 
Der Landesgesetzentwurf Nr. 108/16 und der Landesgesetzentwurf Nr. 106/16 wurden in der ge-
trennten Schlussabstimmung jeweils mit 5 Jastimmen (des Vorsitzenden Tschurtschenthaler und der 
Abg.en Amhof, Wurzer, Renzler und Steger) und 3 Gegenstimmen (der Abg.en Heiss, Köllensperger 
und Tinkhauser) genehmigt. 

---------- 
In base all’articolo 101 del regolamento interno del Consiglio della Provincia autonoma di Bolzano, i 
due disegni di legge provinciale n. 108/16 e n. 106/16 sono stati esaminati congiuntamente dalla III 
commissione legislativa nella seduta del 15 novembre 2016.  
Alla seduta hanno partecipato anche il direttore della ripartizione finanze, Giulio Lazzara, il direttore 
reggente dell’ufficio bilancio e programmazione, Enrico Gastaldelli e il direttore dell’ufficio legislativo 
della Provincia, Gabriele Vitella. 
La commissione ha rinunciato alla lettura delle relazioni accompagnatorie ai due disegni di legge e il 
presidente della commissione Tschurtschenthaler ha dato lettura dei pareri del Consiglio dei Comuni, 
quello positivo condizionato sul disegno di legge provinciale n. 108/16 e quello positivo sul disegno di 
legge provinciale n. 106/16. 
Il presidente Tschurtschenthaler ha aperto la discussione generale congiunta sui disegni di legge n. 
108/16 e n. 106/16. 
Dopo l’apertura delle discussione generale, i consiglieri Maria Magdalena Hochgruber Kuenzer e 
Hans Heiss hanno richiesto una illustrazione generale dei due disegni di legge. Il cons. Heiss ha 
inoltre criticato i numerosi emendamenti distribuiti solo nel corso della seduta della commissione. 
Il direttore della ripartizione finanze, Giulio Lazzara, ha illustrato gli articoli e i voluminosi allegati del 
disegno di legge n. 108/16 e i singoli articoli del disegno di legge n. 106/16, richiamando in partico-
lare la programmazione triennale e il volume complessivo del bilancio provinciale, che corrisponde 
all’incirca a quello dell’anno corrente. 
Conclusa la discussione generale, la commissione ha approvato il passaggio alla discussione arti-
colata del disegno di legge provinciale n. 108/16 con 4 voti favorevoli e 3 astensioni, e il passaggio 
alla discussione articolata del disegno di legge n. 106/16 con 4 voti favorevoli, 1 voto contrario e 2 
astensioni. 
I singoli articoli nonché gli emendamenti evidenziati nel testo allegato alla presente relazione in 
forma sottolineata sono stati approvati come segue: 
Disegno di legge provinciale n. 108/16 
I singoli articoli, le tabelle allegate e i relativi emendamenti sono stati approvati con l’esito di vota-
zione di seguito riportato. 
L’articolo 1 è stato approvato con 4 voti favorevoli e 3 astensioni. 
Articolo 2: la commissione ha esaminato un emendamento del presidente della Provincia Kompat-
scher volto alla sostituzione degli allegati all’articolo 2. L’emendamento è stato approvato con 3 voti 
favorevoli e 3 astensioni. L’articolo così emendato è stato approvato con 4 voti favorevoli, 1 voto 
contrario e 2 astensioni. 
Articolo 3: il presidente Tschurtschenthaler si è espresso in merito al parere positivo condizionato del 
Consiglio dei Comuni. Il cons. Heiss ha lamentato il fatto che non fosse presente il presidente del 
Consiglio dei Comuni Schatzer per esprimere il proprio parere sul disegno di legge di bilancio. La 
commissione ha approvato l’articolo con 4 voti favorevoli e 3 contrari. 
Articolo 4: la commissione ha esaminato un emendamento sostitutivo dell’intero articolo concernente 
la copertura finanziaria. L’emendamento sostitutivo dell’intero articolo è stato approvato con 4 voti 
favorevoli, 1 voto contrario e 2 astensioni. 
L’articolo 5 è stato approvato con 4 voti favorevoli, 2 voti contrari e 1 astensione. 
Disegno di legge provinciale n. 106/16 
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I singoli articoli e i relativi allegati nonché gli emendamenti sono stati approvati con l’esito di vota-
zione di seguito riportato. 
Articolo 1: la commissione ha esaminato un emendamento del presidente della Provincia Kompat-
scher diretto a modificare la previsione delle entrate. L’emendamento è stato approvato con 4 voti 
favorevoli e 3 astensioni. L’articolo così modificato è stato approvato con 4 voti favorevoli, 1 voto 
contrario e 2 astensioni. 
Articolo 2: la commissione ha esaminato un emendamento presentato dal presidente della Provincia 
Kompatscher volto a modificare la previsione delle spese. L’emendamento è stato approvato con 4 
voti favorevoli e 3 voti contrari. L’articolo così modificato è stato approvato con 4 voti favorevoli e 3 
voti contrari. 
Articolo 3: la commissione ha esaminato un emendamento del presidente della Provincia Kompat-
scher volto a sostituire gli allegati dell’articolo. L’emendamento è stato approvato con 4 voti favorevo-
li e 3 voti contrari. L’articolo così emendato è stato anch’esso approvato con 4 voti favorevoli e 3 con-
trari. 
Articolo 4: la commissione ha esaminato un emendamento del presidente della Provincia Kompa-
tscher diretto a sostituire gli allegati dell’articolo. Il cons. Wurzer ha posto una domanda riguardante 
l’allegato citato nell’emendamento, cui ha fornito risposta il direttore dell’ufficio provinciale bilancio e 
programmazione, Enrico Gastaldelli. Il cons. Heiss ha manifestato insoddisfazione circa la modalità 
di esame dei disegni di legge di bilancio, e il cons. Wurzer ha segnalato che i consiglieri ricevono al-
cuni elementi di documentazione sempre all’ultimo momento. Il direttore dell’ufficio provinciale bilan-
cio e programmazione, Enrico Gastaldelli, ha assicurato che avrebbe trasmesso la relativa documen-
tazione. L’emendamento è stato infine approvato con 5 voti favorevoli, 1 voto contrario e 2 asten-
sioni. L’articolo così emendato è stato quindi approvato con 5 voti favorevoli e 3 voti contrari. 
Articolo 5: l’articolo è stato approvato senza interventi con 5 voti favorevoli e 3 voti contrari. 
In sede di dichiarazione di voto, il cons. Paul Köllensperger ha lamentato il fatto che i disegni di legge 
contengono molti articoli estranei al bilancio e che si sia discusso molto poco sul bilancio vero e pro-
prio. Il consigliere ha espresso l’auspicio che in futuro si possa svolgere un’analisi approfondita del 
bilancio. 
In sede di dichiarazione di voto è inoltre intervenuto il cons. Wurzer, il quale ha sottolineato che in 
futuro sarebbe auspicabile che i componenti della Giunta fossero presenti durante la trattazione dei 
disegni di legge di bilancio in commissione per illustrare gli articoli che ricadono nei loro ambiti di 
competenza. 
La delibera della commissione legislativa sul parere positivo condizionato del Consiglio dei Comuni 
al disegno di legge provinciale n. 108/16 è stata approvata con 5 voti favorevoli e 3 astensioni. 
In sede di votazione finale separata, i disegni di legge provinciali n. 108/16 e n. 106/16 sono stati ap-
provati rispettivamente con 5 voti favorevoli (espressi dal presidente Tschurtschenthaler e dai conss. 
Amhof, Wurzer, Renzler e Steger) e 3 voti contrari (espressi dai conss. Heiss, Köllensperger e Tin-
khauser). 
 
Relazione al disegno di legge provinciale n. 107/16 – Bericht zum Landesgesetzentwurf 
Nr. 107/16 
 

TSCHURTSCHENTHALER (SVP): Der Landesgesetzentwurf Nr. 107/16 wurde vom III. Ge-
setzgebungsausschuss in der Sitzung vom 15. November 2016 behandelt.  
An der Ausschusssitzung nahmen auch Landeshauptmann Arno Kompatscher, der Direktor der Lan-
desabteilung Finanzen, Dr. Giulio Lazzara, der Direktor des Ressorts für Gesundheit, Sport Soziales 
und Arbeit, Dr. Michael Mayr, der geschäftsführende Direktor der Landesabteilung Wohnungsbau, 
Dr. Stefan Walder, die stellvertretende Direktorin der Landesabteilung Wohnungsbau, Rag. Maria 
Patrizia Zomer, der geschäftsführende Direktor des Landesamtes für Haushalt und Programmierung, 
Dr. Enrico Gastaldelli, die geschäftsführende Direktorin der Landesabteilung Personal, Dr. Karin 
Egarter, der Direktor des Amtes für Personalaufnahme, Dr. Maurizio Pacchiani, der Direktor der Lan-
desabteilung Mobilität, Dr. Günther Burger, der Abteilungsdirekor im deutschen Schulamt, Dr. Ste-
phan Tschigg, der Direktor der Landesabteilung Europa, Dr. Albrecht Matzneller, der geschäftsfüh-
rende Direktor des Landesamtes für Handel und Dienstleistungen, Dr. Bruno Fontana, die Direktorin 



 

56 

des Amtes für Landesplanung, Dr. Virna Bussadori, der stellvertretende Leiter des Bereiches Rechts-
dienst für das Territorium, Dr. Fabrizio Cavallar, und der Direktor des Gesetzgebungsamtes des Lan-
des, Dr. Gabriele Vitella, teil. 
Der Ausschuss verzichtete auf die Verlesung des Begleitberichtes zum Gesetzesentwurf Nr. 107/16 
und der Ausschussvorsitzende Christian Tschurtschenthaler ersuchte nach der Verlesung des positi-
ven Gutachtens des Rates der Gemeinden den Landeshauptmann den Gesetzentwurf zu erläutern. 
Landeshauptmann Arno Kompatscher nahm eingangs Bezug auf den Artikel 1 und erläuterte die 
Neuerungen im Bereich der Wohnbauförderung, die im Detail die Entsorgung von Asbest an beste-
henden Wohngebäuden, die Bewertung des Einkommens der im Ausland Ansässigen Gesuchsteller, 
die Voraussetzungen für die Mittelstandsförderungen und die Ernennung einer Vertrauensperson in 
den Gebäuden des Wohnbauinstitutes betreffen. Artikel 2 betreffe neben den Flächen des Flugha-
fens auch die Beschränkungen für den Einzelhandel in Gewerbegebieten, bei dem es aufgrund der 
Liberalisierungen der Monti-Regierung zu Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof gekommen sei. 
Die Gewerbegebiete sollten laut Raumordnungsgesetz dem Großhandel – mit Ausnahme sperriger 
Güter – und der Produktion vorbehalten sein und nicht der totalen Handelsliberalisierung unterliegen. 
Mit Artikel 3 werde eine authentische Interpretation hinsichtlich der bei Inkrafttreten des Omnibusge-
setzes 2014 rechtskräftigen Urteile vorgenommen, während Artikel 4 des Entwurfes Neuerungen im 
Bereich der Zertifizierten Meldung des Tätigkeitsbeginns (ZMT) im Handel enthalte. Artikel 5 führe 
die Förderung der Dachverbände von Vereinen ein, weil diese bisher nur für die einzelnen Mitglieds-
vereine möglich war. Mit Artikel 6 werde die Mitfinanzierung der Betreuungsdienste für Kinder der 
Landesbediensteten eingeführt und Artikel 7 betreffe die personellen und finanziellen Ressourcen für 
die Aufarbeitung der Altlasten des ESF-Fonds, damit die Verwaltung der neuen Programmperiode, 
die bereits angelaufen sei, reibungslos ablaufen könne. Artikel 8 lege das Gesamtstellenkontingent 
des Landes fest und Artikel 9 beinhalte Bestimmungen zum Einsatz des aus gesundheitlichen Grün-
den für den Unterricht ungeeigneten Schulpersonals. Mit Artikel 10 schließlich würden aus dem er-
höhten Steueraufkommen der Kraftfahrzeugsteuer Projekte für eine nachhaltige Mobilität finanziert. 
LH Kompatscher erläuterte darauf die von der Landesregierung vorgelegten Änderungsanträge und 
Zusatzartikel, welche die Förderung von sogenannten co-housing- und co-working-Wohnmodellen, 
den Detailhandel von Fahrzeugen in Gewerbegebieten, die Verwendung des für den Unterricht unge-
eigneten Schulpersonals, das Personal des Arbeitsförderungsinstitutes AFI, die Zuständigkeiten der 
Landesabteilung Gesundheitswesen, die aufgrund staatlicher Vorgaben erforderliche Änderung des 
Landesgesetzes zu den lokalen öffentlichen Dienstleistungen, die Änderung der Finanzierungsmo-
dalitäten der Investitionen der Gemeinden, die Finanzierungen des Sonderfonds für die Entwick-
lungszusammenarbeit und des Rotationsfonds für Forschung und Innovation sowie die Ermächtigun-
gen zur Weiterführung privater Landeskindergärten betreffen. 
Nach Eröffnung der Generaldebatte wünschte sich der Abg. Roland Tinkhauser von LH Kompatscher 
auch einen Überblick über die gesamte Entwicklung des Landeshaushaltes in den Jahren 2016 und 
2017. 
Abg. Paul Köllensperger wollte in Erfahrung bringen, ob die neuen Bestimmungen laut Artikel 1 Ab-
satz 6 in Zusammenhang mit den umstrittenen Bautätigkeiten in der Cadornastraße in Bozen stehen 
und wie weit die neuen Programme des ESF-Fonds fortgeschritten sind. Der Abgeordnete wollte 
auch wissen, wann die Konsolidierung des Landeshaushaltes erfolgt. 
Der Abg. Hans Heiss bemängelte die Abwesenheit des Präsidenten des Rates der Gemeinden 
Schatzer, der sonst immer zum Landeshaushalt, der in wesentlichen Punkten auch die Gemeinden-
finanzierung betrifft, Stellung bezogen habe. Der Abgeordnete stellte weiters Fragen zu der geplan-
ten Notstandshilfe bei asbestbelasteten Gebäuden, zur Wohnbauförderung für ausgewanderte Per-
sonen, zu der in Artikel 3 vorgesehenen authentischen Interpretation, zu den laufenden ESF-Projek-
ten und zu den Maßnahmen für eine nachhaltige Mobilität. 
Abg. Maria Magdalena Hochgruber Kuenzer wollte nähere Angaben zum Zeitplan der neuen ESF-
Projekte und der entsprechenden externen Beauftragung einholen. Zudem wollte sie Informationen 
zu den Kriterien für die Verwendung des für den Unterricht ungeeigneten Schulpersonals und kriti-
sierte den Zusatzartikel 10-ter betreffend die Landesabteilung Gesundheitswesen, dessen Einfügung 
in den mit dem Landeshaushalt verbundenen Gesetzentwurf in ihren Augen nicht nachvollziehbar 
sei. 
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Der Abg. Albert Wurzer beanstandete die Vorlage einer großen Anzahl von Änderungsanträgen der 
Landesregierung am Beginn der Ausschusssitzung und kündigte seinerseits die Vorlage von Ände-
rungsanträgen zu Artikel 2 Absatz 1 betreffend die Gewerbegebiete an. Der Abgeordnete wollte zu-
dem Angaben zum finanziellen Limit des Rotationsfonds für Forschung und Innovation und zur Er-
nennung der Vertrauenspersonen des Wohnbauinstitutes einholen. 
Im Rahmen der Replik ging Landeshauptmann Kompatscher auf die verschiedenen Wortmeldungen 
der Ausschussmitglieder ein und erklärte in Bezug auf die Wortmeldung des Abg. Tinkhauser, dass 
die vermeintlich geringe Dotierung verschiedener Sektoren, wie das Gesundheitswesen, bereits an-
gemahnt wurde, doch sei eine zufriedenstellende Ausstattung sämtlicher Bereiche der Landesver-
waltung mit dem Anfangshaushalt 2017 nicht möglich. Zusätzliche Mittel werde es dann mit dem 
Nachtragshaushalt im Sommer geben, insgesamt sei der Haushalt 2017 etwas größer als jener des 
laufenden Jahres, allerdings würden aufgrund das Sicherungspaktes gemäß Artikel 79 des Autono-
miestatutes, mit dem auch Südtirol zur Sanierung des Staatshaushaltes beitragen muss, weniger 
verfügbare Mittel zur Verwendung bereitstehen. Die Anteile der Region und der beiden Länder könn-
ten dabei untereinander verschoben werden, weshalb Südtirol im kommenden Jahr nur mehr 376 
Millionen Euro zur Sanierung des Staatshaushaltes beitragen muss, weil 100 Millionen Euro von der 
Region übernommen werden. Die Mehreinnahmen aus den Steuern würden sich 2017 auf dem Ni-
veau des laufenden Jahres bewegen und auch die Aussicht auf die folgenden Finanzjahre würde auf 
einen auf einen ausgewogenen Haushalt hoffen lassen. Zu den vom Abg. Köllensperger aufgeworfe-
nen Fragen erklärte LH Kompatscher, dass in der Bozner Cadornastraße lediglich das urbanistische 
Verfahren neu gestartet wurde, während die Wohnbauförderung der betroffenen Familien beibehal-
ten werde. Zudem werde mit dem betroffenen Artikel in keine behängenden Verfahren eingegriffen. 
Der konsolidierte Haushalt werde erst mit der Rechnungslegung im kommenden Jahr genehmigt. In 
Bezug auf die Fragen des Abg. Heiss führte der Landeshauptmann aus, dass für Notstandsfälle, die 
wie Asbestsanierung von Wohnhäusern, ein eigener Fonds vorgesehen werde. Die Finanzierung der 
Projekte für eine nachhaltige Mobilität würde über die Mehreinnahmen aus der KFZ-Steuer und aus 
EU-Mitteln erfolgen. Was die Fragen der Abg. Hochgruber Kuenzer bezüglich des ESF-Fonds betraf, 
verwies der Landeshauptmann auf den zuständigen Abteilungsdirektor Matzneller. Das aus gesund-
heitlichen Gründen für den Unterricht ungeeignete Schulpersonal werde unter Berücksichtigung der 
verbliebenen Restarbeitsfähigkeit in Verwaltungsaufgaben im Rahmen der Schulverwaltung einge-
setzt. Auf Nachfrage der Abg. Hochgruber Kuenzer erläuterte LH Kompatscher nochmals die Gründe 
für die Führung der privaten Träger von Landeskindergärten und die Auflösung des Forschungs-
fonds, wobei die entsprechenden Förderungen gleich bleiben und künftig mittels Direktzuweisungen 
aus dem Landeshaushalt erfolgen würden. 
Abteilungsdirektor Stefan Walder erläuterte die Gründe für die gesetzliche Änderung für die Ernen-
nung der Vertrauenspersonen des Wohnbauinstitutes, welche die Rolle der Ansprechpartner und 
Vermittler in den Gebäuden des Institutes übernehmen sollen. 
Abteilungsdirektor Albrecht Matzneller erläuterte darauf ausführlich den Rettungsschirm des Landes 
für die sog. sanierten ESF-Projekte des operationellen Programmzeitraumes 2007-2013. Die ent-
sprechenden Abrechnungen seien mit der externen Unterstützung durch Formez noch im Gange, 
während in der Zwischenzeit der Aufruf für die Einreichung der ESF-Projekte für den neuen Pro-
grammzeitraum erfolgt sei. Auf Nachfrage der Abg.en Köllensperger, Heiss, Artioli und Hochgruber 
Kuenzer erklärte Abteilungsdirektor Matzneller den aktuellen Stand der Zertifizierungen der 458 
Projekte aus dem Programmzeitraum 2007-2013, die zum Teil noch nicht kontrolliert werden konn-
ten. Nachdem es für diese Zertifizierungen keinen Aufschub vonseiten der EU mehr gibt, müssten 
diese innerhalb November 2016 abgeschlossen werden und bis März 2017 müssten sämtliche Kon-
trollen des Landes durchgeführt werden. Die betroffenen privaten und öffentlichen Projektträger 
könnten sich jederzeit an die Europaabteilung wenden, um die notwendigen Informationen über die 
entsprechenden Zertifizierungen einzuholen. 
Vizebereichsleiter Fabrizio Cavallar erläuterte die in Artikel 3 des Gesetzentwurfes enthaltene au-
thentische Interpretation, die erforderlich sei, um Rechtssicherheit rund um den Zeitpunkt der 
Rechtskräftigkeit von Gerichtsurteilen, die vor dem Inkrafttreten des Omnibusgesetzes im Jahre 2014 
erlassen wurden, zu schaffen. 
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Abteilungsdirektor Günther Burger verwies auf Artikel 10 des Gesetzentwurfes betreffend die Finan-
zierung von Projekten und Studien für eine umweltfreundliche Mobilität und erläuterte das Konzept 
der ressortübergreifenden Arbeitsgruppe, die verschiedene Lösungsansätze für die entsprechenden 
Verkehrsverlagerungen, Verkehrsvermeidungen und Verkehrsverbesserungen erarbeitet hat. Auf 
Nachfrage der Abg.en Hochgruber Kuenzer und Wurzer ging Direktor Burger noch auf die neuen 
Kriterien für die Finanzierung des Transportes der Kindergartenkinder ein.  
Nach Abschluss der Generaldebatte genehmigte der Ausschuss den Übergang zur Artikeldebatte 
des Landesgesetzentwurfs Nr. 107/16 mit 5 Jastimmen und 3 Enthaltungen. 
Die einzelnen Artikel und im beiliegenden Text unterstrichenen Änderungsanträge wurden samt einer 
Reihe von technischen Korrekturen wie folgt genehmigt.  
Artikel 1: Der Ausschuss behandelte einen von LH Kompatscher und LR Tommasini vorgelegten Än-
derungsantrag zu Absatz 1 betreffend die Förderung von innovativen Wohnmodellen. Der Antrag 
wurde im Anschluss an eine kurze Debatte über die Umsetzung dieser neuen co-working- und co-
housing-Wohnmodelle im Rahmen der Wohnbauförderung des Landes mehrheitlich genehmigt. Ein 
vom Abg. Köllensperger eingebrachter Streichungsantrag zu Absatz 6 wurde ebenso wie ein vom 
Abg. Heiss vorgelegter Streichungsantrag zu Absatz 7 mehrheitlich abgelehnt. Ein vom Abg. Heiss 
eingereichter Änderungsantrag zu Absatz 8 wurde nach einer kurzen Debatte über die Qualifikatio-
nen der neuen Vertrauenspersonen des Wohnbauinstitutes mehrheitlich abgelehnt. Der geänderte 
Artikel wurde mit 5 Jastimmen und 3 Enthaltungen genehmigt. 
Artikel 2: Der Ausschuss genehmigte nach den Erläuterungen von Amtsdirektor Fontana mehrheitlich 
einen von LH Kompatscher vorgelegten Änderungsantrag zu Absatz 1 betreffend den Einzelhandel 
von Fahrzeugen in Gewerbegebieten im Sinne von Artikel 44 des Landesraumordnungsgesetzes. 
Nachdem der Abg. Wurzer zwei von ihm und der Abg. Hochgruber Kuenzer vorgelegte Änderungs-
anträge zu Absatz 1 zurückgezogen hatte, genehmigte der Ausschuss mehrheitlich einen weiteren 
von den beiden Abgeordneten eingebrachten Änderungsantrag zum selben Absatz betreffend den 
von landwirtschaftlichen Genossenschaften betriebenen Einzelhandel in Gewerbegebieten. Der vom 
Abg. Heiss zu Absatz 4 vorgelegte Änderungsantrag betreffend die Anzahl der Autoabstellplätze in 
Gewerbegebieten wurde hingegen mehrheitlich abgelehnt. Der so geänderte Artikel wurde mit 5 Ja-
stimmen und 2 Enthaltungen genehmigt.  
Artikel 3 betreffend die authentische Interpretation von Artikel 8 Absatz 11 des Omnibusgesetzes aus 
dem Jahre 2014 wurde, nachdem der Abg. Heiss seinen Streichungsantrag zum gesamten Artikel 
zurückgezogen hatte, mit 5 Jastimmen und 2 Enthaltungen genehmigt. 
Die Artikel 4, 5, 6 und 7 wurden ohne Wortmeldungen jeweils mit 5 Jastimmen und 2 Enthaltungen 
genehmigt. 
Artikel 8 wurde nach einer kurzen Erörterung des Gesamtstellenkontingents des Landes mit 6 
Jastimmen und 1 Enthaltung genehmigt. 
Artikel 9: Der von LH Kompatscher und LR Achammer eingebrachte Ersetzungsantrag zum gesam-
ten Artikel wurde nach einer Erläuterung von Abteilungsdirektor Tschigg hinsichtlich der Verwendung 
des aus gesundheitlichen Gründen für den Unterricht ungeeigneten Schulpersonals mit 5 Jastimmen 
und 2 Enthaltungen genehmigt. 
Artikel 10 wurde ohne Wortmeldungen mit 5 Jastimmen und 2 Enthaltungen genehmigt. 
Der von LH Kompatscher und LR Stocker eingebrachte Änderungsantrag zwecks Einfügung eines 
Zusatzartikels 10-bis betreffend das Personal des Arbeitsförderungsinstitutes AFI wurde ohne Wort-
meldungen mit 5 Jastimmen und 2 Enthaltungen genehmigt. 
Nach der Zurückziehung des Änderungsantrages zwecks Einfügung eines neuen Artikels 10-ter 
wurde der von LH Kompatscher eingebrachte Änderungsantrag zwecks Einfügung eines Zusatzarti-
kels 10-ter (ehemaliger Zusatzartikel 10-quater) betreffend Änderungen des Landesgesetzes Nr. 
12/2007 im Bereich der lokalen öffentlichen Dienstleistungen ebenfalls ohne Wortmeldungen mit 5 
Jastimmen und 2 Enthaltungen genehmigt. 
Der von LH Kompatscher eingebrachte Änderungsantrag zwecks Einfügung eines Zusatzartikels 10-
quater (ehemaliger Zusatzartikel 10-quinquies) betreffend die Abschaffung der regionalen Fonds für 
die Gewährung von Darlehen an die örtlichen Körperschaften wurde ohne Wortmeldungen mit 5 Ja-
stimmen und 2 Enthaltungen genehmigt. 
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Der von LH Kompatscher vorgelegte Änderungsantrag zwecks Einfügung eines Zusatzartikels 10-
quinquies (ehemaliger Zusatzartikel 10-sexies) betreffend die Abschaffung des Sonderfonds für Ent-
wicklungszusammenarbeit laut Landesgesetz Nr. 5/1991 wurde ohne Wortmeldungen mit 5 Jastim-
men und 2 Enthaltungen genehmigt. 
Der von LH Kompatscher vorgelegte Änderungsantrag zwecks Einfügung eines Zusatzartikels 10-se-
xies (ehemaliger Zusatzartikel 10-septies) betreffend den Rotationsfonds für Forschung und Innova-
tion wurde ohne Wortmeldungen mit 5 Jastimmen und 2 Enthaltungen genehmigt. 
Der von LH Kompatscher und LR Achammer eingereichte Änderungsantrag zwecks Einfügung eines 
Zusatzartikels 10-septies (ehemaliger Zusatzartikel 10-octies) betreffend die Führung von Landes-
kindergärten durch private Träger wurde nach einer kurzen Erläuterung von Abteilungsdirektor 
Tschigg mit 5 Jastimmen und 2 Enthaltungen genehmigt. 
Der vom Vorsitzenden Tschurtschenthaler eingebrachte Änderungsantrag zwecks Einfügung eines 
neuen Zusatzartikels 10-octies (ehemaliger Zusatzartikel 10-novies) betreffend die Erstellung eines 
Abschlussdokumentes des Autonomiekonvents wurde nach einer kurzen Erläuterung des Einbrin-
gers und den kritischen Wortmeldungen der Abg.en Heiss und Tinkhauser mit 5 Jastimmen und 2 
Gegenstimmen genehmigt. 
Artikel 11 betreffend die Finanzbestimmung wurde ohne Wortmeldungen mit 5 Jastimmen und 2 
Enthaltungen genehmigt. 
Artikel 12 betreffend das Inkrafttreten des Gesetzentwurfes wurde mit 5 Jastimmen und 2 
Gegenstimmen genehmigt. 
Im Rahmen seiner Stimmabgabeerklärung räumte der Abg. Heiss sein Verständnis für einige drin-
gende Maßnahmen, die in dem mit dem Stabilitätsgesetz verbundenen Gesetzentwurf eingefügt 
wurden, ein, kündigte aber trotzdem seine Gegenstimme und die Vorlage eines Minderheitenberichts 
zu den Gesetzentwürfen Nr. 107/16, Nr. 106/17 und Nr. 108/16 an. 
Auch der Abg. Tinkhauser kündigte seine Gegenstimme zum Landesgesetzentwurf Nr. 107/16 und 
die Vorlage eines Minderheitenberichtes zu allen drei Gesetzentwürfen zum Landeshaushalt 2017 
an. 
In der Schlussabstimmung wurde der Gesetzentwurf Nr. 107/16 in seiner Gesamtheit mit 5 Jastim-
men (des Vorsitzenden Tschurtschenthaler und der Abg.en Wurzer, Hochgruber Kuenzer, Renzler 
und Steger) und 2 Gegenstimmen (der Abg.en Heiss und Tinkhauser) genehmigt. 

---------- 
La III commissione legislativa ha esaminato il disegno di legge provinciale n. 107/16 nella seduta del 
15 novembre 2016.  
Ai lavori hanno partecipato anche il presidente della Provincia Arno Kompatscher, il direttore della ri-
partizione finanze, dott. Giulio Lazzara, il direttore del dipartimento salute, sport, politiche sociali e la-
voro, dott. Michael Mayr, il direttore reggente della ripartizione provinciale edilizia abitativa, dott. 
Stefan Walder, e la sua vice, rag. Maria Patrizia Zomer, il direttore reggente dell’ufficio bilancio e 
programmazione, dott. Enrico Gastaldelli, la direttrice reggente della ripartizione provinciale al perso-
nale, dott.ssa Karin Egarter, il direttore dell’ufficio assunzioni personale, dott. Maurizio Pacchiani, il 
direttore della ripartizione provinciale mobilità, dott. Günther Burger, il direttore di ripartizione 
dell’intendenza scolastica in lingua tedesca, dott. Stephan Tschigg, il direttore della ripartizione pro-
vinciale Europa, dott. Albrecht Matzneller, il direttore reggente dell’ufficio commercio e servizi, dott. 
Bruno Fontana, la direttrice dell’ufficio pianificazione territoriale, dott.ssa Virna Bussadori, il vicediret-
tore dell’area servizio legale per il territorio, dott. Fabrizio Cavallar, nonché il direttore dell’ufficio affari 
legislativi della Provincia, dott. Gabriele Vitella. 
La commissione ha rinunciato alla lettura della relazione accompagnatoria sul disegno di legge n. 
107/16. Data lettura del parere positivo del Consiglio dei Comuni, il presidente Christian Tschur-
tschenthaler ha chiesto l’illustrazione del disegno di legge. 
Il presidente della Provincia Arno Kompatscher ha iniziato illustrando l’articolo 1 con le novità 
nell’ambito dell’edilizia abitativa agevolata, e più precisamente per quanto riguarda lo smaltimento 
dell’amianto rimosso da edifici esistenti, la valutazione del reddito di richiedenti residenti all’estero, i 
requisiti per i sostegni al ceto medio e la nomina di una persona fiduciaria negli edifici dell’IPES. Ol-
tre alle aree dell’aeroporto, l’articolo 2 concerne le limitazioni per il commercio al dettaglio nelle zone 
per insediamenti produttivi, per i quali a seguito della liberalizzazione voluta dal Governo Monti si 
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sono aperte delle vertenze davanti alla Corte costituzionale. Secondo la legge urbanistica queste 
zone dovrebbero essere riservate al commercio all’ingrosso – fatta eccezione per le merci ingom-
branti – e alla produzione, e non sottostare alla completa liberalizzazione del commercio. L’articolo 3 
contiene una interpretazione autentica relativamente alle sentenze passate in giudicato al momento 
dell’entrata in vigore della legge omnibus 2014, mentre l’articolo 4 introduce novità per quanto ri-
guarda la segnalazione certificata di inizio attività (SCIA) nel commercio. Con l’articolo 5 si crea la 
possibilità di sostenere l’attività delle federazioni delle organizzazioni di volontariato, in quanto sinora 
i contributi venivano concessi solo alle singole organizzazioni. Con l’articolo 6 si introduce il cofinan-
ziamento dei servizi di assistenza all’infanzia per i figli dei dipendenti provinciali, e l’articolo 7 con-
cerne le risorse finanziarie e di personale per evadere e smaltire i dossier accumulati dall’FSE, e così 
consentire il regolare svolgimento dell’attività nel nuovo periodo di programmazione, peraltro già ini-
ziato. L’articolo 8 stabilisce la dotazione organica complessiva della Provincia e l’articolo 9 contiene 
disposizioni per l’impiego di personale scolastico risultato inidoneo all’insegnamento per motivi di 
salute. Sulla base dell’articolo 10 s’intende infine finanziare progetti per la mobilità sostenibile, utiliz-
zando l’aumento del gettito della tassa automobilistica provinciale. Il presidente Kompatscher ha 
quindi illustrato gli emendamenti e articoli aggiuntivi presentati dalla Giunta, concernenti 
l’incentivazione di modelli di co-housing e co-working, il commercio al dettaglio di veicoli nelle zone 
per insediamenti produttivi, l’impiego del personale scolastico inidoneo all’insegnamento, il personale 
dell’Istituto per la promozione dei lavoratori IPL, le competenze della ripartizione provinciale sanità, la 
modifica della legge provinciale sui servizi pubblici locali, resasi necessaria a seguito di disposizioni 
statali, le nuove modalità di finanziamento per gli investimenti dei Comuni, il finanziamento del fondo 
speciale per le attività di cooperazione e del fondo di rotazione per la ricerca e l’innovazione nonché 
le autorizzazioni per mantenere la gestione privata di scuole dell’infanzia provinciali. 
Aperta la discussione generale, il cons. Roland Tinkhauser ha chiesto al presidente della Provincia 
Kompatscher di tracciare un quadro dello sviluppo del bilancio provinciale negli anni 2016 e 2017. 
Il cons. Paul Köllensperger ha chiesto se le disposizioni di cui all’articolo 1, comma 6 vanno messe in 
relazione alla controversa attività edilizia in via Cadorna a Bolzano, e a che punto sono i nuovi pro-
grammi dell’FSE. Il consigliere ha anche domandato quando si provvede al consolidamento del bi-
lancio provinciale. 
Il cons. Hans Heiss ha lamentato l’assenza del presidente del Consiglio dei Comuni Schatzer, che in 
passato si è sempre espresso in merito al bilancio provinciale, in quanto in alcuni punti essenziali 
tocca anche il finanziamento dei Comuni. Il consigliere ha inoltre posto domande sui previsti inter-
venti di emergenza su edifici in cui è stata riscontrata la presenza di amianto, sull’edilizia abitativa 
agevolata per chi si è trasferito all’estero, sull’interpretazione autentica di cui all’articolo 3, sui progetti 
FSE attualmente in corso e sulle misure a favore della mobilità sostenibile. 
La cons. Maria Magdalena Hochgruber Kuenzer ha chiesto maggiori informazioni sulla tempistica e 
le scadenze del nuovi progetti FSE e sugli incarichi esterni ad essi collegati. Si è anche interessata ai 
criteri per l’impiego del personale scolastico inidoneo all’insegnamento e ha infine criticato l’articolo 
aggiuntivo 10-ter concernente la ripartizione provinciale sanità, in quanto non comprende il motivo 
per cui sia stato inserito nel disegno di legge collegato al bilancio provinciale. 
Il cons. Albert Wurzer ha criticato il gran numero di emendamenti presentati dalla Giunta all’inizio 
della seduta di commissione e ha annunciato la presentazione di emendamenti all’articolo 2, comma 
1, concernente le zone per insediamenti produttivi. Il consigliere ha poi anche chiesto indicazioni più 
precise sul limite finanziario del fondo di rotazione per la ricerca e l’innovazione e sulla nomina delle 
persone fiduciarie dell’IPES. 
Intervenendo per la replica, il presidente della Provincia Kompatscher ha risposto alle varie osserva-
zioni mosse dai componenti della commissione. Con riferimento all’intervento del cons. Tinkhauser 
ha osservato che il consigliere non è il primo a lamentare la scarsa dotazione finanziaria di alcuni 
settori, come per esempio la sanità, ma che nel bilancio di previsione 2017 non è possibile asse-
gnare risorse sufficienti a tutti i settori dell’amministrazione provinciale. Ulteriori risorse verranno poi 
distribuite con l’assestamento di bilancio in estate. Nel complesso il bilancio 2017 è un pochino più 
ricco rispetto a quello di quest’anno, anche se a causa del patto di garanzia di cui all’articolo 79 dello 
Statuto di autonomia, sulla base del quale l’Alto Adige deve contribuire al risanamento del bilancio 
dello Stato, risulteranno meno risorse disponibili. Le quote a carico della Regione e delle due Pro-
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vince potrebbero essere invertite, per cui l’anno prossimo la Provincia autonoma di Bolzano dovrà 
versare solo 376 milioni di euro per risanare il bilancio dello Stato, in quanto 100 milioni di euro ver-
ranno versati dalla Regione. Nel 2017 le maggiori entrate tributarie si attesteranno al livello di 
quest’anno e ci sono i presupposti affinché anche negli esercizi successivi si riesca ad avere un bi-
lancio in equilibrio. Rispondendo al cons. Köllensperger, il presidente Kompatscher ha spiegato che 
in via Cadorna a Bolzano è stata semplicemente riavviata la procedura urbanistica, mentre viene 
mantenuto il contributo di edilizia agevolata a favore delle famiglie. Inoltre con l’articolo in questione 
non si va a interferire in procedure in corso. Il bilancio consolidato verrà approvato solo l’anno pros-
simo, assieme al rendiconto. Con riferimento alle domande del cons. Heiss, il presidente Kompa-
tscher ha spiegato che per gli interventi di emergenza, come i lavori per il risanamento da amianto 
delle abitazioni, verrà previsto un fondo apposito. I progetti per la mobilità sostenibile verranno finan-
ziati con le maggiori entrate della tassa automobilistica e con fondi europei. Per quanto riguarda le 
domande della cons. Hochgruber Kuenzer sull’FSE, il presidente della Provincia Kompatscher ha la-
sciato la risposta al direttore di ripartizione Matzneller. Al personale scolastico giudicato non idoneo 
all’insegnamento per motivi di salute verranno assegnati compiti amministrativi nell’ambito 
dell’amministrazione scolastica, tenendo conto della capacità lavorativa residua. Su richiesta della 
cons. Hochgruber Kuenzer il presidente Kompatscher ha rielencato i motivi per cui si è deciso di affi-
dare la gestione di scuole dell’infanzia provinciali a soggetti privati e di chiudere il fondo di ricerca. I 
relativi contributi rimarranno invariati, e in futuro si provvederà tramite assegnazioni dirette dal bilan-
cio provinciale. 
Il direttore di ripartizione Stefan Walder ha spiegato i motivi che hanno reso necessaria la modifica 
della legge per la nomina delle persone fiduciarie dell’IPES destinate a svolgere un ruolo di media-
zione e che sono le persone di riferimento all’interno degli edifici di proprietà dell’IPES. 
Il direttore di ripartizione Albrecht Matzneller ha illustrato nel dettaglio l’intervento di salvataggio della 
Provincia per i cosiddetti progetti sanati dell’FSE riferiti al periodo di programmazione 2007-2013. 
Con il sostegno esterno di Formez si sta provvedendo alle relative rendicontazioni, mentre nel frat-
tempo sono stati pubblicati i bandi per la presentazione di progetti per il nuovo periodo di program-
mazione. Su richiesta dei conss. Köllensperger, Heiss, Artioli e Hochgruber Kuenzer, il direttore Ma-
tzneller ha poi illustrato lo stato attuale delle certificazioni dei 458 progetti relativi al periodo di pro-
grammazione 2007-2013, che in parte non sono stati ancora controllati. Visto che non vi saranno più 
proroghe da parte dell’UE, queste certificazioni dovrebbero essere concluse entro il novembre 2016, 
ed entro il marzo 2017 la Provincia dovrebbe terminare tutti i controlli. I responsabili di questi pro-
getti, siano essi pubblici o privati, possono sempre rivolgersi alla ripartizione Europa per avere le ne-
cessarie informazioni ai fini delle certificazioni. 
Il vicedirettore Fabrizio Cavallar ha illustrato l’interpretazione autentica di cui all’articolo 3 del disegno 
di legge, resasi necessaria per creare certezza giuridica in merito alla data in cui le sentenze emesse 
prima dell’entrata in vigore della legge omnibus del 2014 si considerano passate in giudicato. 
Il direttore di ripartizione Günther Burger ha rimandato all’articolo 10 del disegno di legge concer-
nente il finanziamento di progetti e studi per la mobilità sostenibile e ha illustrato il progetto del 
gruppo di lavoro trasversale rispetto ai dipartimenti che ha elaborato varie proposte di soluzione per 
trasferire o evitare il traffico e migliorare la viabilità. Su richiesta dei conss. Hochgruber Kuenzer e 
Wurzer, il direttore Burger ha poi parlato dei nuovi criteri di finanziamento del trasporto dei bambini 
della scuola dell’infanzia.  
Conclusa la discussione generale, la commissione ha approvato il passaggio alla discussione arti-
colata del disegno di legge n. 107/16 con 5 voti favorevoli e 3 astensioni. 
I singoli articoli nonché gli emendamenti, evidenziati nel testo allegato alla presente relazione in 
forma sottolineata insieme a una serie di correzioni tecniche, sono stati approvati come segue.  
Articolo 1: la commissione ha esaminato un emendamento al comma 1, presentato dal presidente 
della Provincia Kompatscher e dall’ass. Tommasini, riguardante l’incentivazione di modelli abitativi 
innovativi. Dopo una breve discussione sull’attuazione di tali nuovi modelli di co-working e co-hou-
sing nell’ambito dell’edilizia agevolata, l’emendamento è stato approvato a maggioranza. Sono stati 
invece respinti a maggioranza un emendamento soppressivo del comma 6, presentato dal cons. 
Köllensperger, nonché un emendamento soppressivo del comma 7, presentato dal cons. Heiss. È 
stato respinto a maggioranza anche un emendamento del cons. Heiss al comma 8 dopo una breve 
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discussione sulle qualifiche delle nuove persone fiduciarie dell’Istituto per l’edilizia agevolata. 
L’articolo così emendato è stato infine approvato con 5 voti favorevoli e 3 astensioni. 
Articolo 2: dopo le spiegazioni del direttore d’ufficio Fontana, la commissione ha approvato a maggio-
ranza un emendamento del presidente della Provincia Kompatscher al comma 1 concernente il 
commercio al dettaglio di veicoli nelle zone per insediamenti produttivi ai sensi dell’articolo 44 della 
legge urbanistica provinciale. Dopo il ritiro da parte del cons. Wurzer di due emendamenti al comma 
1 da lui presentati assieme alla cons. Hochgruber Kuenzer, la commissione ha approvato a maggio-
ranza un ulteriore emendamento dei suddetti consiglieri al comma 1 riguardante il commercio al 
dettaglio esercitato dalle cooperative agricole nelle zone per insediamenti produttivi. È stato invece 
respinto a maggioranza l’emendamento del cons. Heiss al comma 4, riguardante il numero di posti 
macchina nelle zone per insediamenti produttivi. L’articolo così emendato è stato approvato con 5 
voti favorevoli e 2 astensioni.  
L’articolo 3, riguardante l’interpretazione autentica del comma 11 dell’articolo 8 della legge omnibus 
del 2014, è stato approvato con 5 voti favorevoli e 2 astensioni dopo che il cons. Heiss ha ritirato il 
proprio emendamento soppressivo dell’intero articolo.  
Gli articoli 4, 5, 6 e 7 sono stati approvati ciascuno con 5 voti favorevoli e 2 astensioni. 
L’articolo 8 è stato approvato, dopo una breve discussione sulla dotazione organica complessiva 
della Provincia, con 6 voti favorevoli e 1 astensione. 
Articolo 9: l’emendamento sostitutivo dell’intero articolo, presentato dal presidente della Provincia 
Kompatscher e dall’ass. Achammer, è stato approvato con 5 voti favorevoli e 2 astensioni dopo la 
spiegazione del direttore di ripartizione Tschigg in merito all’impiego del personale risultato inidoneo 
all’insegnamento per motivi di salute. 
L’articolo 10 è stato approvato, senza interventi, con 5 voti favorevoli e 2 astensioni. 
L’emendamento del presidente della Provincia Kompatscher e dell’ass. Stocker tendente 
all’inserimento dell’articolo aggiuntivo 10-bis sul personale dell’Istituto per la promozione dei lavora-
tori IPL è stato approvato senza interventi con 5 voti favorevoli e 2 astensioni. 
Dopo il ritiro dell’emendamento tendente all’aggiunta di un nuovo articolo 10-ter, è stato approvato 
senza interventi con 5 voti favorevoli e 2 astensioni l’emendamento del presidente della Provincia 
Kompatscher tendente all’inserimento dell’articolo aggiuntivo 10-ter (ex articolo aggiuntivo 10-quater) 
concernente modifiche alla legge provinciale n. 12/2007 nel settore dei servizi pubblici locali. 
L’emendamento del presidente della Provincia Kompatscher tendente all’inserimento dell’articolo ag-
giuntivo 10-quater (ex articolo aggiuntivo 10-quinquies) riguardante l’estinzione dei fondi regionali per 
l’erogazione di mutui agli enti locali è stato approvato senza interventi con 5 voti favorevoli e 2 asten-
sioni. 
L’emendamento del presidente della Provincia Kompatscher tendente all’inserimento dell’articolo ag-
giuntivo 10-quinquies (ex articolo aggiuntivo 10-sexies) riguardante l’abolizione del fondo speciale 
per la cooperazione allo sviluppo di cui alla legge provinciale n. 5/1991 è stato approvato senza in-
terventi con 5 voti favorevoli e 2 astensioni. 
L’emendamento del presidente della Provincia Kompatscher tendente all’inserimento dell’articolo ag-
giuntivo 10-sexies (ex articolo aggiuntivo 10-septies) sul fondo di rotazione per la ricerca e l’innova-
zione è stato approvato senza interventi con 5 voti favorevoli e 2 astensioni. 
L’emendamento del presidente della Provincia Kompatscher e dell’ass. Achammer tendente 
all’inserimento dell’articolo aggiuntivo 10-septies (ex articolo aggiuntivo 10-octies) riguardante la ge-
stione delle scuole dell’infanzia provinciali da parte di soggetti privati è stato approvato con 5 voti fa-
vorevoli e 2 astensioni dopo una breve illustrazione a cura del direttore di ripartizione Tschigg.  
L’emendamento del presidente Tschurtschenthaler tendente a inserire l’articolo aggiuntivo 10-octies 
(ex articolo aggiuntivo 10-novies) riguardante la stesura di un documento finale della Convenzione 
per l’autonomia è stato approvato con 5 voti favorevoli e 2 voti contrari dopo una breve illustrazione 
del presentatore e gli interventi critici dei conss. Heiss e Tinkhauser. 
L’articolo 11 riguardante la disposizione finanziaria è stato approvato senza interventi con 5 voti favo-
revoli e 2 astensioni. 
L’articolo 12 riguardante l’entrata in vigore del disegno di legge è stato approvato con 5 voti favore-
voli e 2 voti contrari. 
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In sede di dichiarazioni di voto, il cons. Heiss ha dichiarato che nonostante si renda conto 
dell’urgenza con cui alcune misure vanno inserite nel disegno di legge collegato alla legge di stabi-
lità, egli voterà contro i disegni di legge n. 107/16, 106/17 e 108/16, e presenterà al riguardo una re-
lazione di minoranza. 
Anche il cons. Tinkhauser ha annunciato il proprio voto contrario sul disegno di legge n. 107/16 e la 
presentazione di una relazione di minoranza sui tre disegni di legge di bilancio 2017. 
Posto in votazione finale, il disegno di legge provinciale n. 107/16 nel suo complesso è stato appro-
vato con 5 voti favorevoli (espressi dal presidente Tschurtschenthaler e dai conss. Wurzer, Hochgru-
ber Kuenzer, Renzler e Steger) e 2 voti contrari (espressi dai conss. Heiss e Tinkhauser). 
 
Vorsitz des Vizepräsidenten | Presidenza del vicepresidente: Dr. Thomas Widmann 
 
PRÄSIDENT: Ich ersuche den Abgeordneten Tinkhauser um Verlesung des Minderheitenberichtes.  
 

TINKHAUSER (Die Freiheitlichen): Nach mehreren Jahren wirtschaftlicher Schwächephase 
festigt, bzw erholt sich die wirtschaftliche Gesamtlage in Südtirol. Die jüngsten Wirtschaftsdaten aus 
dem Wirtschaftsbarometer des WIFO weisen auf eine positive Entwicklung des Geschäftsklimas hin. 
So bewerten laut WIFO 84 % der Unternehmen die eigene Ertragslage als positiv, was im Vergleich 
zu den Jahren 2012 mit 71 %, 2013 mit 69 %, 2014 mit 75 % auf eine beachtliche Verbesserung der 
Stimmungslage hindeutet. Was aber für künftige Investitionsentscheidungen und somit künftiges 
Wirtschaftswachstum wichtiger als die momentane Stimmungslage ist, ist die für das nächste Jahr 
2017 erwartete Ertragslage der Unternehmen und diese ist mit einem Wert von 88 % die höchste seit 
10 Jahren. Neben geplanten Investitionen in die Infrastruktur der Unternehmen, hat eine positive Er-
tragserwartung natürlich auch positive Effekte für den Arbeitsmarkt zur Folge. Zahlreiche Unterneh-
men haben die, aus derzeitiger Sicht, zurückliegenden schwächeren Jahre für eine Konsolidie-
rung/Reorganisation in der Kostenentwicklung, im Kreditwesen, für qualitative Verbesserungen von 
Angeboten und Produkten, für Internationalisierung – was erhöhte Exportquoten belegen – genutzt. 
Diese Unternehmen können nun mit einer soliden Grundlage auf- und ausbauen und somit auch Ar-
beitsplätze schaffen. Die erwartete Ertragslage ist natürlich nicht branchenübergreifend dieselbe, so 
zeigt die positive Entwicklung im Tourismus im Jahr 2016, dass sich erneut das Gastgewerbe zum 
Zugpferd der heimischen Wirtschaft macht. Positiv entwickelt sich das verarbeitende Gewerbe. Das 
Baugewerbe entwickelt sich nach zahlreichen schwierigen Jahren leicht positiv.  
Es scheint als haben die meisten Unternehmen ihre Hausaufgaben gemacht. Auch die lokale Politik 
hat zu Beginn der Legislatur den wichtigen und richtigen Weg der Senkung lokaler Steuern einge-
schlagen, was anzuerkennen ist. Dennoch darf nicht verschwiegen werden, dass die positiven Aus-
sichten für Südtirol durch die schlechte Entwicklung des Staates eingetrübt werden. So rechnet man 
in Südtirol mit einem Wirtschaftswachstum vom 1,3 %, während die Eurozone um 1,7 % wachsen 
soll, Österreich rechnet mit einem Anstieg von 1,5 % und Deutschland mit 1,9 %. Italien wird hinge-
gen laut Prognosen ein Wirtschaftswachstum von 0,7 % aufweisen, womit man wiederum am unte-
ren Rand der europäischen Wachstumsskala liegen wird. Man befindet sich in einem Zwiespalt, der 
sich einerseits in einer positiven Erwartungslage auf Landesebene und im Export äußert, sich ande-
rerseits aber in einer negativen und vor allen Dingen unsicheren Entwicklung auf Staatsebene deut-
lich macht. Zwar bewegen sich Südtirols Unternehmer investitionswillig, aber mit nervösen Zuckun-
gen und die Handbremse stets griffbereit. Aber auch auf Staatsebene gibt es kleine Lichtblicke wenn 
die Unternehmenssteuer IRES von 27,5 % auf 24 % gesenkt werden soll und die im Betrieb belas-
senen, nicht ausgeschüttete Gewinne, weniger besteuert werden sollen. Dies würde die 
Eigenkapitalquote der Unternehmen stärken.  
Um den Unternehmern ihre Investitionsentscheidungen für Südtirol – nicht für benachbarte Länder – 
zu erleichtern und somit weiterhin Arbeitsplätze im Land Südtirol zu schaffen und zu sichern, gäbe es 
für die Landesregierung die Möglichkeit den IRAP-Satz weiter zu senken. Derzeit liegt der IRAP-
Steuersatz in Südtirol für Privatunternehmen bei 2,68 %, während er im Trentino bei 2,3 % liegt. Laut 
Unternehmerverband sind dazu ca. 15-20 Mio. € an Entlastungen für Unternehmen und damit für 
eine stabile Beschäftigungslage möglich. Weitere Entlastungen für unselbständig Beschäftigte kön-
nen über den kompletten Verzicht des regionalen IRPEF-Zuschlages erreicht werden. Bisher be-
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schlossen ist die sog. „No Tax Area“ für den regionalen IRPEF-Zuschlag von 20.000.- auf 28.000.- €. 
Bisher hat die Landesregierung die Steuern gesenkt, dieser Weg sollte nun konsequent weiterge-
gangen werden, denn weniger Steuerbelastung bedeutet mehr Investitionen, mehr unbefristete und 
sichere Arbeitsplätze und unterm Strich mehr Steuereinnahmen.  
Der verfügbare Landeshaushalt beläuft sich bereinigt auf 4,85 Milliarden Euro, wobei es laut Landes-
hauptmann zu einem Nachtragshaushalt kommen wird, der mehr als 50 Mio. Euro betragen soll.  
Im Stabilitätsgesetz selbst werden verschiedene Materien abgehandelt.  
Artikel 1 regelt die Gewährung von Beiträgen und die Entsorgung von Asbest, die Förderung sog. in-
novativer Wohnformen, die Festlegung des Zeitpunktes in Bezug auf die Abgabe des Gesuchs zur 
Wohnbauförderung, die Ernennung einer Vertrauensperson für Gebäude des Wohnbauinstituts.  
Artikel 2 normiert die Auflösung von Miteigentumsgemeinschaften betreffend die Flächen des Flug-
hafens Bozen sowie die Rückkehr zur ursprünglichen Regelung des Detailhandels in Gewerbege-
bieten. Ebenso wird der Detailhandel im beschränkten Ausmaß für bestehende landwirtschaftliche 
Genossenschaften und Konsortien geregelt.  
Artikel 4 betrifft die Neuerungen für den zertifizierten Tätigkeitsbeginn.  
Artikel 5 führt die Möglichkeit der Beitragsvergabe für Initiativen von Dachverbänden ehrenamtlicher 
Organisationen ein. 
Artikel 8 legt das Stellenkontingent für den deutschen Kindergarten und die deutsche Berufsbildung 
neu fest.  
Artikel 9 beinhaltet die Versetzung von für den Unterricht nicht geeignetem Lehrpersonal.  
Artikel 10 legt die Verwendung von 10 Millionen Euro an jährlich erhöhtem Steueraufkommen aus 
der Kraftfahrzeugsteuer für alternative Mobilitätsformen fest.  
Artikel 10-bis und folgende beinhalten Änderungen im Bereich des Personals beim Arbeitsförde-
rungsinstitut AFI, die Finanzierungsmöglichkeiten von Investitionen von Gemeinde, die Umstrukturie-
rungen im Bereich des Rotationsfonds für F&E und die Führung privater Kindergärten. 

---------- 
Dopo vari anni di rallentamento economico, in Alto Adige la situazione generale si sta stabilizzando 
ovvero l’economia è in ripresa. Gli ultimi dati economici del barometro dell’economia curato dall’IRE 
evidenziano un miglioramento del clima imprenditoriale. Sempre secondo l’IRE, l’84% delle imprese 
valuta positivamente il proprio risultato economico. Rispetto al 2012 con il 71%, al 2013 con il 69% e 
al 2014 con 75%, si registra quindi una situazione percepita come nettamente migliore. Tuttavia per 
decidere i futuri investimenti e quindi ai fini della futura crescita economica, più che il clima attuale 
conta il risultato economico che ci si aspetta per l’anno prossimo, e la percentuale dell’88% è il va-
lore più alto registrato da 10 anni a questa parte. Accanto agli investimenti previsti nelle infrastrutture 
delle imprese, queste buone aspettative hanno naturalmente anche effetti positivi sul mercato del la-
voro. Molte imprese hanno usato questi anni di crisi – ora li riconosciamo come tali – per consolidarsi 
o riorganizzarsi rispetto all’andamento dei costi e ai debiti contratti, per migliorare qualitativamente 
offerta e prodotti e per entrare nel mercato internazionale (come testimoniano le maggiori esporta-
zioni). Forti di una solida base, queste imprese possono ora crescere ed espandersi e quindi creare 
anche nuovi posti di lavoro. Benché il risultato economico atteso non sia uguale in tutti i settori, la 
tendenza positiva registrata nel 2016 per il turismo dimostra che l’industria ricettiva sta ritornando ad 
essere il settore trainante della nostra economia. Nel settore manifatturiero si registra una crescita, e 
dopo numerosi anni difficili l’edilizia è in leggera ripresa.  
Potremmo quasi dire che la maggior parte delle imprese ha fatto ciò che doveva. Dobbiamo ricono-
scere il merito alla politica locale di aver sin dall’inizio della legislatura intrapreso la giusta e impor-
tante via della riduzione dei tributi locali. Tuttavia non bisogna nascondere che le prospettive positive 
per l’Alto Adige sono offuscate dal cattivo andamento dello Stato. Per l’Alto Adige si calcola una cre-
scita economica dell’1,3%, mentre l’eurozona crescerà dell’1,7% e Austria e Germania contano di 
registrare un aumento rispettivamente dell’1,5 e dell’1,9%. Le previsioni per l’Italia indicano invece 
una percentuale dello 0,7%, il che ci collocherà ancora una volta nella parte bassa della scala di cre-
scita europea. Ci troviamo così divisi tra la previsione di un risultato economico positivo a livello lo-
cale e nell’export e uno sviluppo negativo, e soprattutto incerto, a livello nazionale. Gli imprenditori 
altoatesini hanno voglia d’investire, ma con grandi incertezze e la mano pronta sul freno. Ma anche a 
livello nazionale ci sono alcune piccole note positive come l’intenzione di ridurre l’IRES (imposta sul 
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reddito delle società) dal 27,5% al 24%, o quella di tassare meno gli utili non distribuiti, il che con-
sentirebbe di aumentare la quota di capitale proprio delle imprese.  
Per favorire la decisione degli imprenditori di investire in Alto Adige – e quindi non nelle regioni e nei 
Paesi limitrofi – creando così nuovi posti di lavoro e garantendo quelli esistenti, la Giunta provinciale 
potrebbe ridurre ulteriormente l’IRAP. L’aliquota IRAP attualmente applicata in Alto Adige sulle im-
prese private è del 2,68%, rispetto al 2,3% del Trentino. Secondo l’associazione degli industriali si 
potrebbero applicare sgravi alle imprese per un valore di 15-20 milioni di euro circa, e così stabiliz-
zare ulteriormente la situazione occupazionale. Altri sgravi per i lavoratori dipendenti si otterrebbero 
con la completa cancellazione dell’addizionale regionale all’IRPEF. Sinora si è deciso di aumentare 
la cosiddetta no tax area ai fini di questa imposta da 20.000 a 28.000 euro. La Giunta dovrebbe con-
tinuare a ridurre le imposte, in quanto una pressione fiscale ridotta significa maggiori investimenti, più 
posti di lavoro fissi e posti di lavoro più sicuri, e sotto sotto anche un gettito fiscale maggiore.  
Il bilancio provinciale netto ammonta a 4,85 miliardi di euro, e secondo il presidente della Provincia 
arriveremo ad un assestamento di bilancio superiore ai 50 milioni di euro.  
La legge di stabilità tocca vari ambiti.  
L’articolo 1 disciplina la concessione di contributi per la rimozione dell’amianto, l’incentivazione dei 
cosiddetti modelli abitativi innovativi, la definizione del momento in cui può essere presentata la do-
manda di agevolazione edilizia nonché la nomina di persone fiduciarie per gli edifici dell’Ipes.  
L’articolo 2 disciplina lo scioglimento delle comunioni con riferimento alle aree dell’aeroporto di Bol-
zano nonché il ripristino della regolamentazione originaria del commercio al dettaglio nelle zone per 
insediamenti produttivi. Viene inoltre disciplinato il commercio al dettaglio esercitato, con delle limita-
zioni, in tali zone dai consorzi e dalle cooperative agricole esistenti.  
L’articolo 4 introduce delle novità riguardo alla segnalazione certificata di inizio attività. 
L’articolo 5 prevede la possibilità di concedere contributi per le iniziative delle federazioni di organiz-
zazioni di volontariato.  
L’articolo 8 ridefinisce il contingente di posti per le scuole dell’infanzia in lingua tedesca e la forma-
zione professionale, anch’essa in lingua tedesca.  
L’articolo 9 disciplina il trasferimento del personale docente risultato inidoneo all’insegnamento.  
L’articolo 10 stabilisce l’utilizzo di 10 milioni di euro dal previsto aumento del gettito della tassa auto-
mobilistica provinciale per forme di mobilità alternativa.  
L’articolo 10-bis e quelli seguenti contengono modifiche riguardanti il personale dell'Istituto per la 
promozione dei lavoratori IPL, le possibilità di finanziamento degli investimenti dei Comuni, il fondo di 
rotazione per la ricerca e lo sviluppo e la gestione delle scuole dell'infanzia da parte di soggetti pri-
vati.  
 
Ich danke den anwesenden Kollegen recht herzlich für ihre Aufmerksamkeit. Ich glaube nämlich, dass die 

Verlesung der Minderheitenberichte für die Katz' ist. Die Vorgängerregierung hatte zumindest den Anstand, anwe-
send zu sein. Der Landeshauptmann ist bei der Verlesung der Minderheitenberichte hier gesessen. Heute stelle 
ich fest, dass es gescheiter wäre, gar keinen Minderheitenbericht mehr zu verfassen.  

 
PRÄSIDENT: Herr Abgeordneter Heiss, Sie haben das Wort für die Verlesung des Minderheitenberichtes.  
 
HEISS (Grüne Fraktion - Gruppo verde - Grupa vërda): Ich teile ein wenig die Anmerkungen des Kolle-

gen Tinkhauser in diesem Zusammenhang und verlese nun meinen Minderheitenbericht, allerdings nicht zur 
Gänze, denn ich möchte diese Form der politischen Zahnsteinpflege auf ein Minimum beschränken und Ihnen 
deshalb nur relevante Passagen zu Gehör bringen, nachdem Sie alle des Lesens kundig sind.  

 
 
Haushalt 2017 im Übergang zu grundlegender Neuausrichtung 
Der Haushaltsvoranschlag der kommenden Jahre mit einer Einnahmenhöhe von 5,4 Milliarden Euro 
wurde im Herbst 2016 ohne größere Diskussion von Seite der Öffentlichkeit und der Verbände vor-
gestellt, in der Landesregierung verabschiedet und in der zuständigen Gesetzgebungskommission 
behandelt. 
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Die grundsätzliche Ausgewogenheit des Entwurfs, die stabile Haushaltslage und die weiter anzie-
hende Konjunktur mit ihren Nebeneffekten gab wenig Anlass zur Polemik, auch Klagen der Wirt-
schaftsverbände, vorab des Unternehmerverbandes, blieben im rituellen Rahmen. Die Sozialpartner 
der Gegenseite hingegen hielten mit ihrer Zufriedenheit über den positiven Ansatz des Haushalts im 
Bereich Gesundheit, Bildung und Soziales nicht hinter dem Berg. Das letzte Wort ist aber noch nicht 
gesprochen, da mit dem Nachtragshaushalt im kommenden Jahr einige Justierungen erfolgen wer-
den, die den Wirtschaftssektoren gewiss entgegen kommen. 
Einnahmenseitig ist feststellbar, dass im Bereich abgetretener Staatssteuern die Rolle der Einkom-
mensteuer IRPEF als bei weitem stärkste Position konstant zunimmt: Während die Gesellschafts-
steuer IRES wegen des von staatlicher Seite abgesenkten Steuersatzes um ca. 36 Mio. auf ca. 290 
Mio. € sinken wird, nähern sich die IRPEF-Einnahmen der Marke von 1.800 Mio. € und stellen damit 
ein Drittel der Einnahmen. Mit Nachdruck ist darauf hinzuweisen, dass in den Haushalten die Ein-
nahmen aus der Einkommenssteuer seit Jahren stetig im Wachsen begriffen sind. Sie erreichten be-
reits 2016 die Höhe von 1735 Mio. €, 2012 dagegen erst 1610 Mio. € und 2009 mit nur 1534 Mio. gut 
eine Viertelmilliarde weniger. Am Trend der letzten Jahre zeigt sich, in welch überragendem Ausmaß 
Einzelpersonen und Arbeitnehmer zum Steueraufkommen beitragen. Der partiellen Entlastung im 
Haushalt steht also eine langfristig wachsende Belastung der Lohn- und Gehaltsempfänger gegen-
über. 
Die Landesregierung ist darum bemüht, im Bereich der Landesabgaben für Entlastung zu sorgen 
und hält die KfZ-Steuer, die Landesumschreibungssteuer, die KfZ-Haftpflichtversicherungsteuer und 
den regionalen IRPEF-Zuschlag auf einem Minimum. Die Maßnahmen wirken gewiss dämpfend, sie 
dienen aber insgesamt mehr dem Autohandel als den Autobesitzern, da Immatrikulation und Ankauf 
zwar erleichtert werden, mit diesen aber auch die Freude am Fahren steigt. Die Steuerschnitte kom-
men Autohaltern entgegen, fördern aber auch den Autoabsatz. Die Tatsache, dass weniger Autos 
und Autofahren ökologisch vorteilhaft und einkommensstärkend wirken, wird durch diese Entlastun-
gen konterkariert. 
Wie üblich, sind also die Steuern der Lohnabhängigen und Gehaltsempfänger nicht nur grundlegend 
für das Gesamtaufkommen der Einnahmen im Südtiroler Landeshaushalt, sondern wachsen stetig. 
Dass demgegenüber die Senkung des Regionalzuschlags auf die IRPEF von 20.000 auf 28.000 
Euro erhöht wurde, bewirkt zwar eine Entlastung in Höhe von 14 Millionen €, diese ändert aber 
nichts daran, dass „kleine“ und mittlere Einkommen mehr denn je Hauptsäulen des Südtiroler Lan-
deshaushalts sind.  
Zwar lässt sich fest halten, dass zumindest unter Landesbediensteten dank der jüngsten Gehaltser-
höhungen ein beträchtlicher Rückfluss von Steuermitteln zugunsten dieser Ebene der Steuerzahlen-
den erfolgt, er erreicht aber eine relativ stärker geschützte Gruppe, die zwar nicht üppig, aber kollek-
tivvertraglich und arbeitsrechtlich doch deutlich besser abgesichert ist als private Bedienstete. 
Ein erster Kommentar: In einem Territorium wie Südtirol, wo dank der Finanzautonomie das Steue-
rungsinstrument des Haushalts wirkungsvoll eingesetzt werden kann, ist das Bemühen um Vertei-
lungsgerechtigkeit mittels des Haushalts gewiss spürbar. Trotzdem: Die allgemeinen staats- und eu-
ropaweit spürbaren Generaltendenzen von Steuerbelastung, anhaltender Lohnschwäche in vielen 
Bereichen und einer wachsenden Zahl Niedrigrentner gegenüber wachsender Rendite in bestimmten 
Sektoren bei denkbarer Steuervermeidung schlagen sich auch in Südtirol durch. Sie weichen damit 
einen Grundsatz der Autonomie auf, nämlich das Versprechen von Gerechtigkeit auf allen Ebenen: 
In der Politik, der Verwaltung, aber auch der Ressourcenverteilung und den sozialen Ausgleich im 
Lande. 
Die Einnahmen aus abgetretenen Staatsteuern, vor allem der Einkommens- und Gesellschaftssteu-
ern, tragen auch wesentlich dazu bei, die nunmehr rückläufigen Zuweisungen des Staates aus ver-
gangenen Jahren abzufedern. Auch der leichte Zuwachs der IRAP ist hilfreich.  
Wie der Haushaltsbericht ausführt, sind die Einnahmen aus Steuerrückständen für 2017 und in den 
Folgejahren sinkend , ebenso staatliche Zuweisungen, von denen ab 2018 ca. 200 Mio. € jährlich 
fehlen werden, sodass die Landesabgaben, vor allem aber die vom Staat abgetretenen Abgaben im 
Bereich der IRPEF mehr denn je zentral bleiben. 
Grundsätzliche Sorgen sind aber angebracht: Der Anstieg der laufenden Kosten schnürt den Rah-
men der Investitionen fortwährend ein, wie sich bei einem absehbaren Einnahmenrückgang in den 
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kommenden Jahren zeigen wird. Vollkommen zu recht hat LR Schuler kürzlich auf diese Tendenz ei-
nes strukturellen Wachstums laufender Kosten hingewiesen. Die durch das angekündigte „zero base 
budgeting“ angekündigte Überprüfung aller Haushaltspositionen kommt trotz redlicher Bemühungen 
der damit betrauten Arbeitsgruppe nicht wunschgemäß voran. In den Bereichen der Haushaltsum-
schichtung bedarf es grundsätzlicher Eingriffe, ohne in falschen Austeritätswahn zu verfallen. 
Im Bereich Ausgaben wird das Bilanzvolumen von 5,4 Mrd. € durch den Abzug der Durchlaufposten 
in Höhe von 304 Millionen eingeschränkt. Hinzu kommen die Beteiligungen am Ausgleich der öffent-
lichen Finanzen: Die Stabilität des Sicherungspaktes hält die Abgaben auf gewohnten 477 Mio. Euro 
– zumindest vorerst. Verfügbar sind nach diesen Abzügen also 4856 Mio. Euro. 
Im Hinblick auf die Ausgaben genügen wenige Bemerkungen, die in der Generaldebatte näher aus-
geführt werden. 
Ausgabenseitig hat sich die noch 2014 spürbare Panik rund um die Entwicklung der größten Haus-
haltsposition gelegt, um den Bereich Gesundheit, der mit 1234 Mio. € rund ein Viertel des Haushalts 
umfasst. Der Anteil der Gesundheitskosten am BIP liegt mit knapp 7% im italienischen Vergleich, 
aber auch im deutschen und österreichischen Ranking immer noch günstig, wenn auch die pro-Kopf-
Ausgaben auf höherem Niveau platziert sind. 
Der Spardruck auf das Gesundheitswesen wird in den kommenden Jahren neuerdings wachsen, ob-
wohl die Sanität bereits jetzt an einer Fülle von Ausgabenpositionen gekürzt hat. Ähnliches gilt für die 
heuer wieder leicht gestiegenen Positionen Bildung und Soziales, an denen auch künftig keine Ab-
striche zu erwarten sind. Denn trotz aktuell gebesserter wirtschaftlicher Situation bleiben die Anforde-
rungen im sozialen Bereich anhaltend hoch, aufgrund struktureller Armut und sozialer Schwäche 
wachsender Bevölkerungsgruppen, aber auch wegen des weiter steigenden Pflegebedarfs. Der 
wachsende Bedarf in den Bereichen Bildung, Gesundheit, Soziales darf trotz denkbarer Rationalisie-
rungsschritte nicht grundsätzlich zurückgefahren werden, da die Dotierung und planvolle Mittelver-
wendung dieser Sektoren wesentlich über die Solidarität und Zusammenhalt der Südtiroler Gesell-
schaft entscheidet. Die Beispiele aus anderen Regionen Italiens und großen Nationen zeigen, wie 
sehr es sich rächt, wenn sich große Gruppe abgehängt und unterversorgt sehen: Spaltung und Wut, 
vor allem aber schleichende Verarmung bis hin zur Verelendung sind die ist die unausweichliche 
Konsequenz. 
Umso wichtiger, die finanziellen Weichen für die Zukunft jetzt zu stellen, um die Finanzierung zent-
raler Ausgabenbereiche Bildung, Gesundheit, Soziales, auch des Wohnbaus zu sichern. Trotz erster 
Bemühungen steht die Neugestaltung des Haushalts erst am Anfang, nicht nur durch bessere Aus-
gabengestaltung und -rationalisierung, durch Inwertsetzung von Vermögenspositionen wie des 
schlecht genutzten Immobilienportfolios, aber auch durch Einnahmenerhöhung, die sich auch durch 
den Kampf gegen Steuervermeidung und -hinterziehung erzielen lässt. 
Nach diesen wenigen Hinweisen leiten wir hin auf die Betrachtung der Bestimmungen zum Stabili-
tätsgesetz. 
„Bestimmungen zum Stabilitätsgesetz“: Das legislative Buffet zum Jahresschluss mit Bagatell- und 
Großeingriffen 
Die Bestimmungen in Zusammenhang mit dem Stabilitätsgesetz präsentieren sich als die zu Jah-
resausgang unvermeidliche Mischung von sinnvollen Anpassungen, Sanierungen und klientelge-
rechten Artikeln. Sie sind ebenso unausrottbar wie sie dennoch stets zurück zu stutzen sind: Obwohl 
als notwendiges Ventil unvermeidlich, wuchern die Artikel trotzdem wie die Köpfe einer Hydra, die 
man mit scharfen Schnitten bekämpfen muss. 
 
So modifiziert Artikel 1 das Wohnbauförderungsgesetz, wobei die Eingriffe in Abs. 1, 3, vor allem 
dazu dienen, den notwendigen Abbau und die Entsorgung von Asbest voran zu treiben, mit Not-
standshilfen und Schenkungsbeiträgen.  
In Abs.1-bis wurde in der Kommission auf Betreiben von LR Tommasini ein Passus zu innovativen 
Wohnmodellen nachgereicht, um das sog. „co-housing“ vor allem unter jungen Bauträgern und Fa-
milien voran zu treiben, ob als Kostprobe der längst angekündigten Wohnbaureform oder als verein-
zelter und folgenloser Vorstoß, ist noch nicht absehbar; eine Streichung wäre aus Oppositionssicht 
angebracht. 
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Art. 1 Abs. 2 passt die Wohnbauförderung von Migranten, die Einkommen im Ausland bezogen ha-
ben, an neue rechtliche Vorgaben an: Der im Ausland realisierte Verdienst wird nicht mehr in für 
Südtirol landesübliche Einkommens-Äquivalente von Arbeit umgerechnet, da angeblich in Wider-
spruch zu EEVE-Kriterien. 
Absatz 6 widmet sich der Situation in der Bozner Cardornastraße, wo ein langer Baustopp und 
Rechtsstreit die Position der Bauwerber extrem gefährdet hat und sichert die rechtlich prekäre Lage 
betroffener Familien und Parteien nachträglich ab. 
Abs. 7 hingegen stellt den Faktor „Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit“, der bisher genau definiert war, 
in das Ermessen der Landesregierung, der aus unserer Sicht allzu weite Spielräume bei der Festle-
gung der Einkommensgrenzen für den Zugang zu WOBI-Wohnungen eröffnet werden. 
Abs. 8 räumt dem Institut für Sozialen Wohnbau die Möglichkeit ein, aus dem Kreis der Mieter Ver-
trauenspersonen zu wählen, um die Beziehungen zur Mieterschaft zu pflegen, die Bestellung not-
wendiger Ansprechpartner in vielen Fragen ist zwar nachvollziehbar, die Möglichkeit bleibt allerdings 
in den fachlichen und persönlichen Eigenschaft der Vertrauenspersonen völlig vage und sollte ge-
nauer festgelegt werden. 
Art. 2 Abs. 1 widmet sich Artikel 44 des Landesraumordnungsgesetzes (LROG), in dem der Charak-
ter der Gewerbezonen profiliert ist. Der lange gültige Grundsatz des Handelsverbots in Gewerbezo-
nen wurde durch die Handelsliberalisierung der Regierung Monti 2012 und das entsprechende Lan-
desgesetz stark aufgeweicht und die bislang relativ klare Sperre für Einzelhandel in Gewerbegebie-
ten in Frage gestellt.  
Nachdem seit Juli 2016 durch neue Durchführungsbestimmung die Handelsmaterie wieder der pri-
mären Kompetenz des Landes überantwortet ist, wird der autonomiepolitische Geländegewinn durch 
die Anpassung des „Gewerbezonenartikels“ im LROG neu bekräftigt.  
Damit sind Handelseinschränkungen in Gewerbegebieten nun grundsätzlich wieder möglich, Ge-
sundheit, klare Raumordnungsprinzipien, Lebensqualität und Schutz der Ortskerne in ihrer Handels-
funktion haben neuerdings prinzipiell Vorrang. Die Ausnahme der sperrigen Güter, deren Verkauf 
auch in Gewerbegebieten aus Anfahrts- und Zuliefergründen ermöglicht werden soll, bleibt aufrecht. 
Eine Vorzugsspur erhalten wieder landwirtschaftliche Genossenschaften, deren Produktpalette ver-
kauft werden darf. Die Reformulierung ist grundsätzlich zu begrüßen; sie sollte jedoch im Bereich 
landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften genauer gefasst werden. 
Abs. 3 klärt das Miteigentum bei Ansiedlungen in Gewerbegebieten, die Frage ist dem Unterzeich-
neten aufgrund ihrer Komplexität und seines begrenzten Sachverstandes vorerst nicht nachvollzieh-
bar. 
Art. 3 klärt die Terminstellung von Urteilen im Hinblick auf Handelstätigkeiten, wobei es sich um ge-
wichtige Verfahren etwa von ASPIAG und Tosolini handelt. Der Passus sucht durch zeitliche Präzi-
sierung für die Wirksamkeit der Urteile, die vor dem 23. 10. 2014 ergangen sein müssen, Unklarhei-
ten auszuräumen.  
Art. 4 widmet sich gleichfalls der Neufassung des Landesgesetzes 7/2012 zur Liberalisierung der 
Handelstätigkeit: Zunächst durch technische Anpassung der Bezüge auf Rechtsquellen und durch 
die weitere Einführung und präzisere Friststellung der „Zertifizierten Meldung des Tätigkeitsbeginns“, 
der ZMT, besser bekannt unter dem Kürzel „SCIA“, die jeweils vor Tätigkeitsbeginn der zuständigen 
Gemeinde zu übermitteln ist.  
Auch die in Abs. 9 deponierte, grundsätzliche Verpflichtung für Großverteilungsbetriebe und 
Einkaufszentren, ihre Tätigkeit im Falle bestimmter Voraussetzungen einer UVP zu unterziehen, ist 
begrüßenswert. 
Art. 5 stellt die Vergabe von Beiträgen an die Dachverbände ehrenamtlicher Organisationen auf neue 
Grundlagen: Für diese Förderung stand bislang ein Sonderfonds der Stiftung Sparkasse zur Verfü-
gung, der aber ob der stark verschlechterten Situation des Bankhauses nicht mehr zu Gebote steht, 
sodass das Land substituierend in mäßiger Höhe einspringt. 
Art. 6 setzt einen familienpolitischen Akzent und sucht den eigenen Bediensteten des Landes durch 
Teilfinanzierung der Kinderbetreuungsdienste entgegenzukommen, wobei den Betroffenen höchs-
tens 35 % auferlegt werden sollen. 
Art. 7 ist ein weiterer Versuch, den chronischen Engpässen im Bereich der Europäischen Sozial-
fonds abzuhelfen. Noch immer sind zahlreiche Gesuche von ESF-Bewerbern der Periode 2007 bis 
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2013 unbearbeitet bzw. nicht abgerechnet, wozu der zuständige Direktor Albrecht Matzneller der III. 
Gesetzgebungskoon. ein ungeschminktes Bild geboten hat. Offen sind immer noch 458 Projekte aus 
der Periode 2007-2013, wovon 285 bis Mitte November 2016 nicht einmal kontrolliert waren. Um 
zumindest einen Teil davon abzurechnen, will der Artikel die Zusammenarbeit mit einschlägig ver-
sierten Unternehmen wie etwa FORMEZ o. a. im Sinne einer glimpflichen Abrechnung in letzter Mi-
nute ermöglichen. 
Art. 8 legt im Bereich Personal das Gesamtstellenkontingent des Landes fest (und beendet den Stel-
lenabbau), insbesondere jenes für Sprachenzentren und italienische Berufsbildung. Zudem sind für 
den bekanntlich stark belasteten bzw. unterbesetzten Bereich der Kindergärten 50 neue Stellen bis 
zum Schuljahr 2017/18 vorgesehen. 
Art. 9 dient der Klärung einer wichtigen Personalfrage und ermöglicht den Einsatz von zum Unterricht 
nicht mehr geeigneten Lehrpersonen im Verwaltungsbereich der Schulen, wobei ein eigenes Stellen-
kontingent für diese, durch Überforderung, Alter oder persönliche Umstände nicht mehr einsetzbaren 
Personen errichtet wird; gewiss ein sinnvoller Lösungsweg. 
Art. 10 ermöglicht dem Ressort Mobilität – so die Angaben von AD Ing. Günther Burger - die Finan-
zierung von Projekten nachhaltiger Mobilität, v. a. in den Bereichen Vermeidung, Verlangsamung 
und Verbesserung des Verkehrs. 
Von Art. 10-bis bis 10-octies: die Blütenlese des Stabilitätsgesetzes 
Die weiteren Änderungsanträge zu Artikel 10, die erst sehr kurzfristig in der Kommission eingebracht 
wurden, sind z. T. wirklich substanzieller Natur und hätten eine eigenständige Behandlung als ge-
setzliche Grundreform vollauf verdient. 
Art. 10-bis, Abs. 1 klärt die personalrechtliche Position des Arbeitsförderungsinstituts, um dessen 
Mitarbeiterschaft der drohenden Prekarisierung zu entziehen und sichert die Funktionsfähigkeit die-
ser schlagkräftigen Forschungsinstitution.  
Aufmerksamkeit verdient vor allem für Art.10-ter, der das vor neun Jahren verabschiedete Gesetz 
„Lokale öffentliche Dienstleistungen“ (12/2007) zufolge des gesetzesvertretenden Dekrets vom 19. 8. 
2016, Nr. 175 auf fundamental neue Grundlagen stellt.  
Noch 2007 hatte der staatliche Gesetzgeber darauf gedrängt, die Leistungsverwaltung und Beteili-
gungen der öffentlichen Körperschaften auf ein Mindestmaß herab zu drücken, deren Qualität zu si-
chern und den Dschungel von Gesellschaften zu lichten – bekanntlich mit mäßigem Erfolg. Der 
Landtag rezipierte dieses Gesetz, das nun um eine weitere Säule erweitert wird. Es regelt nun ein-
schneidend und im Hinblick auf anstehende Reformen die Frage der öffentlichen Beteiligungen des 
Landes und anderer Körperschaften wie Gemeinden und Bezirksgemeinschaften. Dies zeigt sich 
daran dass bereits der Titel „Lokale öffentliche Dienstleistungen um den Zusatz „und öffentliche Be-
teiligungen“ ergänzt wird. Denn dass in den kommenden Jahren die Beteiligungsverhältnisse des 
Landes u. a. öffentlicher Rechtsträger an großen Unternehmen vorab des Transport- und Energiebe-
reichs neu geregelt werden, ist mit unumstößlicher Sicherheit absehbar. Daher soll nach gesetzli-
chem O-Ton auf „Besonderheiten des Territoriums“ und Minderheitenschutz Bedacht genommen 
werden (Art. 10 ter, Abs. 3), wobei es aber um grundlegende Beteiligungen der öffentlichen Hand, 
etwa bei Alperia und ihren Gesellschaften oder aber bei SAD gehen wird. 
Art. 10-ter Abs. 5 des neu definierten Landesgesetzes 12/2007 eröffnet – entgegen der ursprünglich 
vorgesehenen Einschränkung – eine ganze Palette neuer Möglichkeiten zum Erwerb von Beteiligun-
gen und zur Gründung von Gesellschaften: Im Bereich von Gütern und Dienstleistungen von öffentli-
chen Interesse, zur Projektierung, Realisierung und Führung größerer Bauvorhaben, im Sektor Be-
schaffung oder der Lancierung von Messeprojekten, Mobilität, Thermen u. v. a. m. Auf den ersten 
Blick eine Kehrtwende der öffentlichen Hand, die zumindest durch diesen Gesetzesvorschlag grö-
ßere Aktivitäten für die Zukunft ankündigt. Sogar für den Liegenschaftsbereich sollen Wertsteigerun-
gen durch Ausweitung des Immobiliarportfolios ausdrücklich zulässig sein. Ähnlich radikal ausge-
weitet wird auch der monokratische Charakter der Organe, da gemäß Abs. 4-quater in den Satzun-
gen der Gesellschaften eine Übertragung der Verwaltungsvollmacht vom Verwaltungsrat an den al-
leinigen Verwalter vorgesehen werden kann. 
Stark erweiterte Aufgabenbereiche öffentlicher Gesellschaften und deren straffere Führung „aus ei-
ner Hand“ sollen gemäß Absatz 6 von einer Grundrevision aller direkt und indirekt kontrollierten Ge-
sellschaften bis Jahresende 2017 begleitet werden, mit der Folge allfälliger Veräußerung von Gesell-
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schaftsanteilen. Auf derselben Linie liegt die in Abs. 7 vorgesehene Analyse, die ab 2020 alle drei 
Jahre erfolgen soll, mit dem Zweck allfällig notwendiger Rationalisierung und Umstrukturierung, falls 
die jeweiligen Gesellschaften nicht bestimmte notwendige Benchmarks erreichen, wie in Abs. 7 von 
a) bis g) aufgeführt. 
Die ursprüngliche Ausrichtung von Art. 5-bis, eine grundlegende „Reduzierung“ der Gesellschaften 
„bis zum 31. Dezember 2016 zu ermöglichen“, ist damit vom Tisch gefegt. 
Die letzte Pointe in dieser Ausweitung bildet schließlich der neue Abs. 9, der Gesellschaften mit öf-
fentlicher Beteiligung, sofern diese zu bestimmten Terminen börsennotiert sind, von dieser Neure-
gelung ausdrücklich ausnimmt.  
Es handelt sich also um eine echte Trendumkehr im Bereich der Öffentlichen Beteiligungen, die dem 
Land und anderen Trägern neue, bisher verwehrte Optionen des Einstiegs ebenso ermöglicht, wie 
sie bestimmte Sektoren jedem Zugriff entzieht. Der 2007 bis 2012 vorherrschende Kurs eines Rück-
zugs des Landes aus öffentlichen Beteiligungen erscheint damit zumindest gestoppt, wenn nicht gar 
eine neue Ära eingeleitet werden soll. Eine eingehende Beobachtung dieses „Turns“, der auf keinen 
Fall eine Rückkehr zum „System Südtirol“ mit seinen vielfältigen Verflechtungen und Gunsterweisen 
darstellen sollte, ist in jedem Fall notwendig. 
Dagegen ist Art 10-quater von sachlicher Harmlosigkeit, da hier nur die regionalen Darlehens-Fonds 
für die örtlichen Körperschaften abgeschafft werden, da deren Funktion längst aus anderen Quellen 
übernommen wird. 
Art. 10-quinquies ermöglicht die Aufstockung der landeseigenen Mittel zur Entwicklungszusam-
menarbeit durch Quellen auch aus zweiter und dritter Hand, ebenso die Übernahme von Verfügbar-
keiten des Schatzamtskontos zugunsten der Erdbebenopfer in den Abruzzen in den Landeshaushalt 
(hoffentlich zur Weitergabe). 
Die in Art. 10-sexies vorgesehene Ablösung des Rotationsfonds für Forschung und Entwicklung 
durch den Rotationsfonds für Wirtschaftsförderung zugunsten eines auch künftigen Einsatzes für 
F&E bedeutet nur längst fällige Vereinfachung. 
Art. 10-septies ermächtigt die ca. 13 privaten, v. allem in Bozen, Meran und im Unterland konzent-
rierten Träger von Kindergärten dazu, die Führung von Landeskindergärten auch künftig fortzuset-
zen.  
Art. 10-octies widmet sich schließlich dem abschließenden Resultat des Autonomiekonvents und 
verändert das einschlägige Gesetz von 2015: Demnach soll der Konvent als dürftiges Ergebnis sei-
ner monatelangen und aufwändigen Beratungen nichts weiter produzieren als ein „Dokument“ mit 
„Empfehlungen für den Landtag“: Ein dünnes Papier ohne Vertiefung Qualitätsanforderung und 
Rechtswirksamkeit, das dem grundlegenden Charakter des Konvents keinesfalls gerecht werden 
würde. 
Mit dieser Salve von Abänderungsanträgen enden die „Bestimmungen in Zusammenhang mit dem 
Stabilitätsgesetz 2017“, das nach altbewährter Manier zum Last-Minute-Omnibus mutiert ist. 

---------- 
Bilancio 2017, un bilancio di transizione verso un sostanziale riorientamento 
Il bilancio di previsione per i prossimi anni, con entrate pari a 5,4 miliardi di euro, dopo essere stato 
presentato nell’autunno 2016 senza grandi discussioni da parte dell’opinione pubblica e delle 
associazioni, è stato approvato dalla Giunta provinciale e quindi trattato nella competente commis-
sione legislativa.  
Il generale equilibrio del disegno di legge, la situazione stabile del bilancio e il perdurare della con-
giuntura positiva con i suoi effetti collaterali hanno dato poco adito a polemiche; anche le lamentele 
delle associazioni imprenditoriali, in primis di Assoimprenditori, si sono contenute entro i consueti li-
miti. La controparte, invece, non ha nascosto la propria soddisfazione per l’orientamento positivo del 
bilancio nei settori della salute, dell’istruzione e in quello sociale. Non è però ancora detta l’ultima pa-
rola, poiché l’anno prossimo l’assestamento di bilancio darà luogo ad alcuni aggiustamenti che 
sicuramente andranno incontro ai settori economici.  
Sul fronte delle entrate, si può constatare che, per quanto riguarda le devoluzioni del gettito 
d’imposta da parte dello Stato, il peso dell’IRPEF, la voce di gran lunga più importante, cresce co-
stantemente: mentre l’abbassamento dell’aliquota da parte dello Stato farà scendere l’IRES di ca. 36 
milioni, assestandola a ca. 290 milioni, le entrate IRPEF si avvicinano ai 1.800 milioni e rappresen-
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tano quindi un terzo delle entrate. Va messo in particolare rilievo il fatto che nei bilanci le entrate de-
rivanti dall’imposta sul reddito sono in costante aumento. Già nel 2016 avevano toccato i 1.735 mi-
lioni di euro, mentre nel 2012 raggiungevano appena 1.610 milioni di euro e nel 2009 solamente 
1.534 milioni, quindi si tratta di ben 250 milioni in più nell’attuale bilancio. La tendenza degli ultimi 
anni mostra la misura significativa in cui i singoli soggetti e i lavoratori dipendenti contribuiscono al 
gettito fiscale. Al parziale sgravio del bilancio si contrappone quindi un lento e perdurante aggravio 
del carico sui salariati e sugli stipendiati. 
La Giunta provinciale si sta adoperando per un alleggerimento di tale carico attraverso le imposte 
provinciali, mantenendo al minimo la tassa automobilistica, la tassa provinciale di trascrizione sui vei-
coli, la tassa assicurativa di responsabilità civile per gli autoveicoli e l’addizionale IRPEF. Tali misure 
sicuramente hanno effetti mitigatori, ma nel complesso sono più utili ai commercianti di auto che ai 
possessori dei veicoli, poiché l’immatricolazione e l’acquisto vengono sì semplificati, ma con ciò au-
menta anche la voglia di guidare. Gli sgravi fiscali avvantaggiano i proprietari d’auto, ma incentivano 
anche le vendite. Il fatto che meno macchine e meno traffico siano ecologicamente vantaggiosi e so-
stengano i redditi viene contraddetto da tali sgravi.  
Come al solito, le imposte pagate dai lavoratori dipendenti sono nel bilancio altoatesino non solo 
fondamentali per il volume complessivo delle entrate, ma anche in costante crescita. Se, da una 
parte l’aumento della deduzione per l’addizionale regionale IRPEF da 20.000 a 28.000 euro ha com-
portato uno sgravio di 14 milioni, dall’altra non cambia il fatto che i redditi bassi e medi sono le co-
lonne portanti del bilancio della Provincia. 
Anche se, almeno per quanto riguarda i dipendenti provinciali, i recenti aumenti stipendiali hanno 
consentito notevoli recuperi fiscali per questa categoria di contribuenti, tale misura impatta su un 
gruppo già relativamente ben tutelato che, anche se non dal punto di vista economico, dal punto di 
vista contrattuale e del diritto del lavoro è di certo maggiormente garantito rispetto ai dipendenti pri-
vati. 
Un primo commento: in un territorio come l’Alto Adige, dove grazie all’autonomia finanziaria il bilan-
cio può essere impiegato efficacemente come strumento di indirizzo, si percepisce chiaramente che 
attraverso di esso si è cercato di operare una redistribuzione. Ciò nonostante, si attestano anche in 
Alto Adige le generali tendenze riscontrabili a livello nazionale ed europeo per quanto riguarda il ca-
rico fiscale, la persistente debolezza dei salari in molti comparti e un numero crescente di pensionati 
minimi a fronte di rendite crescenti in determinati settori di presunta evasione. Con ciò si indebolisce 
uno dei principi dell’autonomia, vale a dire il perseguimento dell’equità a tutti i livelli: in politica, 
nell’amministrazione, ma anche nella distribuzione delle risorse e nell’equilibrio sociale. 
Le entrate derivanti dalle devoluzioni del gettito d’imposta da parte dello Stato, in particolare di quello 
delle imposte sui redditi e sulle società, contribuiscono in modo significativo a controbilanciare gli 
ormai ridotti trasferimenti dello Stato. Anche il lieve aumento dell’IRAP è utile.  
Come spiega la relazione al bilancio, le entrate derivanti dagli arretrati d’imposta nell’anno 2017 e in 
quelli successivi diminuiscono, così come le assegnazioni dello Stato, le quali a partire dal 2018 
diminuiranno di circa 200 milioni di euro all’anno, rendendo più importanti che mai le imposte provin-
ciali, ma soprattutto quelle devolute dallo Stato nell’ambito dell’IRPEF.  
Qui però sorgono delle legittime preoccupazioni: l’aumento delle spese correnti continua a compri-
mere gli investimenti, come dimostreranno le minori entrate previste per i prossimi anni. L’assessore 
Schuler a ragione ha recentemente fatto presente la crescita strutturale delle spese correnti. Nono-
stante i grandi sforzi del gruppo di lavoro dedicato, non procede come auspicato la revisione di tutte 
le voci di bilancio annunciata con il “zero base budgeting”. La ridistribuzione dei fondi di bilancio ri-
chiede interventi incisivi, senza eccedere in pericolose politiche di austerità.  
Depurando i 5,4 miliardi del bilancio dalle partite di giro, il volume delle spese viene ridotto di 304 mi-
lioni. A ciò si aggiunge la partecipazione al riequilibrio del bilancio pubblico: la stabilità del patto di 
garanzia mantiene i versamenti sugli abituali 477 milioni di euro – almeno per ora. Fatte queste de-
trazioni, rimangono disponibili 4.856 milioni di euro.  
Con riguardo alle spese, sono sufficienti alcune osservazioni che verranno spiegate in maggiore 
dettaglio in sede di discussione generale.  
Sempre sul fronte delle spese, si è ridimensionato il panico ancora percepibile nel 2014 per lo svi-
luppo della più importante voce di bilancio, quella della sanità, che con i suoi 1.234 milioni di euro 
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rappresenta circa un quarto del bilancio. La percentuale della spesa sanitaria sul PIL, quasi il 7%, è 
nella media italiana, ma rimane buona anche nel raffronto con la Germania e l’Austria nonostante la 
spesa pro capite risulti più alta. 
Le forti sollecitazioni al risparmio nel settore sanitario torneranno a farsi sentire nei prossimi anni, 
sebbene la sanità abbia già operato ampi tagli alle proprie voci di spesa. Ciò vale anche per le voci 
istruzione e sociale, in leggera crescita quest’anno, ma che non ci si aspetta ottengano sconti in fu-
turo. Infatti, nonostante la migliorata situazione economica il fabbisogno di risorse nel settore sociale 
permane alto a causa della povertà strutturale e della debolezza sociale di crescenti gruppi della po-
polazione, ma anche a causa delle sempre maggiori esigenze di servizi assistenziali. Il crescente 
fabbisogno dei settori istruzione, salute e sociale non può venire ridimensionato a fondo nonostante 
le ipotizzabili razionalizzazioni, poiché la dotazione e il pianificato utilizzo dei mezzi di questi settori 
sono decisivi per la solidarietà e la coesione della società altoatesina. Gli esempi di altre regioni ita-
liane e di grandi nazioni mostrano cosa può succedere se un gruppo consistente si sente emarginato 
e discriminato: le inevitabili conseguenze saranno divisioni e rabbia, soprattutto però uno strisciante 
impoverimento che può sconfinare nell’indigenza.  
È quindi di fondamentale importanza porre ora le basi finanziarie per il futuro, in modo da garantire il 
finanziamento di settori centrali quali la formazione, la sanità, il sociale e anche l’edilizia residenziale. 
Nonostante i primi sforzi, la riorganizzazione del bilancio è appena all’inizio, considerando la migliore 
gestione e razionalizzazione delle spese, la valorizzazione delle voci patrimoniali e dei portafogli im-
mobiliari mal utilizzati, così come l’aumento delle entrate che si può realizzare anche con la lotta 
all’elusione e all’evasione fiscale. 
Dopo queste poche osservazioni passiamo all’analisi delle disposizioni collegate alla legge di stabi-
lità. 
“Disposizioni collegate alla legge di stabilità”: la grande abbuffata legislativa di fine anno con con-
torno di interventi di minore e maggiore portata 
Le disposizioni collegate alla legge di stabilità si presentano come l’inevitabile miscuglio di fine anno 
di modifiche sensate, sanatorie e articoli ad hoc. Sono impossibili da sradicare masi deve cercare co-
munque di ridurli: nonostante siano una necessaria valvola di sfogo, gli articoli proliferano come le 
teste dell’Idra di Lerna che bisogna combattere con tagli netti. 
L’articolo 1 modifica l’ordinamento dell’edilizia abitativa agevolata, e gli interventi ai commi 1 e 3 ser-
vono soprattutto a promuovere la rimozione e lo smaltimento di amianto con interventi di emergenza 
e contributi a fondo perduto.  
In sede di commissione legislativa, su iniziativa dell’ass. Tommasini, nel comma 1-bis è stato intro-
dotto un passaggio sui modelli abitativi innovativi per incentivare il cosiddetto co-housing soprattutto 
tra i giovani committenti e le famiglie. Non è ancora ben chiaro se si tratti di un assaggio della tanto 
annunciata riforma edilizia o soltanto di un tentativo isolato e destinato all’oblio. Dal punto di vista 
della minoranza sarebbe opportuno stralciarlo. 
Il comma 2 dell’articolo 1, adegua alle nuove disposizioni il contributo di edilizia agevolata a immigrati 
che hanno percepito un reddito all’estero: il reddito conseguito all’estero non viene più ricalcolato 
come equivalente di reddito prestato in provincia poiché sembra essere in contrasto con i criteri pre-
visti dalla DURP. 
Il comma 6 riguarda la situazione di via Cadorna a Bolzano, dove un blocco prolungato del cantiere e 
un contenzioso hanno messo a repentaglio la posizione degli assegnatari. Il nuovo testo vuole ga-
rantire tutela giuridica a posteriori alle famiglie e alle parti interessate. 
Grazie al comma 7 invece il fattore della “capacità economica”, che finora era definito in modo pre-
ciso, rientrerà nell’ambito di discrezionalità della Giunta provinciale alla quale, per quanto ci riguarda, 
vengono concessi spazi di manovra troppo ampi nella determinazione del tetto massimo di reddito 
per accedere agli alloggi IPES. 
Il comma 8 concede all’IPES la possibilità di individuare fra i propri inquilini delle persone fiduciarie di 
cui avvalersi per ottimizzare il rapporto con l’inquilinato. L’individuazione di interlocutori è sicura-
mente opportuna per molte questioni, ma sarebbe necessario concretizzare il profilo di queste figure 
per definirne meglio le caratteristiche tecniche e personali. 
Il comma 1 dell’articolo 2 interviene sul’articolo 44 della legge urbanistica provinciale, nel quale si 
definiscono le zone per insediamenti produttivi. Il principio del divieto di vendita nelle zone per inse-
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diamenti produttivi, in vigore per molti anni, era stato allentato in seguito alla liberalizzazione del 
commercio prevista dal governo Monti nel 2012 e dalla rispettiva legge provinciale. Era stato inoltre 
messo in discussione il divieto di esercizio di commercio al dettaglio in queste zone, fino ad allora 
piuttosto chiaro.  
Dopo che da luglio 2016, mediante norma di attuazione, il commercio è stato nuovamente attribuito 
alla competenza primaria della Provincia, la riconquistata autonomia in questo settore viene ribadita 
modificando l’articolo sulle zone per insediamenti produttivi.  
Così ora, in linea di principio, sono nuovamente possibili le restrizioni al commercio nelle zone per 
insediamenti produttivi; ultimamente infatti salute, chiari principi urbanistici, qualità della vita e tutela 
dell’importanza commerciale dei centri storici hanno teoricamente la priorità. Resta in vigore la de-
roga per merci ingombranti, per le difficoltà connesse alla loro movimentazione. Dispongono invece 
nuovamente di una corsia preferenziale le cooperative agricole, la cui gamma di prodotti può essere 
venduta. La riformulazione è sostanzialmente positiva, però dovrebbero essere definite in modo più 
preciso le cooperative di produzione agricola. 
Il comma 3 chiarisce le comunioni in caso di insediamenti nelle zone produttive. A causa della com-
plessità e delle limitate nozioni in materia, la questione non è ben chiara al sottoscritto. 
L’articolo 3 chiarisce le scadenze di sentenze riguardanti attività commerciali, in particolare procedi-
menti di un certo peso come quelli relativi ad ASPIAG o Tosolini. Con la precisazione temporale il 
passaggio cerca di chiarire qualsiasi dubbio in merito alla validità delle sentenze passate in giudicato 
prima del 23/10/2014.  
L’articolo 4 riguarda la riforma della legge provinciale 7/2012 sulla liberalizzazione dell’attività com-
merciale: si tratta in primo luogo di modifiche tecniche dei riferimenti a fonti giuridiche e 
dell’introduzione e indicazione precisa delle scadenze della “segnalazione certificata di inizio attività 
(SCIA)”, da inoltrare al Comune territorialmente competente prima dell’inizio dell’attività.  
È da accogliere con favore l’introduzione al comma 9 dell’obbligo della VIA per le grandi strutture di 
vendita e i centri commerciali, qualora la loro attività abbia determinate caratteristiche. 
L’articolo 5 modifica le condizioni per i contributi alle federazioni di organizzazioni di volontariato: fi-
nora ci si serviva di un fondo speciale della Fondazione Cassa di risparmio che però, vista la situa-
zione precaria dell’istituto bancario, non era più disponibile; di conseguenza la Provincia è dovuta 
intervenire in sua vece, con importi peraltro modesti, per garantire gli stanziamenti. 
L’articolo 6 introduce una misura a favore delle famiglie, per venire incontro ai dipendenti provinciali 
mediante un finanziamento parziale dei servizi di assistenza all’infanzia. Le famiglie saranno chia-
mate a una compartecipazione al massimo del 35%. 
L’articolo 7 rappresenta un ulteriore tentativo di far fronte alle ristrettezze croniche nell’ambito del 
Fondo sociale europeo. Tuttora molte domande del periodo 2007-2013 non sono state evase ovvero 
rendicontate, e il direttore Albrecht Matzneller ne ha fornito un quadro estremamente chiaro alla III 
commissione legislativa. Risultano ancora aperti 458 progetti del periodo 2007-2013, di cui 285 fino a 
metà novembre 2016 non erano ancora stati nemmeno controllati. Ai fini dell’erogazione almeno par-
ziale dei fondi, l’articolo prevede la collaborazione con aziende specializzate come FORMEZ o simili 
per permettere una rendicontazione in zona Cesarini. 
L’articolo 8 definisce la dotazione organica complessiva della Provincia (e pone fine alla riduzione dei 
posti), in particolare quella dei centri linguistici e della formazione professionale in lingua italiana. 
Inoltre prevede 50 nuovi posti, entro l’anno scolastico 2017/18, nella scuola dell’infanzia, un settore 
che notoriamente registra una grave carenza di personale. 
L’articolo 9 chiarisce un importante aspetto sempre nel settore del personale, consentendo l’impiego 
in ambito amministrativo del personale risultato inidoneo all’insegnamento tramite la creazione di un 
apposito contingente per queste persone che, per sovraccarico, età o motivi personali, non sono più 
adatte all’insegnamento. Si tratta sicuramente di una soluzione sensata. 
L’articolo 10 consente al dipartimento mobilità – stando a quanto dichiarato dal direttore di riparti-
zione ing. Günther Burger – di finanziare progetti di mobilità sostenibile, finalizzati in particolare a evi-
tare, rallentare e migliorare il traffico. 
Articoli da 10-bis fino a 10-octies: il florilegio di emendamenti della legge di stabilità 
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Gli altri emendamenti all’articolo 10, presentati a brevissimo termine alla commissione, sono in parte 
di natura sostanziale e avrebbero assolutamente meritato un trattamento separato in quanto riforma 
legislativa a pieno titolo. 
Il comma 1 dell’articolo 10-bis precisa gli aspetti giuridici inerenti al personale dell’Istituto per la pro-
mozione dei lavoratori per sottrarre i suoi collaboratori alla minaccia del precariato, e assicura il fun-
zionamento di questo importante istituto di ricerca.  
Merita poi una speciale attenzione l’articolo 10-ter, che reimposta le basi su cui poggia la legge n. 
12/2007 “Servizi pubblici locali”, varata 9 anni fa, in seguito al entrata in vigore del decreto legislativo 
n. 175 del 19/8/2016.  
Nel 2007 il legislatore statale aveva insistito per ridurre al minimo la gestione in proprio delle presta-
zioni e le partecipazioni degli enti pubblici, assicurarne la qualità e sfoltire la miriade di società – 
come si sa con poco successo. Il Consiglio provinciale aveva recepito tale legge, che ora viene do-
tata di un nuovo caposaldo. Nella versione aggiornata il settore delle partecipazioni pubbliche della 
Provincia e di altri enti come Comuni e comunità comprensoriali viene regolamentato in modo più in-
cisivo anche tenuto conto delle imminenti riforme. Lo dimostra già di per sé il fatto che il titolo “Servizi 
pubblici locali” sia stato integrato dalle parole “e partecipazioni pubbliche”. Infatti nei prossimi anni è 
praticamente scontata una riorganizzazione dei rapporti di partecipazione della Provincia e di altri 
enti pubblici in grandi aziende, in primis quelle operanti nel settore dei trasporti e dell’energia. Il dise-
gno di legge prevede quindi che si tenga conto “delle particolarità del territorio” e della tutela delle 
minoranze (articolo 10-ter, comma 3), ma si tratterà comunque di importanti partecipazioni della 
mano pubblica, ad esempio in Alperia e nelle sue società o nella SAD. 
Il comma 5 dell’articolo 10-ter della legge provinciale n. 12/2007 “rivisitata” apre – a dispetto delle 
limitazioni originariamente previste – tutta una serie di possibilità per quanto riguarda l’acquisizione 
di partecipazioni e la creazione di società, ad esempio nel settore dei beni e servizi di interesse ge-
nerale, per la progettazione, realizzazione e gestione di grandi opere, nel settore dei servizi di com-
mittenza o della promozione di eventi fieristici, della mobilità, delle terme e via dicendo. In apparenza 
siamo di fronte a una svolta radicale della mano pubblica che, almeno con questo disegno di legge, 
annuncia attività di rilievo per il futuro. Persino nel settore degli immobili viene espressamente auto-
rizzata la valorizzazione del patrimonio tramite l’ampliamento del portafoglio immobiliare. Anche il ca-
rattere monocratico degli organi societari viene notevolmente potenziato, in quanto ai sensi del 
comma 4-quater negli statuti delle società può essere prevista l’attribuzione di deleghe di gestione da 
parte del consiglio di amministrazione a un solo amministratore. 
In base al comma 6, i più ampi settori di attività delle società pubbliche, gestite peraltro in modo 
maggiormente monocratico, devono essere accompagnati, entro la fine del 2017, da una revisione di 
fondo di tutte le società direttamente e indirettamente controllate per individuare eventualmente 
quelle che vanno alienate. Nella stessa direzione va l’analisi di cui al comma 7, che a partire dal 
2020 deve avere cadenza triennale, allo scopo di provvedere, se necessario, alla razionalizzazione e 
ristrutturazione delle società che non soddisfano i presupposti elencati alle lettere da a) a g) del 
comma 7. 
E così viene spazzato via l’orientamento originario dell’articolo 5-bis, cioè quello che avrebbe con-
sentito entro il 31 dicembre 2016 una sostanziale “riduzione” delle società. 
Per il gran finale arriva infine il nuovo comma 9, che esenta espressamente dalla nuova 
regolamentazione le società a partecipazione pubblica se quotate in borsa in certe date.  
Siamo di fronte a una vera rivoluzione nell’ambito delle partecipazioni pubbliche, che da una parte 
offre alla Provincia e ad altri enti nuove possibilità di partecipazione finora negate e dall’altra impedi-
sce del tutto l’accesso a determinati settori. La tendenza all’uscita della Provincia dalle partecipazioni 
societarie, imperante negli anni dal 2007 al 2012, sembra segnare il passo se non addirittura in pro-
cinto di essere travolta da una nuova era. È comunque necessario seguire con attenzione questa 
svolta, che non deve in alcun modo rappresentare un ritorno al “sistema Alto Adige” con tutti i suoi 
intrecci e clientelismi. 
È invece del tutto innocuo nella sua tecnicità l’articolo 10-quater, che va semplicemente ad estin-
guere i fondi regionali per l’erogazione di mutui agli enti locali, visto che la loro funzione è già da 
tempo svolta da altri strumenti. 
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L’articolo 10-quinquies consente di aumentare i mezzi provinciali destinati all’attività di cooperazione 
attingendo a fondi messi a disposizione da altri soggetti pubblici e privati, e di versare nel bilancio 
provinciale le giacenze del conto di tesoreria per i terremotati dell’Abruzzo (si spera per inoltrali a chi 
di dovere). 
L’abolizione del fondo di rotazione per la ricerca e lo sviluppo, di cui all’articolo 10-sexies, con 
l’intento di finanziare i progetti di ricerca e sviluppo tramite il fondo di rotazione per l’incentivazione 
delle attività economiche, rappresenta una semplificazione da tempo attesa.  
L’articolo 10-septies consente a 13 soggetti privati, presenti soprattutto a Bolzano, Merano e in 
Bassa Atesina, di mantenere anche in futuro la gestione delle scuole dell’infanzia provinciali loro affi-
date.  
L’articolo 10-octies riguarda l’esito della Convenzione sull’autonomia e introduce una modifica nella 
corrispondente legge del 2015: dopo mesi di dispendiose discussioni la Convenzione altro non dovrà 
fare che produrre un “documento contenente suggerimenti al Consiglio provinciale”, vale a dire qual-
che paginetta senza pretesa di approfondimento, qualità e valenza giuridica, che sicuramente non 
renderà giustizia a un’iniziativa del peso della Convenzione.  
Con questo fuoco di fila di emendamenti si concludono le “Disposizioni collegate alla legge di stabi-
lità 2017” che, secondo un’ormai consolidata tradizione, si sono trasformate anche stavolta in una 
legge omnibus dell’ultima ora. 

 
PRÄSIDENT: Herr Abgeordneter Pöder, Sie haben das Wort zum Fortgang der Arbeiten.  

 
PÖDER (BürgerUnion – Südtirol - Ladinien): Ich möchte die Kritik des Kollegen Tinkhauser unterstützen 

und mich bei den beiden Minderheitenberichterstattern bedanken. Deshalb würde ich Sie, Herr Präsident, ersu-
chen, dafür zu sorgen, dass seitens des Landeshauptmannes mehr Respekt gegenüber dem Landtag entgegen-
gebracht wird. Es wird wenige Parlamente geben, zumindest in den Demokratien, in denen der Regierungschef 
oder die Regierungschefin bzw. der Haushaltsminister nicht im Landtag anwesend ist, wenn Berichte verlesen 
werden, die ja Bestandteil der Haushaltsdebatte sind. Das ist eine Respektlosigkeit sondergleichen. Wenn ich bei 
meiner Haushaltsrede bin und der Landeshauptmann nicht hier ist, dann werde ich aufhören zu reden, stehen 
bleiben und erwarte mir, dass mir die Zeit angerechnet wird. Also so geht das nicht! Er ist Landeshauptmann und 
Landesrat für Haushalt und Finanzen. Es geht einfach nicht, dass er uns hier seinen Bericht hinknallt und dann 
einfach weg ist. Das ist eine Geringschätzung des Landtages sondergleichen!  

 
PRÄSIDENT: Kollege Pöder, ich werde das weiterleiten.  
Vor Beendigung der heutigen Sitzung teile ich Ihnen noch mit, dass gegen das Protokoll der letzten Land-

tagssitzung, welches zu Beginn der heutigen Sitzung zur Verfügung gestellt wurde, während der laufenden Sit-
zung keine schriftlichen Einwände vorgebracht wurden und dass dasselbe deshalb im Sinne von Artikel 59 Absatz 
3 der Geschäftsordnung als genehmigt gilt. 

 
Danke, die Sitzung ist geschlossen. 
Ore 12.40 Uhr 

 
 

 

 



 

 
Es haben folgende Abgeordnete gesprochen: 
Sono intervenuti i seguenti consiglieri/le seguenti consigliere: 
 
 
HEISS  (65) 
KOMPATSCHER  (1) 
PÖDER  (75) 
TINKHAUSER  (63) 
TSCHURTSCHENTHALER  (52, 55) 
 


